
 

 
 

 
 

 
 

 
 

 

 

 

 
 

 

 Arbeitsbesuche und Studienaufenthalte … 
… garantieren den Austausch weit über die Stadtgrenzen hinweg. 

Die „Europäische Organisa
tion der Regionalen Ex
ternen Institutionen zur 
Kontrolle des Öffentlichen 
Finanzwesens“ (EURORAI) 
ist ein Kooperationsprojekt 
von regionalen Einrichtungen 
der öffentlichen Finanzkont
rolle in Europa. Dieses Projekt 
bietet u.a. einen Rahmen für 
den internationalen Erfah
rungsaustausch von regio
nalen Kontrolleinrichtungen. 
Schwerpunkte bilden u.a. der 
Austausch und die Behandlung 
von internationalen Standards 
zur Durchführung von spe
ziellen Gebarungsprüfungen 
und auch die Möglichkeit zur 
Teilnahme an internationa
len Austauschprogrammen 
und Fortbildungskursen für 
Bedienstete der Mitglieder 
von EURORAI. Im Berichtsjahr 
trat die Stadt Wien, vertreten 
durch den Stadtrechnungshof 
Wien, der EURORAI bei und 
ist derzeit mit sechs weiteren 
österreichischen Landesrech
nungshöfen in diesem Gremium 
als Mitglied vertreten. 

Der Erfahrungsaustausch und die Zusammenarbeit mit Kontrolleinrichtungen 
auf internationaler Ebene werden vom Stadtrechnungshof Wien schon seit 
vielen Jahren gepflegt und wurden im Jahr 2014 in gewohnter Weise fortge
setzt und auch ausgeweitet. Neben Arbeitsbesuchen bei den Kontrollämtern 
Zagreb und Bratislava sowie bei der Internen Revision der Stadtverwaltung 
der Stadtgemeinde Ljubljana, besuchte der Stadtrechnungshof Wien erstmals 
den Rechnungshof der Freien und Hansestadt Hamburg. Einen Erstbesuch 
stellte auch der Empfang des Präsidenten und Vizepräsidenten des Rech
nungshofes der Republika Srpska bei der Wiener Kontrolleinrichtung dar. 
Darüber hinaus absolvierte eine Mitarbeiterin des Stadtrechnungshofes Wien 
einen vierwöchigen Aufenthalt bei der Inspection Générale de Paris. 

Arbeitsbesuch beim Zagreber Kontrollamt 

Anfang Jänner 2014 besuchte eine In der Folge fand Anfang September 
Delegation des Stadtrechnungshofes Wien 2014 ein Arbeitstreffen zwischen dem 
das Kontrollamt der Stadt Zagreb. Gegen- Kontrollamt Zagreb und dem Leiter 
stand dieses Treffens waren primär Vorträge des Stadtrechnungshofes Wien statt. 
und Diskussionen über die Finanzierung Gegenstand war u.a. die Präsentation und 
des Sportsektors in Zagreb und Wien, eine Evaluierung der Ergebnisse der gemeinsa-
Präsentation über Prüfungen von Sport- men Prüfung (Parallelprüfung) zum Thema 
subventionen seitens des Kontrollamtes Sportförderung. Darüber hinaus wurde eine 
Zagreb sowie ein Abstimmungsgespräch Präsentation zum Bericht des kroatischen 
zur geplanten gemeinsamen Prüfung Rechnungshofes über die „Finanzielle 
der Sportsubventionen. Diese geplante Prüfung der Stadt Zagreb für das Jahr 
gemeinsame Prüfung (Parallelprüfung) 2013“ von der stellvertretenden Kontroll
basiert auf einer Vereinbarung zwischen amtsdirektorin des Zagreber Kontrollamtes 
dem Kontrollamt der Stadt Zagreb und dem durchgeführt. 
Stadtrechnungshof Wien, die Sportförderun
gen in beiden Städten gleichzeitig zu prüfen. 

Arbeitstreffen Ljubljana im Februar 2014 

Eine Delegation des Stadtrechnungshofes des „Gemeinsamen Dienstes für Interne 
Wien besuchte in Begleitung des Stadt- Revision in der Stadtgemeinde Ljubljana“. 
kontrolleurs von Bratislava die Interne Die Eröffnung eines Erfahrungsaustausches 
Revision der Stadtgemeinde Ljubljana. Inhalt von Kontrolleinrichtungen der Städte Ljublja
dieses Arbeitstreffens war die Vorstellung na und Bratislava auf Initiative des Wiener 
des „Systems der internen Revision der Stadtrechnungshofes stand ebenfalls im 
öffentlichen Finanzen in Slowenien“ sowie Vordergrund der Gespräche. 

Internationales Treffen von Kontrolleinrichtungen 

Anfang Mai 2014 empfing der Stadtrech- der Kontrollämter Zagreb und Bratislava, 
nungshof Wien erstmalig vier ausländische der Internen Revision der Stadtgemeinde 
Kontrolleinrichtungen zum gemeinsamen Ljubljana sowie der Kontrolleinrichtung 
Erfahrungsaustausch. Im Wappensaal des der Stadt Paris, der Inspection Générale 
Wiener Rathauses wurde mit VertreterInnen de Paris, eine Fachtagung zu Themen wie 
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Fachbesuch in der Finanz
direktion der Stadt Paris

Vom 12. Mai bis 6. Juni 
2014 hatte eine Prüferin des 
Stadtrechnungshofes Wien 
Gelegenheit die Arbeits- und 
Funktionsweise des „Bureau 
des Sociétés d‘économie mixte 
(SEM)" in der Finanzdirektion 
der Stadt Paris kennenzulernen. 
Im Zuge dieses vierwöchigen 
Aufenthaltes wurden rechtliche 
Aspekte und die Tätigkeiten 
des Büros des SEM im Zusam-
menhang mit dem Verwaltungs-
rat und den Fachdirektionen 
erörtert sowie der Besuch 
ausgewählter SEM-Einrichtun-
gen vorgenommen. Einblicke 
über die Vorgehensweise bei 
der Veröffentlichung von 
Prüfergebnissen der Inspection 
Générale de Paris im Zusam-
menhang mit SEM bildeten 
weitere Schwerpunkte.

„Whistleblowing“, Korruptionsprävention, 
Unabhängigkeit  von Kontrolleinrichtungen 

oder der Finanzierung des Sports abgehal-
ten. 

Arbeitsbesuch beim Rechnungshof Hamburg

Ebenfalls im Mai 2014 war eine Delegation 
des Stadtrechnungshofes Wien zu einem 
Arbeitsbesuch im Rechnungshof der Freien 
und Hansestadt Hamburg geladen. Im 
Rahmen des dreitägigen Treffens wurden 
die Rechtsstellung und Organisation der 
Prüfeinrichtung, der Jahresberichtsprozess, 
die Kooperation des Rechnungshofes der 

Hansestadt mit dem deutschen Bundes-
rechnungshof sowie der „Bürgerhaushalt“ 
erörtert. Das System der Hamburger 
„Vorprüfungsstellen“, die Problematiken rund 
um kostenstabiles Bauen (Elbphilharmonie) 
sowie die Prüfung von Subventionen im 
Bereich Kultur, Sport und Wirtschaft bildeten 
einen weiteren Schwerpunkt. 

Delegation der Republika Srpska im Stadtrechnungshof Wien

Der Stadtrechnungshof Wien empfing 
eine Delegation des Rechnungshofes der 
Republika Srpska (Bosnien-Herzegowina) 
am 11. Juni 2014 zum Gedankenaustausch. 
Neben allgemeinen Erörterungen zu Aufbau 
und Organisation der beiden Einrichtungen 
wurde seitens des Stadtrechnungshofes 

Wien die „Prüfarchitektur Österreichs“ 
vorgestellt und ein Überblick über die 
bisherigen Aktivitäten des Wiener Stadtrech-
nungshofes im Rahmen seiner internatio-
nalen Aktivitäten präsentiert. Die Gäste aus 
Bosnien-Herzegowina bekundeten Interesse 
an einer Vertiefung der Zusammenarbeit.

Arbeitstreffen Bratislava Oktober 2014

Zum Thema „Beteiligungsmanagement“ fand 
am 21. Oktober 2014 ein Arbeitstreffen der 
Kontrolleinrichtungen der Städte  Bratislava 
und Wien statt. An den Gesprächen nahmen  
u.a. der Vize-Bürgermeister der slowaki-

schen Hauptstadt, die beiden Leiter der 
städtischen Kontrolleinrichtungen sowie der 
Leiter der Kontrolleinrichtung auf Ebene des 
Selbstverwaltungskreises Bratislava teil.

Besuch beim Rechnungshof Hamburg. /  © Stadtrechnungshof Wien

Internationales Treffen im Rathaus Wien. /  © PID
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Latest News 

Zwei aktuelle OECD-Studien, „Gover
ning the City“ und “The Metropolitan 
Century. Understanding Urbanisation 
and its Consequences” bieten sich als 
vertiefende Lektüre zum Thema an. Sie 
gehen davon aus, dass Städte im Jahr 
2050 sechs Milliarden EinwohnerInnen 
zählen werden, zu Beginn des nächsten 
Jahrhunderts werden neun Milliarden 
erwartet. Diese Zahlen sind noch beein
druckender, wenn man bedenkt, dass die 
städtische Bevölkerung 1950 nur rund 
eine Milliarde betrug. Wir leben derzeit 
im „Jahrhundert der Metropolen“, die 
funktionierende Verwaltung der urbanen 
Agglomerationen hat entscheidenden 
Einfluss auf die Wirtschaftsentwicklung 
und die Lebensqualität rund der Hälfte 
der Weltbevölkerung, die in den 300 
Metropolregionen mit mehr als 500.000 
EinwohnerInnen lebt. Die Studienau
torInnen gehen davon aus, dass zwei 
Drittel der Metropolregionen weltweit 
bereits über spezielle Organisations
formen („metropolitan governance bo
dies“) verfügen, die für die abgestimmte 
Gesamtentwicklung der Metropole 
verantwortlich sind. 

„However, metropolitan governance 
arrangements come with great diversity 
and are rarely binding. Four main types 
of arrangements emerge from OECD 

experience: informal/soft co-ordination 
(52% of OECD etropolitan areas that 
have a metropolitan governance body); 
inter-municipal authorities (24%); 
supra-municipal authorities (16%); and 
a special status of “metropolitan cities” 
(8%). There is considerable diversity 
among (and sometimes even within) 
these four categories in terms of legal 
status, composition, power, budget 
and staff. For example, less than one 
quarter of OECD metropolitan areas 
has a governance body that can impose 
regulations.” (OECD (2015), Governing 
the City, OECD Publishing. http://dx.doi. 
org/10.1787/9789264226500-en). 

Das gute Funktionieren der Metropolen 
ist für mehr als die Hälfte des weltweit 
erarbeiteten BIPs verantwortlich,  sind 
sie doch die Zentren von Produkti
vität und Innovation und stellen für 
die umgebende Region Waren und 
Dienstleistungen zur Verfügung. „While 
innovation can happen anywhere, it 
occurs especially in highly urbanised 
areas. Cities are thus crucial in pushing 
out the productivity frontier, thereby 
becoming positive spillover effects on 
the economic performance of surroun
ding regions that is measurable up to 
a distance of 200 – 300 kilometres.” 
(OECD (2015), The Metropolitan Century: 

Understanding Urbanisation and its 
Consequences, OECD Publishing. http:// 
dx.doi.org/10.1787/9789264228733-en). 

Auch die Frage, was – neben einem guten 
Funktionieren – eine Stadt nun erfolg
reich macht, stellen sich die AutorInnen: 
„Successful cities typically attract 
population, have high levels of economic 
activity and are well organised. What 
are the secrets behind the success of 
these cities? The economic performance 
of a city is influenced by a complex set 
of policies at the national and local 
level, but one can identify some broad 
patterns regarding economic perfor
mance that hold across most cities. 
For example, the productivity levels of 
cities (and thus their gross domestic 
product, GDP) depend on their popu
lation size. Larger cities are generally 
more productive. A large share of highly 
educated people also has important 
benefits for productivity levels. Also the 
governance structure of a metropolitan 
area matters. The fragmentation of a 
metropolitan area into a large number 
of municipalities is negatively reflected 
in its economic strength.” (OECD (2015), 
The Metropolitan Century: Understan
ding Urbanisation and its Consequen
ces, OECD Publishing. http://dx.doi. 
org/10.1787/9789264228733-en). 
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Bevor Sie weiterlesen …
 

 

© Media Wien 

Das Schwerpunktthema dieses Europaberichts ist ehrgeizig: „Urban Europe“ geht von Maltas Hauptstadt Valletta bis 
nach Hammerfest nördlich des Polarkreises. Es umfasst Millionenmetropolen wie Paris und London, aber auch Pilsen, 
die europäische Kulturhauptstadt 2015 mit ihren knapp 170.000 EinwohnerInnen. Das „städtische Europa“ sieht sich 
mit den unterschiedlichsten Herausforderungen konfrontiert. Rotterdam gilt als größter Seehafen Europas und  be
deutendster Umschlagplatz der Weltwirtschaft, Millionen Tonnen von Erdöl kommen hier jährlich an, was die Stadt 
zu einem der riskantesten Plätze Europas macht. Malmö hingegen hat sich das Ziel gesetzt, bis 2030 klimaneutral 
zu sein. Mobilität, Wohnen, Daseinsvorsorge sind Schlagworte, die jede Stadt zur Genüge kennt. Soziale Inklusion, 
Klimawandel und Wettbewerbsfähigkeit zählen genauso zu den Topthemen der Städtepolitik. 

In diesem Sinn ist es unmöglich, dem 
urbanen Europa im Rahmen einer einzigen 
Publikation gerecht zu werden. Zu vielfältig 
sind die relevanten Themenkomplexe, zu 
kontrovers manche Herangehensweisen. 
Trotzdem wollten wir versuchen, der 
europäischen Städtepolitik zumindest den  
Ansatz jenes Platzes einzuräumen, der 
ihr zusteht. Schließlich sind Städte die 
Brennpunkte jeder Entwicklung, nehmen 
vieles vorweg, erleben das meiste in 
einer fokussierten Form. Die europäische 
Städtepolitik hat bereits eine recht lange 
Geschichte mit vielen Auf und Abs, Erfolge, 
aber auch Rückschlägen. Sie werden 
auf den folgenden Seiten nicht nur die 
Möglichkeit haben, einen geschichtlichen 
Abriss zur Städtepolitik der EU, sonder n 
auch eine sehr anschauliche Schilderung 
ihres Kompetenz- und Organisationsgefüges 
zu lesen. Den vielen aktuellen Themen und 
Herausforderungen europäischer Städte 
sind weitere Beiträge gewidmet. Städteko
operation, organisiert in Netzwerken oder 
punktuell zu aktuellen Problemstellungen, 
steht Städtekonkurrenz um wirtschaftliches 
und politisches Pouvoir gegenüber. Wien 
sieht sich dabei manchmal in der privile-
gierten Position, anden als Vorbild oder 
Meinungsführer dienen zu können: der 
Wiener Smart City Ansatz unterscheidet 

sich in seiner sozialen Ausrichtung von so 
manch anderem, Wiens Engagement für 
den sozialen Wohnbau findet europaweit 
Unterstützung, die Lebensqualität in 
Wien steht seit Jahren an erster Stelle 
entsprechender Rankings. Städtische, 
nationale und internationale ExpertInnen 
stellen in ihren Beiträgen ihr Wissen und ihre 

Überlegungen zur Verfügung, es sind nur 
Blitzlichter auf das urbane Europa, aber sie 
sind durchaus erhellend. 

Es bleibt der MA 27 – Europäische Angele-
genheiten als Herausgeberin des Europabe-
richts jetzt nur noch, Ihnen eine interessante 
und aufschlussreiche Lektüre zu wünschen! 
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Cities as engines of sustainable competitiveness.
 

Autor: 

Hans Verdonk   
EU Representative of the City of Rotterdam 

h.verdonk@G-4.eu 

www.rotterdamimagebank.nl / © Ossip van 
Duivenbode 

In the running up towards the Dutch EU presidency in the first half of 2016 
the city seems to have been rediscovered. The places where the majority of 
Europeans live, where solutions for today’s’ challenges have to be found, and 
where EU policies and legislation come together and are being implemented 
on the ground. City administrations and many of their partners are obviously 
aware of these facts, but strangely enough the use of their knowledge and 
experiences has been mostly incidental or limited to the early stages of 
European decision making. 

Already in 1986 the mayors 
and leaders of six so-called 
second cities met in Rotterdam 
to discuss the study “Cities: 
engines behind economic 
recovery”1). At this occasion 
the EUROCITIES network 
was founded. Starting with 
six founding fathers, today 
the organisation represents 
the interests of over 130 of 
Europe’s largest cities and 40 
partner cities to the European 
institutions and is acting as 
the platform for exchange of 
knowledge and cooperation of 
these cities. 

During EUROCITIES’ 25th Anni
versary the researchers of the 
1986 study, who founded in 
1988 the European Institute for 
Comparative Urban Research 
EURICUR, and representatives 
of the city of Rotterdam felt the time was ment Studies (IHS) this part of the study 
right for a follow-up study to provide a was extended by one European city and 
scientific boost to the urban debates. The fifteen non-European cities on all continents. 
idea for “Cities as engines of sustainable The results of both studies were presented 
competitiveness” was born. This study was at the iUrban conference in April 2014 in 
conducted in two parts. The first is looking Rotterdam. At the same time the first part of 
back at the developments over the last 25 the study was officially published by Ashgate 
years in eight European cities and includes Publishing limited. The second part of the 
an in-depth overview of 50 years of urban study is currently being edited for publication 
policies in Europe. The second part focuses later this year. 
on innovative city strategies in these cities 
to deliver sustainable competitiveness. By The next article is part of this extensive 
working closely together with PwC and the research and highlights the main findings 
Institute for Housing and Urban Develop- from the overview of 50 years of EU policies. 

Subsequently you will find the ‘Summary 
and key takeways’ part of the Summary

1)	 Klaasen, Van den Berg, Van der Meer, The City, engine 
behind economic recovery, Aldershot, Avebury, 1989. report of the second part of the study. 

www.rotterdamimagebank.nl / Oben: © Ossip van Duivenbode,  unten: © Jan Bijl 
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 Fifty years of EU urban policies. Hans Verdonk 

This article is based on the chapter “Urban policies in Europe” by H. Verdonk, published in “Cities as engines of 
sustainable competitiveness. European urban policy in practice” by Van den Berg, Van der Meer, Carvalho (editors), 
Ashgate Publishing Limited, 2014, pages 11–3. 

Last year it seemed the cities were prom
inently put on the European agenda. The 
Cities of Tomorrow conference in February. 
The consultation on a future Urban Agenda 
starting in July. The first gathering of the 
Urban Development Network in October. 
And let’s not forget the reinstatement of 
the Urban Intergroup at the European 
Parliament. It finally seemed to have paid 
of to have a Commissioner really knowing 
what the city is all about. Unfortunately, the 
new Commission took several steps back 
by refocusing its efforts on a rather limited 
amount of major issues, the urban agenda 
not being one of them. This situation seems 
rather similar to the year 1998 when the 
results of the very successful first Urban 
Forum, organised in Vienna’s City Hall 
were not followed up by the wide range of 
actions concluded. However, this time the 
upcoming Dutch EU presidency in the first 
half of 2016 might ensure a more robust 
urban agenda will be implemented in the 
near future. 

To appreciate the current debates it is 
useful to see where these are coming from. 
Traditionally, research has focused on 
regional policy taking the region, not the 
city as its starting point. This research often 
finds its basis in EU regional policy and 
explains for example the rationale behind 
it: how it has been constructed, what the 
results in the various EU regions are, and 
how its governance works. Researchers of 
the urban dimension of these policies have 
traditionally followed the same approach 
and describe how the position of cities in 
regional policy has evolved over the funding 
cycles by indicating how much of the 
budget is available to cities. A good example 
of this approach is the insightful article 
“Urban policy in Europe. Where have we 
been and where are we going” by professor 
Michael Parkinson in Europaforum Wien’s 
2005 publication “European Metropolitan 

Governance. Cities in Europe – Europe in 
the cities”1). 

Almost 10 years and two budget cycles later 
it seemed necessary to look behind these 
overviews and identify the politics behind 
the policy and budget preparations and 
the increased involvement of cities in this 
process. In the research “Urban Policies in 
Europe” the original documentation of the 
European Institutions has been used and by 
comparing the proposals with the adopted 
versions and how these were actually imple
mented on the ground. This has resulted in 
six stages of urban policies in Europe. 

4. Emergence of the Urban 
agenda 

(1989–1998) 

6. Cities as the driving force 
for European development 

(2010–2020) 

5. Mainstreaming makes the 
urban agenda less visible 

(1999–2009) 

3. Regions dominate the agenda 
(1980–1988) 

2. Neither cities nor Regions 
(1970–1979) 

1. Limited sectoral focus 
(1958–1969) 

Stage 1 – limited sectoral focus 
(1958–1969) 

Although the primary European concern 
during the early 1950s was not an urban 
one, a programme for low cost urban 
housing was already initiated in 1953. As 
part of the European Community on Coal 
and Steel it was clearly limited to the urban 
areas in coal and steel regions. At that time 
the European cooperation was however 
still very fresh and limited to specific fields. 
After the Treaty of Rome entered into force 
in 1958 and economy was added to the 
European Community a broader view slowly 

1) Antalovsky, E., et at, 2005, Vienna and Liverpool. 

developed, including attention to local and 
regional questions. “It was felt that the 
approach of the experts to regional policy 
was too technical and neglected the human 
aspects of the problems affecting persons 
living in the regions concerned. Europe can 
not have regions which are systematically 
neglected. Therefore permanent liaison 
must be established with local authority 
organisations in order to ensure closer 
contact between Community bodies and 
those representing the regions” 2). As a 
result a Joint Study Group for regional and 
local questions was set up by the European 
Parliament in 1961. 

Three years later the Commission of 
the European Communities (hereafter 
Commission) published three reports on 
the problems of regional development, one 
of them including the renovation of urban 
structures as an option for regional con
version. It was stated that “all concerned, 
including the various local bodies, must 
play an active part in the planning and 
execution of policy in each region”3). The 
report furthermore described the need for 
subsidiarity more than 25 years before it 
was included in the Treaty of Maastricht, 
identified town planning and public utilities 
as areas of investment and suggested to 
study the costs of excessive urban concen
tration. The Commission’s regional policy 
that was finally proposed in 1969 included 
the urban dimension identified in the report 
of 1964. It furthermore concluded that “the 
vast majority of people in all the Community 

2) European Parliament, Report on the communication 
from the Commission of the European Communities 
to the Council(Doc. 183/77) concerning guidelines for 
Community regional policy. EP document 307/77 of 
10 October 1977 Strasburg. 

3) Commission of the European Communities, regional 
Policy in the European Community: 1st Memorandum 
by the Common Market Commission to the Council of 
Ministers on regional policy in the EEC, SEC(65)1170 of 
11 May 1965, Brussels, page 7. 



  

  

  

  

   

   

   

   

  

  

  

  

  

     

     

   

   

   

  

  

   

   

countries are turning towards an urban way 
of life, so this is a considerable problem of 
common interest”4). However, these views 
did not result in the recognition of urban 
regions in the legal text proposed at that 
time. 

Stage 2 – Neither cities nor Regions 
(1970–1979) 

The enlargement of the EU in the 1970s 
paved the way for a regional policy. The 
focus of this policy was to “ensure that 
efforts to attract new development in the 
problem regions are accompanied by 
“decongestion” arrangements … and en
courage decentralisation of these industries 
and of other activities towards regions 
which need them”5). Even though the term 
regional policy was used, it was primarily 
the Member States and the Commission 
deciding on the projects. The Commission’s 
legal text stated that European aid “shall be 
limited to those aided areas established by 
Member States in applying their systems 
of regional aid”6). As a result the idea, what 
a region was, differed considerably. The 
Regional Policy Committee, set up to coor
dinate the regional policies of the Member 
States concluded already in October 1975 
that “Member States should prepare these 
programmes by regions and areas or by 
groups of regions taking into account in 
particular the institutional framework and the 
statistics available” 7). 

From the start of the new policy there were 
questions on its effectiveness. The European 
Parliament considered that “these regional 
programmes should be worked out and 

4)	 Commission of the European Communities, A regional 
policy for the Community, COM(69)950 of 15 October 
1969, Brussels, page 40. 

5)	 Commission of the European Communities. Communica
tion on the regional problems in the enlarged Community, 
COM(73)550 of 3 May 1973, Brussels, page 5. 

6)	 Council of the European Communities, Council Regulation 
75/185/EC of 18 March 1975 setting up a Regional Policy 
Committee, Official Journal of the European Communities 
L73 of 21-3-1975, pages 47–48. 

7)	 Commission of the European Communities, Outline for 
Regional Development Programmes, Official Journal of the 
European Communities C36 of 9-2-1979, pages 10–11. 

implemented with the active participation of 
local and regional authorities and the social 
partners concerned”8). In European social 
policy it was already recognised that “in so 
far as public authorities have a share in this 
operation, has prompted the Commission 
to define the term “public authority” in its 
proposal in a way that covers the very many 
sources of public financing and encourage 
coordination of efforts at the most suitable 
level”9). Furthermore, in preparing for a new 
programming period it was included that the 
aim of the Social Fund “was to stimulate and 
encourage new initiatives at regional and 
local level” 10). In the same period the regio
nal policy reform focused at a shift from the 
support of individual projects to integrated 
programming. Testing this new approach 
several pilots were started, the first two 
being aimed at the urban areas of Naples 
and Belfast11). In its 1979 annual report the 
Commission stated that the new program
mes should be developed in “co-operation 
between its departments for the Regional 
Fund and national government departments 
at central, regional or local level”12). 

Even though regional economic and 
social policy traditionally receive the most 
attention, it was in fact the Community’s 
environmental policy that probably had the 
strongest urban dimension, already since 
the first Community action plan of 1972. 
Improving air quality in urban areas, reducing 
transport and traffic noise and supporting 
town planning were considered crucial 

8) European Parliament, Second report on the proposals 
from the Commission of the European Communities to the 
Council (Doc. 152/73) for I. a decision on the creation of a 
Committee for Regional Policy, II. A financial regulation re
lating to special provisions to be applied to the European 
Regional development Fund, III. A regulation establishing 
a Regional Development Fund, EP PE34.405 fin of 13 
November 1973, Strasburg, point 13. 

9) Commission of the European Communities, Reform of 
the European Social Fund: the Commission proposes the 
implementing regulation, Press Release P/12/71 of March 
1971. 

10) Commission of the European Communities, Fifth report on 
the activities of the European Social Fund. 1976 Financial 
Year, COM(77)398 of 28 July 1977, Brussels, point 58. 

11) Commission of the European Communities, European 
Development Fund, Fifth annual report, COM(80)460 of 29 
July 1980, Brussels-Luxemburg. 

12) Ibid 11, point 19. 

elements 13). As a result specific legislation 
was prepared to reduce pollution by sulphur 
dioxide from industry and energy production 
and lead from transport fuels. Furthermore, 
the second environmental action plan for the 
period 1979–82 added a research agenda 
on several urban waste related issues to the 
actions. 

Stage 3 – Regions dominate the 
agenda (1980–1988) 

In the first evaluations of the renewed 
regional policy an apparently rather limited 
recommendation actually resulted in a major 
shift in focus. The NUTS-II level was consi
dered as the most appropriate geographical 
level for analysis (as more detailed data was 
not available EU-wide) which resulted in Eu
ropean regional policy shifting its focus from 
the Member States to regional authorities. 
This all occurred against the background 
of a further enlargement of the Community 
with countries seriously behind in economic 
development, and substantially increased 
EU budgets. The focus of regional policy 
shifted further to integrated programming, 
but with limited urban involvement. The two 
pilots in Naples and Belfast encountered 
difficulties in their implementation and 
new so-called Integrated Mediterranean 
Programmes specifically excluded the large 
Italian and French cities14). 

More successful was the shift from the 
“reimbursing Member States for national 
programmes” approach to multi-annual 
programming, based on five communitywide 
objectives, a “partnership between the 
Commission and national, regional and local 
authorities in the development process”, 
and “reinforcing the complementarity of 
Community structural interventions with 
national, regional and local sources of 

13) Commission of the European Communities, Communica
tion from the Commission to the Council on a European 
Communities’ programme concerning the environment, 
SEC(72)666 of 22 March 1972, Brussels. 

14) Commission of the European Communities, The Integra
ted Mediterranean Programmes, European File 1/86 of 
January 1986. 
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financing and thus increasing their effici
ency and impact” 15). The principles for 
these reforms were included in the Single 
European Act which went into force on 1 
July 1987. The regional policy’s legal texts 
included employment areas and “urban 
communities with an unemployment rate 
of at least 50% above the Community 
average which have recorded a substantial 
fall in industrial employment”16) as areas for 
intervention. The fund specific regulation 
furthermore identified “investment relating 
to the regeneration of areas suffering from 
industrial decline, including inner cities”17) as 
a funding opportunity. And finally within the 
Communities social policy stronger focus 
was put on the role of local employment 
initiatives in particular in delivering the 
employment objectives for long term and 
youth unemployment18). 

Environmental policy was also specifically 
included in the Treaties providing a basis for 
further improving environmental and health 
issues through dedicated environmental 
action programmes. In particular the fourth 
programme (1987–92) included several 
new urban themes even though it was 
recognised that the investments required 
were too substantial for the Commission to 
support19). 

15) Commission of the European Communities, European 
Regional Development Fund, Ninth annual report (1983), 
COM(84)522 of 27 September 1984, Luxemburg, 
point 33. 

16) Commission of the European Communities, Council 
Regulation 2052/88/EC of 24 June 1988, Official Journal 
of the European Communities L185 of 15-7-1988, page 
14, article 9). 

17) Council of the European Communities, Council Regu
lation 4254/88 EEC of 19 December 1988 laying down 
provisions for implementing Regulation (EEC) 2052/88 
as regards the European Regional Development Fund, 
Official Journal of the European Communities L374 of 
31-12-1988, pages 15–20. 

18) Commission of the European Communities (CEC 1989e), 
Guidelines concerning European Social Fund intervention 
in respect of action against long-term unemployment and 
occupational integration of young people, Official Journal 
of the European Communities C45 of 24-2-1989, pages 
6–9. 

19) Council of the European Communities (1987a), Resolution 
of the Council of the European Community and of the re
presentatives of the Governments of the Member States, 
meeting within the Council of 19 October 1987 on the 
communication and implementation of a European Com
munity policy and action programme on the environment 
(1987-1992), Official Journal of the European Communi
ties C328 of 7-12-1987, pages 1–44. 

Despite the focus on the (administrative) 
regions, the interest in the working of 
cities was slowly increasing and fuelled by 
several studies. Of particular interest is the 
Cheshire report of 1987 on urban problems 
and regional policy that identified that “The 
Community already has responsibility for 
policy in a number of areas such as envi
ronmental problems, industrial decline and 
spatial disparities, which have specific urban 
manifestations. At present, however, these 
policies are not co-ordinated at the urban 
level. One of the distinguishing features of 
urban problems is the complexity of policy 
objectives and the need to co-ordinate a 
wide range of policy instruments to secure 
the objectives of urban policy”20). 

Stage 4 – Emergence of the Urban 
agenda (1989–1998) 

In the early 1990s several other studies 
were being commissioned by the European 
Institutions that further strengthened the 
foundations for an urban dimension to the 
Union’s policies. Two should be particu
larly mentioned. The Europe 2000 report 
stated that it might “seem appropriate 
that the Community should take more 
responsibility for problems of urban poverty 
and deprivation” 21). The Parkinson report 
“Urbanization and the function of cities 
in the European Community” highlighted 
that “The current eligible areas exclude a 
number of cities which have experienced 
substantial decline in their port-related or 
heavy manufacturing sectors and have 
suffered a variety of economic, social and 
environmental problems. (…) the Com
missions’ goal of increasing the economic 
and social cohesion of the regions could 
lead it to greater concentration on urban 
problems and opportunities which shape, 
and are shaped by, the economic and social 

20) Cheshire, P., et al, Urban problems and regional policy in 
the European Community, 1988, Luxemburg, page 12. 

21) Commission of the European Communities, Europe 2000 
Outlook for the development of the Community’s Territory, 
COM(91)452 final of 7 November 1991, Brussels, page 
202. 

performance of the regions”22). The Com
mission itself concluded in its first report on 
economic and social cohesion that “Many of 
the problems of adjusting to change appear 
to have fallen on some of the Union’s major 
urban areas. There is a very real danger of a 
further fragmentation within European cities, 
rising unemployment and social exclusion 
being accompanied by a deepening of 
social divide between haves and havenots. 
In some Member States, the urban problem 
is already regarded as the major challenge 
to national cohesion and they have designed 
and implemented new integrated urban 
policies. A more focused approach may also 
be necessary at Union level”23). 

Within the directorate-general for regional 
policy it was recognised that the require
ment to limit EU regional policy support to 
15% of the overall population in most of the 
regions, many European cities, in particular 
the larger ones, could not benefit of the 
increased EU attention for their problems. 
Of the 58 cities with more than 200.000 
inhabitants, 36 were excluded from support. 
Commissioner Millan acknowledged this 
while referring to “the special problem of 
inner cities, especially those not covered 
by the list of eligible areas, which had to be 
limited in view of the need to concentrate 
resources”24). To tackle these black spots 
in “rich” cities a specific programme was 
set up to fund small scale and innovative 
Urban Pilot Projects and since 1994 by the 
dedicated Community Initiative URBAN 
allowing for more substantial interventions. 

In the same time period it was “proposed in 
the context of the revision of the Treaties in 
1991, the inclusion of “urban decline” in the 
definition of the objectives of the European 

22) Commission of the European Communities, Urbanization 
and the function of cities in the European Community, 
Regional development studies 4, Brussels-Luxemburg, 
1992, page 25. 

23) Commission of the European Communities, First Co
hesion report, COM(96)542 final of 6 November 1996, 
Brussels, page 124. 

24) Commission of the European Communities, Mr Bruce 
Millan in Madrid: “Regional Policy in the 1990s: More 
important than ever”, Press Release IP/89/385 of 
30-5-1989. 
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Regional Development Fund, but this was 
not accepted by the European Council in 
Maastricht” 25). As a result the discussion 
on the role of cities in relation to that of 
the regions continued. Even though the 
partnership with local authorities was already 
part of the regional policy approach since 
the mid 1980s, the Commission’s annual 
reports concluded year after year that “While 
the involvement of regional authorities has 
become gradually more generalized, partici
pation by the local authorities and other local 
actors has proved less common”26). In the 
end the Commission decided in its report 
over the year 1997 to cancel the section on 
regional partnerships. 

In other policy fields the attention was 
growing step by step. With the strong 
focus on “Growth, Competitiveness and 
Employment”, local employment initiatives 
were of crucial importance. In its “Action for 
Employment in Europe: a confidence Pact” 
the Santer Commission called for Territorial 
Employment Pacts including actions to 
promote local initiatives for development and 
employment “to make the local level more 
and more the appropriate level for activating 
employment policies”27). Another boost 
was provided for by the Amsterdam Special 
Action Programme set up by the European 
Investment Bank in 1997, including amongst 
others “housing investment components on 
a prudent basis when they are integrated in 
well defined urban renewal and development 
schemes”28). 

On the initiative of member of European 
Parliament Ken Collins the Commission 
published a green paper on the urban 
environment, established an expert group 

25) Commission of the European Communities, M. Millan 
at the Eurocities conference Europe: “The challenge of 
urban democracy” Lisbon 30, October1993, Abstract of 
Speech, Press Release IP/93/933 of 3-11-1993. 

26) Commission of the European Communities, The imple
mentation of the reform of the Structural Funds in 1993. 
Fifth annual report, 1994, Luxemburg, pages 6–7. 

27) Commission of the European Communities, Action for 
Employment in Europe: a confidence Pact, Supplement 
4/96 to the Bulletin of the European Union, pages 11-33, 
1996, Luxemburg, page 25. 

28) European Investment Bank, Jessica preliminary evaluation 
study, 2007, Luxemburg. 

on the urban environment, initiated the 
sustainable cities project and launched the 
European sustainable Cities and Towns 
Campaign. Also other policy fields witnessed 
an increased urban attention reflected by 
amongst other the City of Tomorrow action 
within the research 5th Framework pro
gramme, urban mobility, sustainable energy 
management in the built environment, and 
second chance education and training in 
cities. 

With this growing attention for urban issues 
within various policy fields, the need for 
coordination increased. At the same time 
the Member States started during the Dutch 
presidency in 1997 a series of informal 
Councils. The Noordwijk Council started an 
Urban Exchange initiative. The 1998 Glas
gow informal Council concluded the need 
for a non-binding framework on urban policy 
by 2000. In parallel with these ministerial 
meetings the Commission published its 
communication “Towards and urban agen
da” that “examines possibilities for improving 
urban development and for increasing 
the effectiveness of existing Community 
intervention in urban areas. The intention is 
not to develop Europe wide urban policies 
for matters which are best dealt with at local 
or regional scale. However, since it is clear 
that cities in the European Union are facing 
a number of common problems, there are 
also opportunities at the European scale 
to share and facilitate potential solutions. 
This would not require additional powers at 
the European level. Rather, much can be 
achieved through a more focused approach 
using existing instruments at national and 
Community level and enhanced co-opera
tion and co-ordination at all levels”29). This 
communication was followed by an action 
plan on “Sustainable urban development in 
the European Union” which combines a total 
of 24 actions and was the key document for 
the first Urban Forum organised in 1998 in 
Vienna. 

29) Commission of the European Communities, Towards an 
Urban agenda in the European Union, COM(97)197 of 
6-5-1997, Brussels, page 3. 

Stage 5 – Mainstreaming makes 
the urban agenda less visible 
(1999–2009) 

The Prodi Commission that started in 1999 
did not directly pick up on the results of the 
Wiener Städtekongress. In several fields 
progress towards a stronger urban dimen
sion was realised nonetheless. In regional 
policy a specific strand for “urban areas in 
difficulty” was added. Where 50% unem
ployment above the Community average 
had been the single criterion for qualification, 
the new period offered more options by 
requiring only one of the following five 
criteria; long-term unemployment above the 
Community average, high level of poverty 
including precarious housing conditions, 
a particularly damaged environment, high 
crime ad delinquency rates, and a low level 
of education 30). The European Parliament 
furthermore ensured that the URBAN 
community initiative was continued for a 
new period contrary to the Commission’s 
original proposal to fully mainstream urban 
matters. 

The partnership for regional policy required 
the mandatory involvement of regional, 
local and other public authorities within 
all stages of the programming and even 
explicitly included local authorities as 
possible bodies for operational tasks such 
as managing global grants and even the role 
of the programme’s Managing Authority. 
Furthermore, within the 2000 guidelines for 
employment the Commission stated that 
“the special role and responsibility of local 
and regional authorities, other partners at 
the regional and local levels, as well as of 
the social partners, needs to be more fully 
recognised and supported. In addition, the 
role of the public employment services in 
identifying local employment opportunities 

30) Council of the European Union, Council Regulation 
1260/99/EC laying down general provisions on the Struc
tural Funds, Official Journal of the European Communities 
L161 of 26-6-1999, pages 1–42, article 7. 
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and improving the functioning of local labour 
markets, should be fully exploited”31). 

These new possibilities were only marginally 
picked up as “gaining an appreciation of the 
urban dimension of the Structural Funds 
is complicated by the simple fact that few 
programmes focus solely on urban areas, 
and, equally, few measures take an explicit 
urban focus. The exception to this is the 
Urban Community Initiative”32). Similarly, 
in the employment policies “the urban 
focus of Objective 3 is largely coincidental 
– a consequence of where target groups 
reside rather than positive planning”33). 
This failure to properly include urban issues 
was mirrored by a general worry about the 
lack of involvement of partners in European 
decision making. Ensuring the proper 
implementation of the Nice Treaty of 2001, 
the Commission published a white paper on 
European governance envisaging amongst 
others stronger interactions with local and 
regional authorities34). 

At the same time the Lisbon strategy was 
launched that had to ensure the Union 
would become “the most competitive and 
dynamic knowledge based economy in 
the world capable of sustainable economic 
growth with more and better jobs and 
greater social cohesion”35). In particular in 
the field of sustainable development new 
opportunities opened up as cities were 
seen as both part of the problem and the 
solution. The 2001 white paper on urban 
transport put forward a large number of 
proposals. Unfortunately it took till 2007 
until these were further developed in a 
green paper and two years later in an 

31) Council of the European Union, Decision 2000/228/EC 
of 13 March 2000 on guidelines for Member States’ em
ployment policies for the year 2000, Official Journal of the 
European Communities L72 of 21-3-2000, pages 15–20. 

32) ECOTEC, ESPON action 2.2.3: Territorial effects of the 
Structural Funds in urban areas. A final report to the 
ESPON coordination unit, 2004, Birmingham. 

33) Ibid 32, page 71. 

34) Commission of the European Communities, European 
Governance A White Paper, COM(2001)428 of 25 July 
2001, Brussels. 

35) Council of the European Union, Lisbon European Council 
23 and 24 March 2000 Presidency conclusions, 2000, 
Brussels. 

action plan amongst others aiming to set 
up Sustainable Urban Management Plans. 
In the field of energy efficiency an action 
plan identified the large savings potential 
when decentralising energy management 
and involving local participation. The 2002 
Energy Performance in Buildings Directive 
is one of the first measures addressing this 
issue. The Covenant of Mayors initiative 
that started in 2008 is another main step in 
acknowledging the crucial role of cities in 
realising Europe’s objectives. Within the field 
of environment seven thematic strategies 
were created including those for Waste 
prevention and recycling, Air Quality, and the 
Urban environment. 

Meanwhile, the intergovernmental coopera
tion delivered on its commitment to present 
an informal non-binding framework by 
presenting the Lille agenda at the November 
2000 informal meeting of ministers. The next 
presidencies each dealt with a specific topic 
from this agenda, but not much later the 
focus shifted to the role of municipalities in 
sparsely populated regions and on islands. 
The 2004 Dutch presidency gave the debate 
new energy by putting national urban poli
cies on the agenda. The Rotterdam Urban 
Acquis started a process leading to the 
Leipzig Charter on the European Sustainable 
City in 2007. With this charter “ministers re
sponsible for urban development agreed on 
guidelines for an integrated urban develop
ment policy which covers economical, social 
and environmental dimensions, represents 
a fundamental element of a national urban 
policy and develops strategies for action on 
socially and economically deprived urban 
areas as well as on cities as a whole”36). In 
the same period two important institutional 
changes took place in Brussels. First the 
European Parliament established the Urban-
Housing intergroup in 2005, that developed 
into the political platform on urban issues. 
Second the Commission set up an Interser
vice group on urban development bringing 

36) Presidency of the European Union, Conclusions of the 
German EU Council Presidency on the Informal Ministerial 
Meeting on Urban Development and Territorial Cohesion, 
24 and 25 May 2007, Leipzig. 

together policy officers from different 
directorates to: 

–	  Promote integrated sustainable urban 
development within cohesion policy. 

–	  Identify initiatives under other policies 
supporting sustainable development of 
urban areas and ensure the necessary 
interservice cooperation. 

–	  Ensure partnerships between the 
institutions and associations of cities  37). 

Against this background the Commission 
decided to refocus its cohesion policies 
to the Lisbon agenda and mainstream the 
Community Initiatives such as Urban into 
the policy’s main objectives. The limitation 
on coverage was dropped, so all of the 
Union’s territory could benefit from structural 
funds support. As the large number of 
inhabitants of regions previously not being 
supported would shift the funding away 
from the traditionally supported regions, it 
was decided that no region would face a 
decrease (or increase) of more than 25% 
compared to the previous funding period. 
Within the legal texts a specific article was 
included for “the development of participati
ve, integrated and sustainable strategies to 
tackle the high concentration of economic, 
environmental and social problems affecting 
urban areas” 38). Originally the Commission 
proposed the inclusion of mandatory urban 
elements. The intention was “to reinforce 
the place of urban issues by fully integrating 
actions in this field into the programmes. 
To carry this out, at the beginning of the 
next programming period, each Member 
State would propose a list of urban areas 
which would benefit from specific action 
within the programme. (…) Critical to the 
success of urban actions is the involvement 

37) European Commission, Inter-Service group on Urban 
Development, The urban dimension in European Union 
policies 2010, - Introduction and Part I, Brussels 2010, 
page 5. 

38) Council of the European Union, Regulation 1080/06/EC of 
5 July 2006 on the European Regional Development Fund 
and repealing Regulation (EC) No 1783/1999, Official 
Journal of the European Communities L210 of 31-7-2006, 
pages 1–11. 
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of the city authorities both in the design of 
programmes and in the management. It is 
therefore envisaged that an arrangement 
involving a sub-delegation of responsibilities 
to these authorities would be necessary 
within the regional programmes”39). 
However, in the adopted text the words 
“where appropriate” were added and as a 
result there were actually “few signs of direct 
local involvement in the design of European 
Regional Development Funds operational 
programmes”40). 

An equally interesting development was the 
adding of territorial to economic and social 
cohesion in the Lisbon Treaty of December 
2007. Furthermore, in the Treaty text several 
types of regions were added, including 
rural areas, areas affected by industrial 
transition, and those suffering from severe 
and permanent natural or demographic 
handicaps. “In other words almost all types 
of regions are included except for the urba

39) Commission of the European Communities, A new 
partnership for cohesion. Convergence, Competitiveness, 
Cooperation. Third report on economic and social 
cohesion, 2004, Luxemburg. 

40) Commission of the European Communities, `Fostering the 
urban dimension. Analysis of the Operational Programmes 
co-financed by the European Regional Development 
Fund (2007-2013), Working document of the Directorate-
General for Regional Policy, 25 November 2008, Brussels, 
page 5. 

nised and metropolitan regions”41). To further 
develop the concept of territorial cohesion 
a green paper was published in 2008. It 
identifies the role cities play in cohesion, 
highlights the development of metropolitan 
bodies and stresses that sectoral policies 
require improved coordination with territorial 
policies42). So the importance of urban areas 
was more and more recognised but still not 
fully reflected in all legal frameworks and 
actual implementation of policies. 

Stage 6 – Cities as the driving force 
for European development 
(2010–2020) 

The last five years it seemed the cities 
were finally taking their proper place on the 
European agenda. The second Barosso 
Commission that took office in February 
2010 continued to build on the more 
focused approach of the Lisbon strategy. 
Under the name Europe 2020 the focus was 
on smart, sustainable and inclusive growth 
and required that “All national, regional 
and local authorities should implement the 
partnership, closely associating parliaments, 
as well as social partners and represen
tatives of civil society, contributing to the 
elaboration of national reform programmes 
as well as to its implementation”43). 

In line with the Europe2020 strategy 
the research programme was renamed 
Horizon2020 and included amongst others 
a budget line for Smart Cities and Commu
nities. These budgets are needed to ensure 
the ambitious targets of several policies will 
be met. Especially air quality in urban hot 
spots, the realisation of nearly zero energy 

41) H. Verdonk, “Urban policies in Europe”, published in “Ci
ties as engines of sustainable competitiveness. European 
urban policy in practice” by Van den Berg, Van der Meer, 
Carvalho (editors), Ashgate Publishing Limited, 2014, 
page 35. 

42) Commission of the European Communities, Green 
Paper on Territorial Cohesion. Turning Territorial Diversity 
into Strength, COM(2008)616 final of 6 October 2008, 
Brussels. 

43) Commission of the European Communities, EUROPE 
2020 A strategy for smart, sustainable and inclusive 
growth, COM(2010)2020 final of 3 March 2010, Brussels, 
page 29. 

buildings and the renovation of existing 
buildings, as well as the transition to cleaner 
and eventually fossil fuel free transport as 
laid down in the 2011 transport white paper 
requires new technologies and solutions to 
be tested and demonstrated. 

In preparing for the new financial framework 
2014–2020 some interesting urban features 
were (re)introduced within Europe’s regional 
policy and social cohesion policy. First of 
all an urban bonus of € 4 per inhabitant 
per year was proposed for cities with over 
250.000 inhabitants, raising a total of € 2.5 
billion for Europe’s largest cities. Similarly 
the restriction that no region should receive 
not less (nor more) than 25% of the budget 
of the previous period was cancelled. As 
a result the budget shifted to the regions 
with most inhabitants although it is finally up 
to the Member State to decide how these 
budgets are (re)distributed over its regions. 
The partnership was to be strengthened 
by further increasing the role of cities by 
ways of a Partnership Contract and a 
European Code of Conduct with minimum 
requirements on partnerships. Within the 
European Social Fund “The mobilisation of 
regional and local stakeholders is necessary 
to deliver the Europe 2020 strategy and its 
headline targets. Territorial pacts, local initi
atives for employment and social inclusion, 
community led local development strategies 
and sustainable urban development strate
gies may be used and supported to involve 
more actively regional and local authorities, 
cities, social partners and non-governmental 
organisations in the implementation of 
programmes” 44). Furthermore, Member 
States would be required to program at 
least 5% of regional development funds for 
integrated urban development by a number 

44) Commission of the European Communities, Proposal 
for a Regulation of the European Parliament and of the 
Council laying down common provisions on the European 
Regional Development Fund, the European Social Fund, 
the Cohesion Fund, the European Agricultural Fund for 
Rural Development and the European Maritime and 
Fisheries Fund covered by the Common Strategic Frame
work and laying down general provisions on the European 
Regional Development Fund, the European Social Fund 
and the Cohesion Fund and repealing Regulation (EC) 
No 1083/2006, COM(2011)615 final of 6 October 2011, 
Brussels, page 9. 
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of preselected cities. The budget line for 
innovative actions that existed in the first 
half of the 1990s was re-establish and finally 
an Urban Development Platform would be 
established to ensure a direct link with those 
cities benefitting from the various program
mes and the Commission. 

As could be expected the urban bonus was 
the first element lost in the negotiations 
with the Council. Later on the partnership 
proposals were weakened, by changing it 
from a contract top an agreement between 
the Commission and the Member States. 
The legislative texts for the ESF primarily 
focus at including the social partners and 
other stakeholders. Outside the mandatory 
5% for integrated urban development the 
role of cities in the programmes seem to be 
limited. 

At the same time policy development fo
cused on a systematic inclusion of the urban 
dimension in EU policies. Under the lead 
of Commissioner Hahn several steps were 
taken starting within Regional Policy. The 
2010 fifth Cohesion report identified “the 
need for an ambitious urban agenda with 
financial resources more clearly identified to 
address urban issues and a stronger role for 
local authorities in the design and program
ming of urban development strategies”45). A 
year later the seventh progress report “The 
urban and regional dimension of Europe 
2020” concludes that “When designing 
regional growth strategies, cities should play 
an active role. Cities are uniquely placed to 
promote innovation by offering firms of all 
sizes the dynamic environments they need 
to succeed. They are at the forefront in the 
fight against climate change, creating new 
models of urban development with even 
higher resource efficiency. Last but not 
least, cities have a disproportionate share of 
social problems and poverty. As the Europe 
2020 targets aim to increase employment 
and reduce poverty and exclusion, cities 
need to address urban deprivation and 
the disconnection from the labour market, 

45) Ibid 41, page 58. 

especially in the EU-15”46). Also the cities of 
tomorrow report called for a strengthened 
urban development model. To better reflect 
these views the co-ordinating directorate
general was renamed in “Regional and 
Urban Policy” on 1 October 2012. The 
debates further developed during the Cities 
of Tomorrow conference in February 2014 
and culminated in a consultation on a future 
Urban agenda later that year. 

How this acknowledgement of the role 
of cities as a driving force for European 
development will develop further still remains 
to be seen. The Juncker Commission that 
started on 1 November 2014 has decided 
to focus its work on a limited number of 
priorities, the urban agenda not being one of 
them. The outcomes of the consultation on 
an urban agenda and the possible ways to 
shape this agenda have not been published 
yet, but it seems it will primarily focus on 
a limited number of concrete topics. At 
the other hand the European Parliament is 
supporting “the establishment of a European 
Urban Agenda in order to anchor the urban 
dimension more efficiently in European and 
national policymaking and policy imple
mentation, and thus improve the conditions 
for sustainable, economic and socially 
inclusive development of functional urban 
areas in Europe”47). Furthermore the Dutch 
Government has decided that the upcoming 
presidency of the Union in the first half of 
2016 will include a ministerial conference 
on urban development to discuss an 
“Urban agenda for better regulation and 
innovation”48). Time will tell whether this 
requires the identification of a seventh stage 
of urban policies in Europe starting in 2015, 
or cities will continue to be seen as the 
driving force for European development. 

46) Commission of the European Communities, The urban 
and regional dimension of Europe 2020 Seventh progress 
report on economic, social and territorial cohesion, 
November 2011, Luxemburg, page 17. 

47) European Parliament, Draft report on the urban dimension 
of EU policies (2014/2213(INI)), PE549.165v01-00 of 6 
February 2015, point 3. 

48) Letter of the minister of International Affairs to the Dutch 
Parliament on the preparations for the Dutch presidency 
of the European Union in 2016, 28 January 2015 (only 
available in Dutch). 

Conclusions 

In recent years a new role for cities was 
put at the European tables. An urban 
dimension in funding programmes, an equal 
role for cities in the partnership between 
Commission, member states and regions, 
and an urban dimension in all relevant EU 
policy fields seem all new. But when looking 
at the past, most of these proposals had 
been tabled before and were often even 
formally adopted. However, in practice it 
often did not result in tangible progress. 
As a consequence the slightly altered texts 
were re-introduced years later (often several 
times over the last 30 years) to try again to 
strengthen the EU urban dimension. 

“In conclusion it must be said that the 
development of the urban dimension 
within European policies has not been a 
straightforward process. Most often the 
Commission has taken two steps forward, 
followed by the member states taking at 
least one step back by watering down 
the proposals. Or when the proposals 
survived the negotiations with the Council, 
their non-compulsory nature have kept the 
cities effectively out of the partnerships. 
Cities’ participation in EU policy making and 
implementation of European programmes is, 
still too often, dependent on the willingness 
of Member States and later on regional 
authorities, to allow the cities to participate. 
With the introduction of the Europe 2020 
agenda it seems inescapable to better 
involve the cities” 49). 

In the study it was included that it was too 
early to tell whether this time there was a 
difference. Today it seems the usual steps 
back have again been taken. In first instance 
by the member states and the regions. 
However, this time it also appears that the 
Commission is reconsidering the way for
ward. Power and politics seem to have the 
lead over policies and responsibilities. 

49) Ibid 41, page 68. 



 
 

 

 
 

 
 

 

 

   Viele Köche, viele Küchen, viele Töpfe. 
Wie wird eine europäische Städtepolitik schmecken? 

Autor: 

DI Michael Roth 

Bundeskanzleramt, Abteilung Koordination 
Raumordnung und Regionalpolitik 

www.bundeskanzleramt.at 

Die Stadt steht seit einigen Jahren wieder ganz oben auf den Menüs der Rau
mentwicklungs- und Strukturpolitik. Das Thema Stadtentwicklung hat deut
lich an Popularität gewonnen und zahlreiche Zuschreibungen erfahren: die 
Städte als Wachstumsmotoren, als soziale Laboratorien für die Gesellschaft 
der Zukunft, als umwelt- und ressourcenschonende Alternative aber auch als 
Kristallisationspunkt sozialer, wirtschaftlicher und ökologischer Herausforde
rungen. Diese Ambivalenz ist dabei wohl weniger der Grund des zunehmen
den Interesses am Thema Stadtentwicklung, sondern vielmehr die Dynamik, 
die ihm innewohnt: die Konzentration der Bevölkerung in Städten nimmt 
ungebrochen zu und das Wohl und Wehe der Weltbevölkerung wird dadurch 
zunehmend abhängiger von den Entwicklungspfaden. 

Die neue Aufmerksamkeit für die städtische 
Entwicklung hat unter anderem auch auf 
europäischer Ebene dazu geführt, dass 
zahlreiche Akteure dieses Thema aufgreifen 
und im Kontext der eigenen Zuständigkeit 
ins Scheinwerferlicht rücken. In Österreich 
ist – um beim Bild aus der Überschrift 
zu bleiben – die Küche seit Jahrzehnten 
kalt, denn es gab und gibt keine nationale 
Stadtentwicklungspolitik. Erst seit dem 
Österreichischen Raumentwicklungskonzept 
2011 sind Bund, Länder und Gemeinden 
dazu aufgefordert, sich mit Themen der 
Stadt(regions)entwicklung dezidiert ausein
anderzusetzen und diesen Herd in Betrieb 
zu nehmen. 

Regionalpolitische Großküche 

Diese Situation – einerseits die Beschäfti
gung zahlreicher sektorpolitischer Akteure 
mit der Querschnittsmaterie Stadtentwick
lung, andererseits auch verschiedener 
Regierungsebenen mit unterschiedlichen 
Kompetenzzuschnitten auf nationaler und 
regionaler Ebene – hat zur Herausbildung 
einer hochgradig fragmentierten Land
schaft an Akteuren, Arbeitsformaten und 
Instrumenten geführt, die sich allesamt 
– exklusiv oder inklusiv – mit dem Thema 
Stadtentwicklung befassen. Ein ganzer 
Trupp von Köchen, Chefs, Sous-Chefs und 
Küchengehilfen macht sich ans Werk mit der 
besten Absicht, etwas Schmackhaftes (oder 
wenigstens Nahrhaftes) zuzubereiten. Für 
die Adressaten dieser Politik – also insbe
sondere Städte und Gemeinden – ist diese 

Landschaft aber kaum mehr überschaubar 
und die Instrumente und Mitgestaltungs
möglichkeiten daher nur schwer zu nutzen. 
Es scheint, als wäre die Speisekarte nicht 
nur zu umfangreich, sondern nicht einmal 
nach Vor-, Haupt- und Nachspeisen 
gegliedert. 

Eine Beschreibung der gesamten Vielfalt an 
öffentlichen, Nicht-Regierungs-, nationalen 
und internationalen Akteuren, Arbeitsfor
maten und Instrumenten im Bereich der 
Stadtentwicklungspolitik führt an dieser 
Stelle zu weit. Daher wird hier nur auf die 
beiden wichtigsten Prozesse auf EU-Ebene 
eingegangen: den zwischenstaatlichen und 
den gemeinschaftspolitischen Zweig. 

Viel Abwechslung 
im Restaurant des Nations 

Der zwischenstaatliche Prozess wird von 
den jeweiligen Ratspräsidentschaften und 
im Rahmen der nationalen Zuständigkeit für 
Stadtentwicklung geführt. Er ist gewisser
maßen ein kollektiv geführtes Restaurant 
– nennen wir es Restaurant des Nations – 
dessen Küchenchef halbjährlich wechselt 
und in welchem sich die Chefs bestenfalls 
darauf einigen, dass der Nachfolger die 
Einkäufe des Vorgängers noch aufbraucht, 
anstatt sie gleich wegzuwerfen. Spezialitäten 
des Hauses gibt es deshalb keine. Dieser 
Prozess besteht aus den Arbeitsebenen 
der FachbeamtInnen im Rahmen der Urban 
Development Group (UDG), der General
direktorInnen der zuständigen Ministerien, 
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sowie informeller Treffen der MinistertInnen 
für Stadtentwicklung. Die Europäische 
Kommission ist in diese Arbeitsformate stets 
eingebunden. Als wesentliche Dokumente 
und Erklärungen dieses Prozesses sind 
beispielsweise die Leipzig Charta oder die 
Erklärung von Toledo zu erwähnen, welche 
Eckpunkte des gemeinsamen Verständ
nisses einer anzustrebenden integrierten 
Stadtentwicklung zusammenfassen. Der 
Gesamtbestand dieses akkordierten 
Verständnisses wird auch als Urban Acquis 
bezeichnet. Erwähnenswerte Instrumente, 
die ihren Ursprung in diesem zwischenstaat
lichen Koordinationsprozess haben, sind 
das European Urban Knowledge Network 
(EUKN, an dem Österreich nicht aktiv 
teilnimmt) oder das Reference Framework 
for sustainable European Cities (RFSC). 

Das zwischenstaatliche Restaurant bietet 
auf seiner Karte aber auch Franchise
produkte an, denn einige wichtige 
Instrumente werden in Verantwortung der 
Mitgliedsstaaten umgesetzt, obwohl sie 
im gemeinschaftspolitischen Rahmen der 
Kohäsionspolitik ihren Ursprung haben. 
Dazu gehören die Umsetzung der nach
haltigen Stadtentwicklung im Rahmen der 
EFRE Programme, aber auch verschiedene 
– und je nach Programm unterschiedlich 
vorhandene – Möglichkeiten, im Rahmen der 
EFRE Ziele Innovation, Wettbewerbsfähigkeit 
und Beschäftigung (IWB) sowie Europäische 
Territoriale Zusammenarbeit (ETZ/INTER
REG) stadtentwicklungspolitische Themen 
aufzugreifen. Das weithin bekannte ETZ-
Programm zum Erfahrungsaustausch für die 
Stadtentwicklung, URBACT, gehört ebenfalls 
in diese Kategorie. 

Zu guter Letzt gibt es im zwischenstaat
lichen Restaurant des Nations auch 
Neigungsgruppen des Personals, denn es 
bestehen auch mitgliedstaatliche Initiativen 
von Sektorpolitiken, die sich mit Stadtent
wicklungsthemen befassen. Für Österreich 
von besonderer Bedeutung ist dabei die 
Joint Programming Initiative (JPI) Urban 
Europe. An dieser Forschungsinitiative, die 
sich u.a. mit Forschung zum Thema Smart 

Cities befasst, nehmen neben Österreich 
noch 13 andere EU-Staaten teil. 

Umfangreiche Speisekarte im 
Restaurant l’Union 

Doch wie geht es nun beim gemeinschafts
politischen Prozess – also dem Restaurant 
l’Union – zu? Der von den EU-Institutionen 
angeführte Prozess bezieht seine Legiti
mation aus den EU Verträgen, insbesondere 
den räumlichen bzw. städtischen Aspekten 
der Gemeinschaftspolitiken, basierend auf 
den Vertragszielen des wirtschaftlichen, 
sozialen und territorialen Zusammenhalts. 
Dementsprechend ist die Europäische 
Kommission mit ihren relevanten General
direktionen (z.B. Umwelt, Forschung, 

Wettbewerbsfähigkeit, etc.) Hauptakteurin 
dieses Prozesses. Eine koordinierende Rolle 
nimmt dabei die Generaldirektion Regio
nalpolitik ein, die sich aufgrund des unter 
dem damaligen EU-Kommissar Hahn selbst 
gewählten Schwerpunkts der städtischen 
Dimension im Jahr 2013 in Generaldirek
tion Regionalpolitik und Stadtentwicklung 
umbenannt hat. 
Da die Fäden der EU Kohäsionspolitik im 
Sinne einer raumsensiblen Entwicklungs
politik in dieser Generaldirektion zusammen
laufen und bei dieser Generaldirektion auch 
die finanzstarken Förderinstrumente der EU 
Kohäsionspolitik angesiedelt sind, ist diese 
starke Rolle durchaus gerechtfertigt. 

Als Informationsplattform und Experten
panel für Raum- und Stadtentwicklung 
in der Kohäsionspolitik dient dabei das 

Arbeitsformat der EGTCUM (Expert Group 
Territorial Cohesion and Urban Matters), in 
der sich Vertretungen der Mitgliedsstaaten 
und der relevanten Generaldirektionen der 
Europäischen Kommission über Raum-
und Stadtentwicklungsthemen austauschen 
und gegenseitig informieren. Hier werden 
sozusagen die Speisepläne abgestimmt, 
Rezepte und Küchentipps ausgetauscht. 
Insbesondere, was den oben erwähnten 
Franchise-Bereich – also die Instrumente 
der gemeinsamen Mittelverwaltung – betrifft. 

In der neuen Strukturfondsperiode 2014
2020 hat die Kommission die Speisekarte 
deutlich erweitert und zur Stärkung der 
Informations- und Handlungsbasis der EU-
Institutionen für den Bereich Stadtentwick
lung eine Reihe neuer kohäsionspolitischer 
Instrumente geschaffen. Hauptziel war es 
dabei, die Städte wieder in einen direkten 
Austausch mit der EU Kommission zu 
bringen und ihnen auch die Möglichkeit zu 
bieten, selbst über Fördermittel zu verfügen. 
Neben der bereits oben erwähnten Maß
nahme zur nachhaltigen Stadtentwicklung 
im Rahmen der EFRE IWB-Programme gibt 
es mit dem Programm Innovative Urban 
Actions (an dem Städte und Stadtregionen 
auf Basis jährlicher Calls teilnehmen können) 
und dem Urban Development Network 
(das dem Erfahrungsaustausch über die 
städtischen Instrumente der Kohäsionspoli
tik dienen soll) zwei weitere Angebote. 

Eine weitere wichtige Aktivität der EU 
Kommission im Bereich Stadtentwicklung 
stellt der Urban Atlas (vormals Urban Audit) 
dar – ein Benchmarking Tool, in welchem 
zahlreiche Städte der EU anhand eines 



 

 

 

 

umfangreichen Indikatorensets von der 
Generaldirektion Umwelt bzw. der Europä
ischen Umweltagentur verglichen werden.  
Abgesehen davon widmet sich auch das 
Europäische Parlament im informellen 
Arbeitsformat einer sogenannten Urban 
Intergroup dem Thema Stadtentwicklung 
und bringt sich in die laufenden Diskussio
nen ein. 

Gemeinsam kochen 
fällt noch schwer 

Die Notwendigkeit besserer Koordination 
innerhalb der jeweiligen Küchen, aber auch 
zwischen dem Restaurant des Nations und 
dem l’Union, die ja über einen unkündbare 
Franchise-Vertrag miteinander verbunden 
sind, scheint mittlerweile eine verbreitete 
Einsicht zu sein. Daher formierten sich in 
beiden Zweigen der EU Stadtentwicklungs
politik Initiativen, eine Urban Agenda ins 
Leben zu rufen und – jede Seite für sich – 
zunächst zu mehr Kontinuität und effektive
rer Arbeitsweise zu finden. Zudem brauchen 
beide Prozesse bzw. Akteursgruppen 
einander, um wirklich zu einer integrierten 
und ganzheitlichen Stadtentwicklungspolitik 
beitragen zu können. 

Allerdings liegt an der Schnittstelle der 
gegenseitigen Koordination beider Prozesse 
auch eine mögliche Bruchstelle. Während 
sich der gemeinschaftspolitische Zweig auf 
eine verbesserte interne Koordination der 
EU Dienststellen konzentriert und dabei die 
(wettbewerbspolitisch inspirierten) Ziele der 
Europa-2020-Strategie in den Mittelpunkt 
rückt, geht der zwischenstaatliche Prozess 
– entsprechend dem von ihm über die 
Jahre erarbeiteten Urban Acquis – davon 
aus, dass Stadtentwicklungspolitik im 
Sinne eines integrierten Ansatzes mehr als 
Wettbewerbspolitik und in die Prozesse der 
europäischen Raumentwicklung eingebettet 
sein müsse. Mit anden Worten: im Restau
rant des Nations ist man der Ansicht, dass 
es neben den Franchise-Produkten, die man 
gemeinsam mit dem l’Union anbietet auch 
noch weitere wichtige Speisen geben muss! 

Oben: © Fürthner / PID, Unten: © Christian Houdek / PID 

Trotz gegenseitiger Kooperationsbekun
dungen und bestehender (auch verstärkter) 
Zusammenarbeit zwischen diesen beiden 
Prozessen, wurde diese Bruchstelle im 
vergangenen Herbst dadurch sichtbar, 
dass die EU Kommission ohne vorheriges 
Einvernehmen mit den Mitgliedstaaten eine 
Mitteilung bzw. Konsultation für eine 
„EU Urban Agenda“ herausbrachte, 
während die Mitgliedstaaten im Sinne ihres 
breiteren Politikansatzes weiterhin von 
einer „European Urban Agenda“ sprechen. 
Das l’Union hat also seine Kunden mit 
der Absicht befragt, die Produktpalette zu 
ändern, ohne diese Aktion vorher mit dem 
Franchisenehmer zu besprechen. Das darf 
sie auch, aber ob es sinnvoll ist, steht auf 
einem andern Blatt. 

Obwohl die Differenzen zwischen beiden 
Prozessen durchaus überbrückbar scheinen 
besteht doch weiterhin die Gefahr, dass sie 
am Ende nicht im Gleichklang laufen bzw. 
nicht verschmolzen werden können, was 
aus stadtentwicklungspolitischer Sicht aber 
nötig wäre, um Themen und Kompetenzen 

aller beteiligten Akteure bestmöglich für eine 
nachhaltige Stadtentwicklungspolitik auf eu
ropäischer Ebene zu nutzen. Es bleibt also 
zu hoffen, dass die vom l’Union gelieferten 
runden Crêpes auf die eckigen Teller im des 
Nations passen werden. 

Österreich schreibt gerade an 
seinem Kochbuch 

Angesichts der Dynamik, die das Thema 
Stadtentwicklungspolitik seit 2007 auf 
europäischer Ebene erfahren hat, erscheint 
für Österreich der nationale Prozess zur 
Entwicklung einer Stadtregionspolitik im 
Rahmen des ÖREK 2011 von großer 
Bedeutung, um sich als aktiver Player in 
den europäischen Diskussionsprozess 
einbringen zu können. Insbesondere für 
die Vertretung nationaler Interessen und 
Positionen auf EU Ebene besteht hier die 
Erwartung, dass dabei an die europäischen 
Diskussionen anschlussfähige und konkrete 
Ziele formuliert werden. Bis dahin arbeitet 
die österreichische Köchin also noch ohne 
Rezeptbuch im des Nations mit und muss 
bei jeder neuen Zutat ihre Gäste vorab 
fragen, ob ihnen die Suppe dann besser 
schmecken würde. 

Abschließend die wichtige Frage: (Wie) kann 
aus einer so komplexen Kooperation der 
beiden Restaurants etwas entstehen, das 
den Kunden schmeckt, ja vielleicht sogar 
irgendwann mit einer Haube ausgezeichnet 
wird? Als erste Erfolge der verstärkten 
Koordination städtischer Themen in Europa 
kann dabei durchaus gewertet werden, dass 
im Kontext der Stadtentwicklungspolitik für 
Österreich wichtige Themen in die Positio
nen und Instrumente auf EU Ebene Eingang 
gefunden haben. 

–	 So wird der Handlungsbedarf einer 
europäischen Städtepolitik nicht mehr 
auf innerstädtische Problemgebiete 
beschränkt, sondern es werden in den 
Instrumenten der Kohäsionspolitik nun 
auch stadtregionale Themenfelder explizit 
aufgegriffen. 
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–	 Die lettische Ratspräsidentschaft widmet 
sich der Rolle kleiner und mittlerer Städte. 
Diese Dimension ist u.a. für Österreich 
besonders relevant. Gleiches gilt für den 
Schwerpunkt der danach folgenden 
luxemburgischen Ratspräsidentschaft, die 
sich dem Thema grenzüberschreitender 
Agglomerationen widmen wird. 

Diese Beispiele zeigen, dass auf der 
gemeinsamen Karte der beiden Restaurants 

aus österreichischer Sicht etwas dabei ist, 
das schmecken kann. Die Diskussion zu 
Stadtentwicklungsthemen auf EU Ebene 
kann also einen Mehrwert haben, das En
gagement für dieses Thema auf EU-Ebene 
kann sich durchaus lohnen. Umso wichtiger 
erscheint es daher jedoch auch, gemein
same Positionen auf nationaler Ebene zur 
Stadtentwicklungspolitik zu entwickeln, 
um diese dann in den Politikprozess auf 
europäischer Ebene einbringen zu können. 

Anders gesagt: die österreichische Köchin 
im Restaurant des Nations braucht ein Re
zeptbuch, damit sie die Chance bekommt, 
für Ihre Kunden etwas schmackhaftes 
zuzubereiten und auch die KollegInnen im 
eigenen Lokal und dem l’Union zu überzeu
gen, diese Speisen auf die Karte zu setzen. 
Der Rest sind handwerkliches Können, 
ausreichende Ressourcen und eine Frage 
der guten Zusammenarbeit. 

www.rotterdam.nl / © Marc Heeman 



 

 
 

 
 

  

 
 

   

  

   

Eine EU-Städteagenda.
 

Autorin: 

Mag.a Eva Nussmüller 

DG Regio and Urban Planning  
Competence Centre for inclusive growth,  
urban and territorial development 

ec.europa.eu/regional_policy  

In Europas Städten leben mehr als 360 Millionen Menschen, mehr als zwei 
Dritteln der EU-Bevölkerung. Die EU-Kohäsionspolitik der Periode 2014-2020 
sieht für Städte nun eine stärkere Rolle vor um auf Herausforderungen wie 
Verkehr und Mobilität, Energieverbrauch und -erzeugung, aber auch Armut 
und Integration gezielt und lokal reagieren zu können. Gleichzeitig intensivie
ren sich die Diskussionen um eine EU-Städteagenda. 

Städte im Fokus 

Städte gewinnen in Europa seit Jahren an 
Bedeutung. 70% der Europäer lebt in Städ
ten und ihren Einzugsgebieten, und sie sind, 
zu einem überwiegenden Anteil, nämlich zu 
80% sehr zufrieden mit ihren Städten.1) In 
Wien liegt die Zufriedenheit sogar bei 95%. 
Städte sind auch die Motoren Europas 
wirtschaftlicher Entwicklung: Metropolregio
nen erwirtschaften 70% des Europäischen 
Bruttoinlandsproduktes und über 60% der 
öffentlichen Investitionen werden von regi
onalen und lokalen Gebietskörperschaften 
getätigt. Gleichzeitig manifestieren sich auch 
Europas Herausforderungen besonders 
deutlich in unseren urbanen Räumen: 80% 
des Energieverbrauchs und 73% aller CO2
Emissionen werden in Städten verursacht. 
Herausforderungen wie Integration und 
Armut zeigen sich in den Städten besonders 
klar. 

Daraus wird deutlich, dass die Europa 
2020-Strategie und jede Wachstumsstrate
gie der Zukunft, aber auch jede europäische 
Sozial-, Verkehrs- oder Energiepolitik nur 
dann erfolgreich sein kann, wenn sie in den 
Städten erfolgreich ist. Anders ausgedrückt 
geht es um eine „städtische Dimension“ in 
der EU Politikgestaltung und -umsetzung. 

Stärkung der Städte 
in den Europäischen Struktur-
und Investitionsfond 

Diese Forderung ist nicht neu. Bereits 1997 
fordert die Europäische Kommission in ihrer 
Mitteilung „Wege zur Stadtentwicklung in 

1)  Perception Study "Quality of life in cities", European 
Commission (2013) 

der Europäischen Union“2)  neue Anstren
gungen, um die Rolle der europäischen 
Städte als Orte sozialer und kultureller Integ
ration, als Quellen wirtschaftlichen Wohlstan
des und nachhaltiger Entwicklung sowie als 
grundlegende Stützpfeiler der Demokratie zu 
stärken bzw. wiederherzustellen. Seither hat 
sich das Thema „städtische Entwicklung“ 
als ein immer bedeutenderer Bestandteil der 
EU-Politik herauskristallisiert. 

Noch unter der Federführung von Kommis
sar Johannes Hahn wurden die Weichen 
für eine verstärkte Städtepolitik in der EU 
Kohäsionspolitik der Förderperiode 2014
2020 gelegt: Neben der Tatsache, dass 
etwa die Hälfte der Mittel des Europäischen 
Fonds für regionale Entwicklung (EFRE), 
also 80 bis 90 Milliarden Euro, in städtischen 
Gebieten investiert werden, werden Städte 
in dieser Förderperiode nun auch ermächtigt 
mit 5% der nationalen EFRE Mittel selbst 
integrierte Projekte der Stadtentwicklung 
auszuwählen. Die Grundlage dafür sind 
Stadtentwicklungskonzepte, welche die 
wirtschaftlichen, ökologischen, klimatischen, 
demographischen und sozialen Herausfor
derungen der Stadt aufgreifen. 

Es geht also um die Förderung integrativer 
Ansätze, aber auch darum, Städte als Ak
teure europäischer Strukturpolitik zu fördern 
– ein „empowerment“ von Städten, oder 
auf Deutsch: eine Ermächtigung der Städte. 
Städte sind in dieser Förderperiode also 
nicht mehr nur Förderempfänger sondern für 
die Konzeption der Strategien und jedenfalls 
auch für die Auswahl konkreter Projekte 
verantwortlich. 

2)	 „Wege zur Stadtentwicklung in der Europäischen Union“, 
COM(97) 197 final 
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Darüber hinaus stehen Städten im Rahmen 
der Europäischen Struktur und Investiti
onsfonds auch Förderungen für „innovative 
Maßnahmen“ zur Verfügung. Komple
mentär zu der „Smart Cities“ Initiative des 
Programms „Horizon2020“ stehen also 
weitere 370 Millionen Euro für Städte ab 
50.000 Einwohner zur Verfügung. Eine erste 
Aufforderung zur Einreichung von Projekt
vorschlägen ist für Ende 2015 geplant. 
Ergänzend zum erfolgreichen URBACT 
Programm, dass in seine dritte Runde geht 
und im ersten Halbjahr 2015 seine Aufforde
rung zur Einreichung von Projektvorschlägen 
starten wird, wird das „Urban Development 
Network“ jene Städte vernetzen, die integ
rierte Stadtentwicklungskonzepte oder die 
oben erwähnten innovativen Maßnahmen 
umsetzen. 

EU-Städteagenda 

Die Komplexität städtischer Chancen und 
Herausforderungen bedarf neben einer 
ausreichenden finanziellen Unterstützung, 
aber auch einer angemessenen Rolle der 
Städte in der Erarbeitung und Umsetzung 
von EU-Politiken. Dieser Anspruch wurde 
am „CITIES Forum“ im Februar 20143) 

gelegt und mit dem Ruf nach einer „EU-
Städteagenda“ verbunden. Eine Debatte 
über Notwendigkeit und Mehrwert solle 
aktiv geführt werden. In Folge des Forums 
verabschiedete die EU-Kommission 

3)	 ec.europa.eu/regional_policy/conferences/urban2014/ 
index_en.cfm (in englischer Sprache) 

eine Mitteilung4), welche eine öffentliche 
Konsultation zu den Kernaspekten einer 
EU-Städteagenda in Gang setzte. 

Das Interesse an der öffentlichen Kon
sultation zur Städteagenda, welche Ende 
September 2014 endete, war groß. Über 
330 Beiträgen aus öffentlicher Verwaltung, 
Wissenschaft, Interessensvertretungen, 
Unternehmen und von Privaten etc. sind bei 
der Europäischen Kommission eingegangen. 

Erste Ergebnisse der Konsultation 

Die detaillierten Ergebnisse der öffentlichen 
Stellungnahmen, eine Analyse sowie 
nächste Schritte werden im ersten Halbjahr 
2015 präsentiert. Das „Städteforum“, am 
2. Juni in Brüssel, sowie die EU-Ratspräsi
dentschaften von Lettland, Luxemburg 
und den Niederlanden sind die nächsten 
wichtigen Meilensteine in Richtung einer 
EU-Städteagenda. 

Weitere Informationen finden Sie unter: 
ec.europa.eu/regional_policy/consultation/ 

urb_agenda/index_en.cfm (in englischer Sprache) 

4)	 „Die städtische Dimension der EU-Politikfelder – 
Kernpunkte einer EU-Städteagenda“, 
COM(2014) 490 final 
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i.Urban. 
Innovative city strategies for delivering sustainable competitiveness. 
Summary and key takeaways. 

Today, cities around the world are seen as the engines for sustainable 
economic growth. But the playing field for cities is changing dramatically. 
Growing societal demands are going hand-in-hand with budgetary restrictions 
and the need to do ‘more with less’. This, in turn increases the importance of 
executing and implementing strategy effectively and making it happen on the 

Die Studie “Innovative city 
strategies for delivering 
sustainable competitiveness” 
wurde von Pricewaterhouse-
Coopers (PwC), dem European 
Institute for Comparative 
Urban Research (Euricur), 
dem Institute for Housing and 
Urban Development Studies 
(IHS) und dem Global Urban 
Competitiveness Project (GUCP) 
erstellt. Mit der Analyse von 
24 städtischen Projekten auf 
allen Kontinenten wurde das 
Ziel verfolgt, aufzuzeigen, wie 
dank innovativer städtischer 
Lösungen nachhaltige Wettbe
werbsfähigkeit mit dem Erhalt 
sozialer Kohäsion und Umwelt
qualität vereinbar ist. 

www.iurbanconference2014.nl/ 

ground.1) 

Achieving the future development of a 
sustainable and competitive city involves de
veloping an integrated strategic approach.2) 

And more than ever before the growth that 
cities can achieve is strongly linked to their 
power to address social, environmental and 
economic issues in a holistic manner, while 
making the most of future opportunities.3) 

As such, how to keep a city’s growth over 
time without endangering its foundations 
or ‘capitals’ (such as economic diversity, 
people and the environment) is now one 
of the most relevant urban development 
challenges. So, what can cities do to nurture 
good growth 4) and sustainable competitive
ness: a city’s ability to keep growing and 
developing over time while fostering social 
cohesion and environmental quality? 

The sustainable competitiveness of cities 
relies on the quality of the structural building 
blocks or ‘capitals’ needed for long-term 
prosperity; knowledge/intellectual, econo
mic, social, environment and quality of life, 
infrastructure and accessibility, image and 
identity and institutional. Capitals change 
slowly, and result from a mix of historical 
processes, market forces and multi-level 
policy interventions, partly in the hands of 
city councils but also other urban stake
holders. However, the discussion about 
sustainable competitiveness is not only 
about the strength of the capitals or whether 

1) Seizing the Day, PwC Public Sector Research Centre. 

2) Cities of the Future, PwC; Berg, L. van den, Meer, 
J. van der and Carvalho, L. (2014). Cities as engines of 
sustainable competitiveness: European Urban Policy in 
Practice. Aldershot: Ashgate. 

3)	 Making it Happen: a roadmap for cities and local 
public services to achieve outcomes, PwC Public Sector 
Research Centre; Berg, L. van den, Meer, J. van der 
and Carvalho, L. (2014). Cities as engines of sustainable 
competitiveness: European Urban Policy in Practice. 
Aldershot: Ashgate. 

4)	 Good growth for cities, PwC Public Sector Research 
Centre. 

for instance the economy should be pre
ferred to the environment or society. A key 
challenge is to find balance and integration 
between the different capitals over time. 

As well as these capitals, a city’s manage
ment has to develop multiple operational 
capabilities or ‘enablers’ to make things 
happen. These include inspirational leader
ship, communication, smart management 
of its finances and the capability to manage 
key programmes and projects including the 
development of agile delivery vehicles. And, 

Innovative city strategies for delivering 
sustainable competitiveness 
Summary report 

iUrban 
inspire
innovate 
implement 

April
2014 

all of this must also be done in a way that is 
sustainable and through collaboration and 
partnering with citizens, the private sector, 
academia and Non-Governmental Organisa
tions (NGOs). 

In this study, we analysed in depth how 
different types of innovative urban deve
lopment projects and strategies (in terms 
of content and process) are contributing to 
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strengthen a city’s capitals and to strike new 
balances between the economic, social and 
environmental spheres. We also sought to 
understand the key enablers in each case. 
For each project and initiative analysed, we 
asked the following questions: 

–	 How do the strengths and imbalances in 
a city’s capitals influence its vision and the 
design of new projects? 

–	 What are the key features of the projects, 
what is innovative about the content 
and how are they tackling sustainable 
competitiveness? 

–	 Which enablers have been critical to 
‘make it happen’? 

–	 What are direct and indirect results of 
the projects, limitations and challenges 
ahead? 

In the remainder of this summary, we syn
thesise key finding and takeaways for local 
governments and city managers in terms 
of 5Cs: Context, Capabilities, Collaborative 
Power, Choices and Competences. 

Context:
 
megatrends and local specificity
 

Climate change, shifting sources of 
economic power, demographic changes 
and technological advances and the shift 
from rural to urban − cities across the world 
share many challenges arising from these 
megatrends. The same goes for power 
shifts from national to local levels and the 
consequences of heightened budgetary 
restriction. However, on closer inspection, 
the types of imbalances faced are rather 
different. While some cities struggle to 
reignite as growth engines, others fight to 
curb CO2 emissions and criminality; while 
some put citizen involvement first, others 
require infrastructure as precondition. 

All in all, the context and dynamics of each 
individual city heavily influence the type of 

vision and strategies put in place to achieve 
sustainable competitiveness. For example, 
apparently similar open data initiatives 
can be nudged by rather different urban 
challenges and, more importantly, can 
follow different priorities, such as growth and 
innovation or transparency. 

Local specificity means that even if cities 
can learn from each other, there is not one 
single path to sustainable competitiveness. 
Beyond sometimes simplistic divisions 
between cities in advanced and developing 
economies, any attuned intervention 
targeting sustainable competitiveness in a 
city should consider a thorough assessment 
of the evolution of its capitals over time, as 
well as more recent emerging dynamics. 

Context is an important determining factor, 
but what should a vision (both at the city 
and project level) look like in a sustainable 
competitiveness framework? Among others, 
it should: 

–	 Be able to balance different economic, 
social and environmental spheres in a 
holistic fashion, while recognising potential 
tensions and tradeoffs between them. 

–	 Be flexible enough to cope with change 
while keeping the direction recognisable. 

–	 Strike a balance between formalisation 
and ‘situational awareness’, being 
grounded on the distinctive features and 
identity of a place but able to flex with 
changing events. 

–	 Be an inspiration for the multiple orga
nisations involved in its implementation, 
beyond the city council’s walls. 

– Inspire action and risk taking (within limits). 

Capabilities in place 

Sustainable competitiveness projects require 
good designs and visions but also sound 
implementation capabilities. In this study, 

the capabilities in place are a combination of 
the structural capitals and the enablers that 
deliver visions, design and results. 

In most of the sustainable competitiveness 
projects we have researched, success 
in implementation results from bringing 
together different organisations’ internal 
capabilities to build on the structural capitals 
that sustain competitiveness. The more 
demanding the project involved (whether 
transformational or transitional), the more 
important the enablers that are required to 
make it happen. They become a package 
deal. 

Beyond the role of partnerships (see 
collaborative power), we identified five key 
enablers in our case studies: 

–	 Distributed leadership − connecting 
and distributing power among the key 
stakeholders who need to collaborate 
to make things happen, both within and 
outside the public administration; 
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–	 Communication, generating advocacy, 
connecting stakeholders and achieving 
buy-in as well as promoting the results of 
projects to wider audiences; 

–	 Smart financial solutions − the ability 
to mobilise different funding resources 
and financing mechanisms for concrete 
projects in a sustained, responsible and 
flexible way; 

–	 Prioritisation and piloting − strategically 
prioritising actions and piloting/prototyping 
concepts within complex projects prior to 
wider roll-out; 

–	 Agile delivery vehicles − designing structu
res to tackle the different urban challenges 
at stake, combining among others: 
transparency, accessibility, responsiven
ess, flexibility and accountability. 

Collaborative power 

Collaboration is the glue that brings susta
inable competitiveness projects together. 
On many occasions, city councils are not 
exclusive players but the facilitators of 
broader collaborations. Indeed, in the most 
successful projects we analysed, leadership 
is distributed across multiple organisations, 
which need to co-operate closely to make 
sustainable competitiveness visions happen: 

–	 Private sector involvement, ranging from 
small entrepreneurs to large transnational 
corporations. Many organisations in 
the private sector are increasingly 
ready and willing to invest in their urban 
environments to the benefit of their core 
strategies and profit, in a ‘shared value’ 
fashion. 

–	 University involvement, including 
educational and research institutes. 
The performance of cities increasingly 
relies on their educational and research 
backbone, and the other way around as 
well. Knowledge institutes increasingly 
see cities as a research subject in its own 

right, and cities can benefit from their 
problem-solving capacity. 

–	 Citizen involvement. Involving citizens to 
the full often results in ‘unusual suspects’ 
getting involved, bringing novelty and 
identifying previously hidden problems 
and opportunities. 

–	 Not-for-profit involvement. Involving 
not-for-profits and NGOs proved relevant 
in many of the projects we analysed, such 
as in cases where they acted as brokers, 
with a degree of independence to carry 
projects through and to encourage the 
right partnerships. 

Collaboration is not easy. However, it is 
often worth the effort and it is pivotal for the 
sustainable competitiveness of cities. Good 
collaboration: 

–	 Requires trust, mutual understanding 
and flexibility/capacity to try out new 
approaches. 

–	 Allows projects to reach other dimensions 
and domains. 

–	 Contributes to mobilising complementary 
resources such as knowledge, finance, 
support and legitimacy. 

Choices to be made 

Project outcomes are the product of the 
interaction between many stakeholders 
responding to the challenges that are the 
focus of any initiative. In the case studies 
we researched, each involved choosing a 
thematic focus for the strategy and how to 
implement it and make the right choices. 
The key themes in our research included: 

–	 Promoting the development of clusters 
where the agglomeration of economic ac
tivities benefit from each other’s presence 
in many ways, which can help strengthen 
and diversify a city’s economic base. 

–	 Managing urban mobility, as sustaina
ble competitiveness requires excellent 
accessibility so that transport and mobility 
become key issues to address. 

–	 Sharing data in the digital city, with new 
technologies opening up new possibilities 
for innovation, transparency and the 
delivery of better urban services. 

–	 Using events as a catalyst of urban 
transformation and new immaterial types 
of urban legacy. 

–	 Regenerating and greening cities to im
prove the quality of the living environment. 

–	 Adapting to climate change to minimise 
the risk to a city’s functioning and 
attractiveness. 

–	 Enhancing urban security to cope with 
social imbalances and unrest. 

In order to deliver the required outcomes 
in relation to these themes, there are many 
dilemmas and trade-offs which need to be 
considered to make the right choices. 

Even if there is no single blueprint for each 
theme, there are at least six key choices 
and dilemmas that urban managers should 
consider when planning for sustainable 
competitiveness in cities. 
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i.Urban 

– Transformational or transitional initiatives? 

–	 Broader, multi-domain or specialised 
initiatives? 

–	 Accept sub-optimal results or ‘do 
nothing’? 

– Status-quo vs. reform-driven projects? 

–	 Municipal borders or functional urban 
regions? 

–	 Diversifying partnerships or keeping the 
project agile? 

There are no single or simple answers to the 
above mentioned trade-offs. Much has to 
do with the specific city challenges, as well 
as with the available capabilities in place. 
Moreover, it can be hard for policymakers 
to answer such questions alone, as the 
answers to many of them rely on third party 
actions. They can be seen as input for 
discussion among project proponents, and 
should be asked more than once during the 
development of sustainable competitiveness 
projects. 

Competencies for a new type of 
urban manager 

Delivering sustainable urban competitiven
ess requires a new type of urban manager. 
Urban management for sustainable compe
titiveness is a knowledge-intensive activity, 
in the hands of both elected representatives 
and executive city staff. 

The new urban manager for the 21st century 
should: 

–	 Identify, connect to and empower leaders 
within and outside the organisation to 
which leadership can be distributed. 
Sustainable competitiveness projects 
require strong and resilient leadership at 
different levels, in different organisations, 
both technical and political. 

–	 Mediate stakeholders with potentially 
different interests around joint visions, 
even when the have different powers, 
assets and time horizons. 

–	 Source and legitimise new ways of 
working in the organisation, encouraging 
new approaches outside the comfort 
zone. 

–	 Involve unusual suspects in fully-fledged 
‘penta-helixes’ (citizens, not-for-profits 
and universities as well as public and 
private sector organisations) beyond the 
usual business and policy elite. 

–	 Pay attention to external catalysts as 
signals to change of brand identity. When 
combined with a city’s strengths, needs 
and possibilities, they can contribute to 
ignite, if not boost change in different city 
spheres and capitals. 

–	 Think about the most appropriate spatial 
level for interventions. Functional, not 
administrative, areas are often more 
appropriate to tackle sustainable urban 
competitiveness challenges, and make 
it easier to involve the stakeholders that 
matter. 

The European Institute for 
Comparative Urban Research 

The European Institute for 
Comparative Urban Research 
(Euricur) aims to gain a deeper 
understanding of how cities 
develop and how they are 
managed. To that end Euricur 
initiates and carries out stu
dies on strategic urban issues 
in response to the challenges 
cities and metropolitan regions 
face. 

Euricur was founded in 1989 
by the Mayors of Rotterdam 
and Barcelona, and Erasmus 
University Rotterdam. It has a 
close relation with Eurocities, 
a membership organisation of 
more than 130 European Cities 
that was founded in 1986. The 
institute has its seat with Eras
mus University Rotterdam, but 
has a close cooperation with 
other universities in Europe, 
the US and Asia. Through its 
research activities in more than 
one hundred cities Euricur has 
access to an extensive network 
of decision makers and experts 
in urban management. 

www.euricur.nl 
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 Anna Lisa Boni, Generalsekretärin von EUROCITIES 
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Interview 

Anna Lisa Boni,  
Generalsekretärin von EUROCITIES 

im Interview mit 

DI Andreas Schwab,  
Magistratsdirektion –Geschäftsbereich 
Bauten und Technik, und 

Nicola Vatthauer,  
EUROCITIES 

www.eurocities.eu/ 

Europas Städte: Kraftvolle Motoren der Entwicklung
 
Rückgrat und Antrieb für eine nachhaltige Gesellschaft 

EUROCITIES ist die politische Interessensvertretung der größten euro
päischen Städte gegenüber den EU-Institutionen. Die Regierungen von 
130 Mitgliedsstädten und 40 Partnerstädten aus 35 Europäischen Ländern 
sind hier in einem Netzwerk verbunden. Zusammen repräsentieren sie 
130 Millionen Einwohnerinnen und Einwohner. Anna Lisa Boni, General
sekretärin von EUROCITIES, beantwortet einige Fragen zu den Aufgaben 
und Zielen des Netzwerks. 

Frau Boni, Städte sind ein Erfolgsmodell 
der menschlichen Siedlungsformen. Sie 
sind seit Jahrtausenden – in den heutigen 
Dimensionen seit weit über hundert Jahren – 
komplexe Geflechte oder „Organismen“, die 
auf innere wie äußere Einflüsse reagierten 
und reagieren. Warum brauchen wir jetzt 
eine Urban Agenda, eine Anleitung, was wie 
getan werden soll, der EU? 

Boni: Wir fordern in der Tat eine Urban 
Agenda, allerdings meinen wir damit keine 
Anleitung für Städte, sondern eine bessere 
Koordinierung und stärkere Berücksichti
gung städtischer Belange auf europäischer 
Ebene. Wir wollen weder die Entwicklung 
unserer Städte kontrollieren, noch fordern 
wir mehr gesetzliche Vorschriften. Vielmehr 
sollte eine Urban Agenda die fundamentale 
Bedeutung europäischer Städte in Bezug 
auf die Möglichkeiten und Herausforde
rungen Europas anerkennen und durch 
eine stärkere Zusammenarbeit von EU-
Institutionen, Mitgliedstaaten und Städten zu 
einer effektiveren und effizienteren Politikge
staltung auf EU-Ebene führen. 

Warum brauchen wir das? 

Boni: Europas Zukunft liegt in unseren 
Städten. Hier leben 75% der europäischen 
Bevölkerung. Gleichzeitig findet man hier 
auch die größten Herausforderungen und 
Möglichkeiten vor, sei es in Bezug auf 
Jugendarbeitslosigkeit, Integration und 
soziale Inklusion, Kultur, Umwelt, Energie 
oder Verkehr. Vor diesem Hintergrund ist es 
nicht verwunderlich, dass ein bedeutender 
Anteil der EU-Initiativen in Städten umge
setzt wird. Im Moment sind diese Initiativen 
auf EU-Ebene jedoch oft unkoordiniert und 
trotz enger thematischer Verknüpfungen 

sehr von sektoraler Politik 
bestimmt. 

Um sicherzustellen, dass 
diese Initiativen ihr volles 
Potential ausschöpfen, 
plädieren wir daher für eine 
bessere Koordinierung 
von städterelevanten 
EU-Initiativen innerhalb 
der EU-Institutionen, mehr Transparenz und 
eine stärkere Zusammenarbeit mit unseren 
Städten. Gut funktionierende Städte und 
Ballungsräume sind von entscheidender 
Bedeutung für ganz Europa, nicht nur für die 
lokale, regionale oder nationale Ebene. Ihre 
Leistung ist entscheidend für die Wettbe
werbsfähigkeit Europas. 

Die zehn Prioritäten, die sich die neue 
EU-Kommission gesetzt hat, haben großteils 
eine sehr starke städtische Dimension, 
insbesondere in den Bereichen Beschäf
tigung, Wachstum, digitale Technologien, 
Energie, Klimawandel, Migration und dem 
demokratischen Wandel. Ein wirklicher 
Neustart für Europa kann nur mit unseren 
Städten gelingen, nicht ohne sie. 

Europäische Städte sind strukturell, grö
ßenmäßig und vor allem kulturell doch sehr 
unterschiedlich. Eine Agenda für alle Städte 
kann doch nicht alle Situationen erfassen? 
Besteht nicht auf längere Sicht die Gefahr 
der Gleichmacherei der Städte? 

Boni: Wie bereits gesagt, handelt es 
sich bei der Urban Agenda absolut nicht 
um eine Gleichmacherei von Städten. 
Die Urban Agenda bezieht sich auf eine 
bessere Koordinierung von städterelevanten 
Initiativen auf EU-Ebene und darauf, 
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beteiligte Gruppen – Städte, Mitgliedstaaten 
und EU-Institutionen – partnerschaftlich 
zusammenzubringen. Nur wenn alle Regie
rungsebenen zusammenarbeiten, kann eine 
solche Agenda Erfolg haben. Diese muss 
im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip 
der EU stehen und soll definitiv nicht, das 
möchte ich betonen, in die Kompetenz der 
Mitgliedsstaaten im Bereich Stadtentwick
lung eingreifen. Allerdings wollen wir, dass 
nationale Regierungen ihre Städte stärker in 
die Entwicklung ihrer strategischen Richt
linien und EU-Programme einbinden. 

Als EUROCITIES haben wir fünf Bereiche 
identifiziert, in denen die Herausforderungen 
und Möglichkeiten unserer Städte sehr eng 
mit den Zielen der EU verknüpft sind: 

–	  Städte als Motoren für hochwertige 
Arbeitsplätze und nachhaltiges Wachstum 

–  Integrative, vielfältige und kreative Städte 
–  Grüne, mobile und gesunde Städte 
–  Smarter Cities / intelligentere Städte 
–	  Städtische Innovation und Stadtverwal

tung 

Dies sind Bereiche, in denen eine Urban 
Agenda wirkliche Veränderungen bewirken 
kann, indem 

–	  urbane Lösungen und Herangehenswei
sen besser mit den EU-Herausforderun
gen abgestimmt werden, und umgekehrt 

–	  sektorale Initiativen besser koordiniert 
werden und die unterschiedlichen Regie
rungsebenen enger zusammenarbeiten, 

–	  EU-Fördergelder gezielt dort eingesetzt 
werden, wo sie wirklich etwas bewirken 
können. 

Wie sollen die diversen Maßnahmen auf 
dem Weg zur Smart City finanziert werden? 
Stichworte: Energieeffizienz, Ausbau 
der öffentlichen Verkehrsmittel, Umwelt, 
Arbeitsmarkt. 

Boni: Smart Cities kann es in Europa nur 
mit Unterstützung der EU geben. Unter

stützung bei der strategischen Planung und 
Umsetzung von Partnerschaften wie der 
Europäischen Innovationspartnerschaft für 
Smart Cities und Gemeinden sind sehr hilf
reich, aber neue Ansätze bei Finanzierungs
mechanismen und die Kombinierbarkeit von 
Förderinstrumenten, müssen ebenfalls ein 
integraler Bestandteil von Smart Cities sein. 
Wir brauchen neue Formen der Kooperation 
mit Finanzinstituten und um private Investiti
onen zu gewinnen. 

Finanzierungsmechanismen wie Horizon 
2020, die neue Investitionsoffensive der 
EU, sowie Unterstützung bei der Beschaf
fung von innovativen Technologien sind 
notwendig, um den Weg zur Smart City zu 
finanzieren. Insbesondere die Beschaffung 
von innovativen und vorkommerziellen 
Technologien gewinnt zunehmend an 
Bedeutung. Städte sollten mehr Anreize 
und Unterstützung erhalten, um diese 
Möglichkeiten zu nutzen. Derzeit werden 
sie hauptsächlich aufgrund gesetzlicher 
Unsicherheiten nicht voll genutzt. 

Wie soll die Verbindung zum Stadtumland 
funktionieren? Stichworte: Pendler, Speck
gürtel. 

Boni: Die Beziehung von Städten zu 
ihrem Umland befindet sich im Wandel. 
Transport und Mobilität, wirtschaftliche 
Entwicklung und das Wohnungswesen 
sind einige der vielen Herausforderungen, 
die über die administrativen Grenzen von 
Städten hinausgehen. Eine funktionierende 
Kooperation zwischen Städten und ihren 
Metropolregionen ist daher unabdingbar, um 
effektive Initiativen und Lösungen zu finden. 
Oft kann die Stadt eine führende Rolle 
in diesen Partnerschaften spielen, wobei 
hilfreiche nationale und EU-Rahmenbedin
gungen natürlich einen positiven Einfluss 
haben können. Daher ist das Thema der 
Metropolregion und ihrer Verwaltung ein 
Schlüsselbereich für die EU Urban Agenda. 

Wien ist ja laut vielen Umfragen eine sehr 
attraktive und lebenswerte Stadt. Auch was 
die Umsetzung der Ziele zu einer Smart 

City betrifft, ist Wien schon sehr weit. Was 
sind aus Ihrer Sicht die Vorteile, die das 
Programm für Wien noch bereit hält? 

Boni: Die Vorteile, die eine Smart 
City Initiative Wien noch bieten kann, 
hängen sehr davon ab, welche Visionen 
die Stadt für sich als Smart City hat. 
Projekte, die sich mit Informations- und 
Kommunikations¬technologien sowie Ener
gie und Mobilität beschäftigen, werden oft 
als Herzstücke einer Smart City angesehen. 
Aber es ist wichtig anzumerken, dass es 
keine One-Size-Fits-All-Herangehensweise 
für Smart Cities geben kann. Verschiedene 
Städte werden immer unterschiedliche 
Visionen einer Smart City haben, die auch 
andere Aspekte beinhalten können, wie z.B. 
soziale, kulturelle oder bildungspolitische 
Themen. 

Eine Smart City nutzt ihr humanes Kapital, 
indem sie neben dem Austausch von Daten, 
Informationen und neuen Technologien vor 
allem auch den Dialog und den Meinungs
austausch ermöglicht. 

In Anbetracht der schwierigen Herausfor
derungen, vor denen Europa und unsere 
Städte heute stehen, sind doch die Bürger 
und Bürgerinnen das größte Potential 
der Städte, um einen Wandel in Fragen 
der Nachhaltigkeit, der Finanzierung, der 
Erbringung von Dienstleistungen oder der 
direkten Demokratie zu bewirken. Bei Smart 
Cities geht es eben vor allem auch um 
Smart Citizens. 

Vielen Dank für das Gespräch. 



 

 

 
  

 

 

  

  

 

 
 

 
 

 

  

 
 

 

The Urban Platform Danube Region.
 

Kontakt: 

EU Danube Region Strategy,  
Priority Area 10 “Institutional Capacity 
and Cooperation” 

Mag.a Daniela Urschitz 
Mag. Jörg Mirtl 

updr@pa10-danube.eu 

The Urban Platform Danube 
Region (UDPR) is a free 
knowledge platform to support 
the exchange of developments, 
measures and urban projects 
in the Danube Region. It can be 
joined by cities, city and muni
cipal networks, as well as civil 
society organisations linked to 
urban and citizen issues: 

www.updr.eu 

Alle Fotos: © www.wien.gv.at 

The Danube is the river with the highest number of bordering countries, 
but has also a large concentration of capital cities and metropolitan are
as, which gives the Danube Region potential for becoming one of the most 
dynamic, competitive and thriving macro-regions of the European Union in 
the 21st century. 

It is of utmost importance to integrate 
regional and local administrations, cities 
and civil society into the implementation of 
the EU Strategy for the Danube Region at 
all levels and within every Priority Area. The 
practical involvement of these organisational 
levels and institutions still has to gather 
momentum in order to make the Strategy 
a success and strengthen its multi-level 
governance. 

Therefore, one of the main aims of Priority 
Area 10 “Institutional Capacity and Coope
ration” of the EU Strategy for the Danube 
Region (EUSDR) was to set up the “Urban 
Platform Danube Region” (UPDR) in 2014, 
uniting as many cities, city networks and 
associations in the Danube Region as 
possible in order to enhance their ownership 
within the implementation process of 
the EUSDR and gearing their joint efforts 
towards the targets of the EU2020 strategy 
and smart, sustainable and inclusive growth. 
This should at the same time strengthen 
their leadership role in the region and give 
them a common voice within the EUSDR. 
The Urban Platform Danube Region does 

not want to 
replace the 
many existing 
networks, but 
to provide 
them with the 
macro-regional 
and European 
approach as well as with the opportunity 
of an open information exchange process 
related to both policy and project develop
ment. 

Thus the Urban Platform Danube Region: 

–	  supports the specific urban interests and 
policies in the Danube Region, 

–	  backs the institutions implementing the 
EUSDR and the European Commission in 
the sense of multi-level governance, 

–	  serves as a strategic partner to the 
 national governments in their implemen
tation of the EU Strategy for the Danube 
Region, 

Urban Plattform 
Danube Region 

www.updr.eu 

Best Practices 
Connecting urban Studies Documents Conference 

Stakeholder Workshops 

Figure 1: URBAN PLATFORM DANUBE REGION / Source: KDZ, 2015 

Knowledge gateway Projects Sustainable 
for urban issues Monitoring Support 

Sustainable City 
Members & Thematic

Inclusive City 
Leaders

Smart City 
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–	 makes the Danube Cities and Regions a 
strong stakeholder in the Strategy and on 
the European level. 

–	 Fosters the project development on the 
macro-regional level 

The UPDR provides the policy develop
ment of the EUSDR with a specific urban 
dimension. To make ongoing developments 
visible and foster the cooperation within 
the Danube Region the central element of 
the Platform is the Urban Platform Danube 
Region website: www.updr.eu and the Vienna 
based office. 

The work and themes of the Urban Platform 
Danube Region follow the Europe 2020 
Strategy and the topics of the priority areas 
of the Danube Strategy. 

Cities, Regions, City and Municipal Associ
ations or Networks can participate as Mem
bers or Thematic Leaders free of charge and 
without obligations. More than 60 major and 
medium-sized cities have joined the UPDR 
since 2013. Thematic Leaders commit 
themselves to contribute to the Urban 
Platform by actively developing urban topics. 
They take over responsibility for an urban 
topic (e.g. disaster management, public 
transport, social services etc.) and provide 
relevant documents from own and other 
institutions. Furthermore thematic leaders 
actively coordinate the knowledge exchange 
within the topic. They organise workshops 
or offer mentoring for other urban institutions 
especially cities and municipal associations. 
Thematic leaders coordinate their efforts 
with the Urban Platform network. 

 

 

  
 

Members Thematic Leaders 

Using the Platform as 
Knowledge Gateway 

Coordinating the 
Knowledge Transfer within 
the Topic responsible for 

Participate in Networks, 
Conference, Seminars etc. 

Contributing Documents 

Providing relevant 
Documents from 
own & other Institutions 

Contribute to the Develop- Organisation of 
ment of the EUSDR Workshops & Mentoring 

Figure 2: How to participate in the UPDR / Source: KDZ, 2015 

Since spring 2014, cities like Bucharest, 
Budapest, Bratislava, Ljubljana, Miskolc, 
Munich and Vienna, as well as the Platform 
of Local Communities of the Danube River in 
Romania, are thematic leaders of the UPDR. 

The Austrian Association of Cities and 
Towns (Österreichischer Städtebund) 
together with the PA 10 – Institutional Ca
pacity and Cooperation of the EU-Danube 
Region Strategy (EUSDR) and the Council of 
Danube Cities and Regions invited to the 2nd 

Stakeholder Conference: Strengthening 
the Urban Dimension of the Danube 
Region in Vienna. The conference took 
place from January 26 to January 27, 2015 
in the Vienna City Hall and was carried out 
by the KDZ-Centre for Public Administration 
Research. More than 
220 participants 
joined the confe
rence, e.g. mayors, 
representatives from 
national governments 
and international 
institutions, as well 
as representatives of 
municipalities, cities, 
civil society organisa
tions and other urban 
stakeholders from 
the Danube Region. 

The overall aim of 
the conference was 
to bring together 
urban stakeholders 
of the Danube Region on the one hand 
and promoting the Urban Platform Danube 
Region (UPDR) as information gateway and 
know-how exchange network on the other 
hand, thus getting the UPDR a step further 
in developing it. In this context the confe
rence emphasized on two main activities: 

–	 holding a thematic leader’s knowledge 
exchange camp (“Knowledge Exchange 
Day”) 

–	 offering several thematic workshops on 
important urban issues in the Danube 
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The Urban Platform 
Danube Region 

Region covering the fields of Smart City, 
Sustainable City and Inclusive City, the 
three thematic priorities of the UPDR 
which are also in line with the Europe 
2020 Strategy. The range of subjects 
includes transparency & open data, 
financing possibilities for cities in the 
Danube Region, disaster management, 
mobility, local economic development & 
entrepreneurship, open government and 
equal opportunity (Conference Day). 

Furthermore the meeting of the extended 
Executive Committee and Office of the 
Council of Danube Cities and Regions 
(CoDCR) took place within the framework 
of the conference, involving i.a. the mayors 
of the cities of Vienna, Bucharest, Sofia, 

Bratislava, and Ulm. On this occasion also 
the current status of the implementation 
of the EU Strategy of the Danube Region 
(EUSDR) was presented by the European 
Commission (DG Regio). 

All conference documents as well as photos 
and videos can be seen and/or downloaded 
under the Conference Website: 

www.updr.eu/event/e-detail/2nd-stakeholder--
conference-urban-platform-danube-region/#. 
VQAgXeEpo9l 

www.danube-capacitycooperation.eu/pages/ 
updr2015 



 

 
 

 
  

 

 

Der Wirtschaftsstandort Wien in Rankings.
 

Autorin: 

Mag.a Elisabeth Unger  
MA 23 – Wirtschaft,  Arbeit und Statistik 

www.wien.gv.at/kontakte/ma23 

Der Anteil der in Städten lebenden Weltbevölkerung steigt kontinuierlich an, 
Wien als stark wachsende Stadt ist hier das beste Beispiel. Es herrscht 
mittlerweile ein weltweiter Wettbewerb um Innovationen und um die besten 
Köpfe. Wien muss bei diesem Wettbewerb mithalten können – und hat dafür 
auch gute Voraussetzungen. Daher besteht großes Interesse daran, die As
sets der jeweiligen eigenen Region oder Stadt zu kennen und auch zu nutzen. 

Es gibt zahlreiche Vergleiche von Städten 
und Regionen. Rankings sind Instrumente, 
die einen Blick von Außen auf Städte 
darstellen und auf subjektive Art auf 
Stärken und Schwächen hinweisen. Die 
Aussagekraft, aber auch die Qualität solcher 
Rankings oder Surveys hängt dabei stark 
von der verwendeten Methodik und den 
Indikatoren ab. Je nach Interessen, sei es 
des herausgebenden Unternehmens/Insti
tuts oder dessen Klientels, werden meistens 
die Themen, die Gewichtung der Indikatoren 
oder auch die Vergleichsstädte gewählt. 
Dementsprechend können die Ergebnisse 
sehr unterschiedlich ausfallen. 

Die meisten Rankings werden von (inter
nationalen) Unternehmen, Instituten oder 
Consulting-Büros herausgegeben, teilweise 
ist die Methode der Bewertungen und Be
rechnungen nicht vollständig  nachvollzieh
bar. Zahlreiche Rankings stammen jedoch 
von öffentlichen Einrichtungen. Der Fokus 
dieser Rankings ist meist ein anderer als bei 
Studien von privaten Unternehmungen. 

Wien liegt in zahlreichen Städte-Rankings 
auf den vordersten Plätzen - bei der 
Lebensqualität, bei der Innovation und bei 
weiteren Indikatoren steht Wien an der 
Spitze. Im Ranking „Quality of Living“ des 
Consulters Mercer belegt Wien nun schon 
seit sechs Jahren Platz eins. Doch auch bei 
der UNO-Studie „State Of The World’s Cities 
2012/2013“ ist Wien am ersten Rang zu 
finden. 

Lebensqualität in Wien: 
Mercer und Co. 

In Wien wohl am bekanntesten ist das 
Quality of Living Ranking von Mercer Human 

Ressources. Wien liegt hier seit Jahren 
regelmäßig auf Platz 1 weltweit. Anfang des 
Jahrtausends ritterte Wien noch mit Genf 
um Platz 2. Mercer beurteilt die Lebens
qualität mittels 39 Faktoren wie Wirtschaft, 
Umwelt, Gesundheitsversorgung, Bildungs
angebote, Verkehrsmittel und Sicherheit. 
Die Erhebung konzentriert sich auf 221 
Städte. 

Die Ergebnisse dienen Regierungen und 
internationalen Unternehmen als wichtige 
Informationsquelle und Entscheidungshilfe 
bei der Entsendung von MitarbeiterInnen 
ins Ausland. Die Vergleichsdaten dienen als 
Hilfsmittel, um das richtige Niveau für die 
Vergütung einschätzen zu können: d.h. je 
höher die Lebensqualität ist, desto geringer 
muss eine „Entschädigungszahlung“ beim 
Gehalt ausfallen. Aus diesem Grund sind 
besonders die weichen Standortfaktoren für 
die Familien der Führungskräfte wichtig. 

Die Economist Intelligence Unit gibt 
jährlich einen “Global Liveability Ranking 
and Report” heraus. Die Stadt mit der 
höchsten Lebensqualität 2013 in diesem 
Ranking ist Melbourne. Wien liegt auf Platz 
2 gefolgt von Vancouver, das lange Jahre 
die Führungsposition innehatte. Im Rahmen 
der Studie werden 140 Städte weltweit 
verglichen. Untersucht werden insgesamt 40 
Indikatoren in den fünf Kategorien Stabilität, 
Gesundheitspflege, Kultur und Umwelt, 
Erziehung und Infrastruktur. 

Auch hier kommen die meisten Anfragen 
und Aufträge für dieses Ranking von 
multinationalen Konzernen. Diese brauchen 
Vergleichsstudien dieser Art. So können sie 
feststellen, wie viel sie ihren MitarbeiterInnen 
(den Expatriates) in bestimmten Städten 
an Extra-Prämien zahlen müssen – je nach 
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dortigen Lebensbedingungen. Keine gute 
Nachricht für die ausländischen Mitarbei
terInnen großer Konzerne, die nach Wien 
versetzt werden: Die EIU-Studie empfiehlt in 
diesem Fall keine Extra-Prämien: also kein 
„Schmerzensgeld“ nötig! 

Rankings offizieller Organisationen 

Werden Rankings von offiziellen Organisa
tionen herausgegeben, dann ist das oft ein 
guter Hinweis auf eine hohe methodische 
Qualität. Erwähnenswert sind etwa das 
Ranking „Doing Business“ der Weltbank 
oder die bereits erwähnte Studie „State Of 
The World Cities 2012/2013“ der Vereinten 
Nationen, in der Wien an der Spitze liegt. 

Wien punktet traditionell mit seinen Leis
tungen in der Daseinsvorsorge, aber auch 
seinem Freizeit- und Kulturangebot. Auch 
als „Green City“ oder „Smart City“ holt Wien 
regelmäßig Top-Platzierungen. 

Die Grenzen zwischen Lebensqualitäts- und 
Business-Rankings sind oft fließend. Eine 
beachtliche Anzahl der Indikatoren bei 
Wirtschaftsrankings fällt in den Bereich 
der Lebensqualität – z.B. Sport, Freizeit, 
Architektur, Geschichte, Umwelt. Daneben 
werden Wirtschaftskennzahlen in die Bewer
tung einbezogen, die für Wien ebenfalls gut 
ausfallen. 

Das Image einer Stadt 

Betrachtet man internationale Wirtschafts- 
und Standortrankings, aber auch die 
betriebswirtschaftliche Literatur zum Thema, 
so wird schnell klar, dass es nicht den einen 
Faktor gibt, der über das Image einer Stadt 
entscheidet oder zur Standortentscheidung 
eines Unternehmens beiträgt. Auch eine 
Standortentscheidung wird nicht ausschließ
lich nach rationalen Kriterien getroffen: 
Faktoren wie Nähe zum Absatzmarkt, 
Infrastruktur, aber auch (internationale) 
Bekanntheit und das Prestige des Stand
orts, oder eben die Lebensqualität, spielen 

gemeinsam eine große 
Rolle. 

Die US-amerikanische 
Internet-Ranking-
Plattform „list25. 
com“ wählte Wien im 
August 2013 auf Platz 
1 der 25 „Best Cities 
For Young People To 
Live In“. Der zweite 
Platz ging an New 
York. Das „Reputation 
Institute“, eine private 
Consultingfirma mit Sitz 
in Kopenhagen und 
New York veröffentlicht 
seit einigen Jahren ein 
Ranking über die 100 
angesehensten Städte 
weltweit. Im soeben 
veröffentlichten Ranking 
„The World's Most 
Reputable Cities, 2014“ 
liegt Wien auf Platz 1 
vor München und Syd
ney. Im internationalen 
„Smart Cities“ Ranking, 
das vom anerkannten 
US-amerikanischen 
Klimastrategen Boyd 
Cohen veröffentlicht 
wurde, liegt Wien im 
aktuellen Ranking vom Jänner 2014 auf 
europäischer Ebene hinter Kopenhagen 
und Amsterdam am hervorragenden dritten 
Platz. 

Darüber hinaus bewegt sich Wien mittlerwei
le auch im Spitzenfeld der „Online-Städte“. 
Laut der im Februar 2014 veröffentlichten 
Studie der Universität Düsseldorf „A Case 
Study of 31 Informational World Cities“, 
in der 31 Städte weltweit im Hinblick auf 
die Nutzung von sozialen Netzwerken 
im Internet zur Kommunikation mit ihren 
BürgerInnen untersucht wurden, liegt Wien 
noch vor London, Paris und Tokio an fünfter 
Stelle. Erste im Ranking ist Deutschlands 
Hauptstadt Berlin. Zudem besagt eine Ver
gleichsstudie des britischen Unternehmens 

Alle Fotos © Luca Sartoni 

UBM aus dem Jahr 2013, das Kommunen 
auf ihre Handhabe des World Wide Web 
getestet hat, dass die österreichische 
Hauptstadt zu den „Top 10 Internet Cities“ 
des Planeten zählt. 

Es lässt sich demnach sagen: Wien ist in 
vielen Bereichen gut aufgestellt. Und: Wien 
wird international hervorragend wahrge
nommen, was ein unschätzbarer Wert ist. 
Gleichzeitig verfügt Wien in Fragen der 
zentralen Zukunftsherausforderungen über 
eine hohe Kompetenz. Diese weiterzuentwi
ckeln wird Aufgabe der kommenden Jahre 
sein – nicht umsonst hat sich Wien das 
Thema „Smart City“ auf die Fahnen geheftet, 
um die Top-Position in diesen Bereichen 
weiter ausbauen zu können. 



 
 

 

 
 

 

 

Smart City Wien. 
Sozial ausgewogene Lebensqualität ergänzt Ressourcenschonung 
und Innovation.
 

Autor: 

DI Thomas Madreiter  
Planungsdirektor der Stadt Wien 

www.baudirektion.wien.at 

„Houston, we have a problem“ hat der Legende nach der berühmte Funk
spruch von Apollo 13 im April 1970 gelautet. 330.000 Kilometer von der 
Erde entfernt war ein Sauerstofftank explodiert. Tatsächlich aber lautete die 
Meldung der Astronauten „Okay, Houston, we've had a problem here.“ 1) 

©TinaVienna 

Der feine Unterschied: das Problem wurde 
gelöst. Der Krisenfall entwickelte sich zu 
einem Riesenerfolg, nämlich was rasches, 
zielgerichtetes Reagieren möglich macht. 
Die Crew erreichte unverletzt die Erde.   1)

Sicher eines der größten Probleme der Ge
genwart stellt die globale Klimaerwärmung – 
auch mit den sich daraus ergebenden noch 
nicht absehbaren sozialen Folgen – dar. 
Aufgrund der fortschreitenden Urbanisierung 
werden sowohl energische Maßnahmen zur 
Begrenzung des Klimawandels als auch die 
Auswirkungen des Klimawandels selbst in 
einem hohen Ausmaß Bewohnerinnen und 
Bewohner von Städten  2) treffen. 

Es stellt sich bloß die Frage, ob wir global 
diese Herausforderung bewältigen können 
– „Houston, we've had a problem here“, 
um beim Bild der Apollo-Mission zu bleiben, 
oder ob zukünftigen Generationen die Basis 
für ein sozial lebenswertes Dasein genom
men wird: In diesem Zusammenhang sei 
das Problem nur angedeutet, dass es wohl 
mittelfristig nicht ohne Wohlfahrtsausgleich 
zwischen unserem westlichen Lebensstan
dard und dem jener Regionen gehen wird, 
den Bevölkerung zu Recht Gleichheit der 
Lebenschancen einfordert. 

Was hat das alles mit Wien und der Smart 
City Rahmenstrategie  3)  zu tun? 

Wien spielt in der Champions League der 
Millionenstädte mit der höchsten Lebens
qualität weltweit. Wien ist bereits heute 
eine Stadt mit sehr hohen Standards der 
Ressourcenschonung. Die hohe Lebensqua
lität in Wien wurde auch durch Methoden 

  1)  http://de.wikipedia.org/wiki/Apollo_13 

  2)  Die UNO erwartet, dass 2050 70% der Menschen welt
weit in Städten leben. 

  3)  https://smartcity.wien.gv.at/site/smart-city-wien-rah
menstrategie-als-download-verfugbar/ 

der Steuerung erreicht, die auf soziale 
Innovation setzen. Das bedeutet, dass Wien 
über Lösungen und Standards verfügt, die 
international helfen können, die Herausfor-
derungen Klimawandel, Klimaanpassung 
und Urbanisierung zu bewältigen. 

Wien hat in den letzten vier Jahren im 
Bewusstsein dieser globalen Herausfor
derungen und lokalen Rahmenbedingun-
gen, unterstützt durch entsprechende 
Programme der Europäischen Union  4)  
und der Republik Österreich  5), einen sehr 
gezielten Weg eingeschlagen, sich auch im 
Sinne einer Weiterentwicklung der eigenen 
Standards mit dem Thema der Entkop
pelung von Bevölkerungswachstum und 
Ressourcenverbrauch in Städten bzw. mit 
„Smart City“ auseinanderzusetzen. 

Dabei unterscheidet sich der Wiener Ansatz 
maßgeblich vom internationalen Mainstream 
des Smart City Diskurses. 

Das begann bereits beim Prozess. Wien 
startete seine Überlegungen mit einem 
offenen Steakholder Dialog, der versucht 
hat, den Handlungsrahmen möglichst breit 
aufzuspannen  6). So wurden in einem äußerst 
spannenden und lehrreichen Prozess eine 
Vision für 2050, eine Roadmap für 2020 
und ein kurzfristiger Action Plan entworfen. 
Aufgrund der Querschnittsorientierung der 
„Smart City Wien Initiative“ wurde im Auftrag 
von Bürgermeister Dr. Michael Häupl eine 
magistratsinterne Steuerungsrunde unter 
Vorsitz des Wiener Magistratsdirektors Dr. 
Erich Hechtner eingerichtet, die sich von 
einem wissenschaftlichen Beirat – unter 
Vorsitz von Frau Dr.in Brigitte Bach, AIT 

  4)  http://www.smartcities.at/europa/eu-initiativen/set-plan/  

  5)  http://www.smartcities.at/foerderung/smart-cities 
initiative-des-klimafonds-/ 

  6)  https://www.wien.gv.at/stadtentwicklung/studien/ 
b008218.html 
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  8)  http://www.2000watt.ch/ 

  9)  Genderplanning und Zielgruppenorientierung werden etwa 
international als führend wahrgenommen. 

DI Thomas Madreiter 

(stv. Vorsitz Dekan Prof. Dr. Rudolf Scheu
vens, TU-Wien) – beraten lässt. Weiters 
wurde neben den städtischen Kernakteuren 
(Stadtentwicklung, Energieplanung und 
Wiener Stadtwerke) eine eigene Smart City 
Agentur (TINA Vienna) eingerichtet, um auf 
die umfangreichen Kommunikations- und 
Beratungserfordernisse vorbereitet zu sein. 
Die Rahmenstrategie ist darauf aufbauend 
von der Verwaltung im Zusammenwirken mit 
zahlreichen Expertinnen und Experten aus 
der Zivilgesellschaft vom Forschungssektor 
bis zur Wirtschaft erstellt worden und nach 
einem umfangreichen Diskussionsprozess 
vom Wiener Gemeinderat am 25. Juni 2014 
beschlossen worden. Bürgermeister Dr. 
Michael Häupl hat dabei in einer gesonder
ten Erklärung an den Gemeinderat seine 
Haltung klargestellt 7). Der Wiener Smart 
City Ansatz ist also demokratisch zustande 
gekommen und nimmt damit international 
sicherlich eine Vorbildfunktion ein. 

Aber auch inhaltlich positioniert sich die 
Wiener Smart City Rahmenstrategie mit 
einem akzentuierten Profil: 

Basis der Smart City Wien ist eine 
mischungsfähige, vernünftig kompakte 
Stadt mit einer qualitätsvollen Dichte. Die 
Smart City Wien setzt zur Erreichung ihrer 
weitgehenden Ziele auf die Kernbereiche 
radikale Ressourcenschonung, Innovation 
(sozial und technologisch) und auf eine 
hohe, sozial ausgewogene Lebensqualität. 
Damit rücken plötzlich Themen wie Chan
cengleichheit, Partizipation, Diversitäts- und 
Genderorientierung an prominente Position. 
Die Erfahrung Wiens in den letzten Jahr
zehnten hat eindeutig gezeigt, dass massive 
Veränderungen – und die vor uns liegenden 
globalen Herausforderungen der Ressour
censchonung werden mit Sicherheit massive 
Veränderungen für jede(n) Einzelne(n) von 
uns bringen – nur auf Basis sozialer Inklusi
on nachhaltig gestaltet werden können. 

7)	 https://smartcity.wien.gv.at/site/wp-content/blogs.dir/3/ 
files/2014/06/Mitteilung-des-B%C3%BCrgermeisters-zur
Smart-City-Wien-Rahmenstrategie1.pdf 

Die Smart City Wien Rahmenstrategie 
baut dabei auf zahlreichen Teilstrategien 
auf (Stadtentwicklungsplan STEP 2025, 
Klimaschutzprogramm, Städtisches 
Energieeffizienz-Programm SEP, Wiener 
Charta, Fachkonzept Mobilität, Fachkonzept 
Grün- und Freiraum, Strategie „Innovatives 
Wien 2020“ – dzt.in Erarbeitung etc.). Auch 
auf der Ebene des realen Handelns kann auf 
zahlreiche internationale Vorzeigebeispiele 
aus Wien verwiesen werden: Die kompakte 
Stadt mit dem daraus resultierenden 
Mobilitätsverhalten bewirkt, dass Wien 
schon heute eine „3.000 Watt – Stadt“8) ist, 

dass die Wienerinnen und Wiener nur mehr 
rd. 28% ihrer täglichen Wege mit dem 
Privatauto zurücklegen und, dass in Wien 
Wohnungen nicht nur energetisch 
zeitgemäß errichtet werden, sondern auch 
leistbar sind. Wenn das Wiener Wasser eine 
so hohe Qualität hat, dass auf Wasser in 
PET-Flaschen verzichtet werden kann, ist 
das im internationalen Vergleich jedenfalls 
smart. Dass mit dem Trinkwasser auch 
Energie erzeugt wird, kann auch ein 
verkaufbares Produkt sein. Dass etwa dank 
umfassender Abwasserreinigung die Donau 
Wien genauso sauber verlässt, wie sie nach 
Wien reinfließt, freut die Anrainer stromab; 
dass mit der Abwasserreinigung absehbar 
auch die Erzeugung von Strom für 20.000 
Haushalte verbunden ist, kann als smart 
bezeichnet werden. Dass die Wienerinnen 
und Wiener dank schlauer Mobilität die 
österreichweit geringsten Mobilitätskosten 
haben, ist auch sozial relevant. 

Die Wiener Stadtplanung nimmt mit dem 
Prozess Smart City Wien auch eine neue 
Steuerungs- und Servicerolle bezüglich einer 
gesamthaften Entwicklung der Stadt ein. 
Sie zeigt, wie zeitgemäße Stadtplanung mit 
ihrem Wissen um absehbare Veränderun
gen, um Trends aber auch um soziale und 
technische Herausforderungen ihre produk
tive Unterstützungs- und Beratungsfunktion 
ausbauen kann9). 

Wien vernetzt sich dabei international 
insbesondere mit jenen Städten, die einen 
ähnlichen Ansatz wie Wien pflegen (bspw. 
Hamburg, Kopenhagen, Amsterdam oder 
Stockholm). Die Vorstellungen auf globaler 
Ebene, was eine smarte, zukunftsfähige 
Stadt ausmacht, genauso aber auch die 
aktuellen Positionen der Europäischen 
Kommission, die noch eher KonsumentIn
nen, als BürgerInnen adressiert, bedürfen 
aus Sicht Wiens noch einer maßgeblicher 
Weiterentwicklung. 

Es geht also aus Sicht einer zeitgemäßen 
Stadtplanung nicht um die Wahl zwischen 
elaboriertem Städtebau klassischer Prägung 
oder Smart City. Wir benötigen vielmehr der 
Komplexität der Herausforderung angemes
sene Methoden der Entwicklung der Stadt. 
Stadtplanung in diesem Sinne verstanden 
setzt auf soliden Städtebau mit hoher 
Gestaltungskraft, geht aber weit darüber 
hinaus. Sie ist im Stande, die prozesshafte 
Gleichzeitigkeit städtischer Phänomene von 
dynamischer technischer Innovation bis hin 
zu Fragen sozialer Sicherheit, von neuen 
Mobilitätsformen bis zu neuen Wohn- und 
Arbeitsformen, in einer holistischen Sicht
weise integrativ zu adressieren und dabei 
– falls erforderlich - zielgruppenspezifisch
zu differenzieren. Sie setzt sich schlicht 
mit absehbaren neuen Lebenswelten der 
Menschen auseinander. 

Wien setzt dabei bewusst auf das Label 
Smart City, weil wir tatsächlich schlau sein 
müssen, um auch künftigen Generationen 
eine mit heute vergleichbare Lebensqualität 
zu gewährleisten. Smart City in diesem 
Sinne verstanden stellt gewissermaßen 
auch eine „Arte Povera“ dar mit Quali
tätsbewusstsein, hohem Gebrauchswert, 
Kostenbewusstsein und sparsamen 
Ressourceneinsatz. Zukunft ist für Wien 
nichts Bedrohliches sondern eine gemein
same Gestaltungsaufgabe. Der Wiener 
Weg der Smart City bietet dabei sehr viele 
Chancen. Chancen für den Wirtschafts- und 
Forschungsstandort, Chancen für jede(n) 
Einzelne(n) sich mit eigenen Innovationen 
einzubringen. 



 

  
 

 
   

 
 
 

 

 

  

  

 

 

Wohnen im europäischen Haus.
 

Autorin: 

Rosemarie Mieder  
für den Berliner Mieterverein e.V.  
in MieterMagazin 5/2014 

www.berliner-mieterverein.de   

Es gibt in Europa Wirtschafts und Politikbereiche, die – noch und aus guten 
Gründen – außerhalb normierender EUEinflussnahmen stehen und den natio
nale Standards von den betreffenden Mitgliedsstaaten mitunter engagiert ver
teidigt werden. Die Wohnungspolitik und die Wohnungsbauförderung gehören 
dazu. Zwar kennen viele EUStaaten Formen sozial und wirtschaftspolitischer 
Eingriffe in die Wohnungsversorgung ihrer Bürger, aber was unter dem Begriff 
des „social housing“ gemeinhin zusammengefasst wird, ist in den einzelnen 
Ländern programmatisch und materiell genauso unterschiedlich ausgestaltet 
wie das jeweilige nationale Verhältnis zum Mieten oder Besitzen einer Woh
nung. Wie man wo in Europa wohnt und welchen Einfluss Europa auf das 
Wohnen nimmt, zeigt der folgende Streifzug durch das europäische Haus. 

Der Vorgang ist unter dem nüchternen 
Aktenzeichen E 2/2005 abgelegt: „The 
Dutch Case“ – der Holländische Fall. Er 
birgt ein Urteil mit Sprengkraft, denn mit 
ihrer Entscheidung im Jahr 2009 hat die 
europäische Wettbewerbskommission in die 
soziale Wohnungspolitik der Niederlande auf 
dramatische Weise eingegriffen. Wohnungen 
mit staatlich geförderter Miete, so die 
EUGesetzgeber, sollten zu 90 Prozent aus 
schließlich für „benachteiligte Bürger und 
sozial schwache Gruppen“ bereitgestellt 
werden. Dafür zog die Kommission 
eine deutlich engere Grenze als die in 
den Niederlanden geltende: 33.000 Euro 
BruttoHaushaltsJahreseinkommen - statt 
38.000 Euro. Das schloss mit einem Schlag 
650.000 Haushalte von diesem wichtigen 
Teil des nationalen Wohnungsmarktes aus. 
Bei rund 16,7 Millionen Einwohnern in den 
Niederlanden dürfte das viele hart getroffen 
haben – „Volkshuisvesting“ bietet breiten 
Schichten der Bevölkerung schließlich 
seit mehr als 100 Jahren bezahlbaren 
Wohnraum. „Es war das Schlimmste, was 
uns passieren konnte“, erklärt Barbara 
Steenbergen, die Brüsseler Büroleiterin des 
weltweiten Mieterverbands International 
Union of Tenants (IUT). Der vertritt insgesamt 
61 nationale und auch regionale Mieterver
tretungen, die im IUT gemeinsam agieren 
und ihre Interessen gegenüber einer rein 
markt und gewinnorientierten Mieten und 
Wohnungspolitik vertreten. „Der Kommis
sionsentscheidung lag das europäische 
Wettbewerbsrecht zugrunde“, erklärt Barba
ra Steenbergen. In die Wohnungspolitik ihrer 
Mitgliedsstaaten greift die EU nämlich nicht 

direkt ein. Hier gilt das Subsidiaritätsprinzip: 
keine Rechtsvorschriften aus Brüssel, keine 
europäische Finanzierung von nationalen 
Wohnungsbauvorhaben. All dies ist Sache 
der Mitgliedsländer. 

Dass der niederländische Sozialwohnungs
markt dennoch ins Visier der Kommission 
geriet, hat zum einen mit der Klage eines 
institutionellen Anlegers zu tun, zum anden 
mit einer sehr unterschiedlichen Politik 
der Daseinsfürsorge in den EUStaaten. 
Prinzipiell ist nach europäischer Ansicht der 
Soziale Wohnungsbau zwar zulässig, aber – 
nachdem der Klage im „Holländischen Fall“ 
stattgegeben wurde – mit der Maßgabe, 
dass dieser auf Benachteiligte und sozial 
Schwachgestellte beschränkt werden muss. 
Sonst sei er nicht mit EUWettbewerbsregeln 
vereinbar, öffentlichen Wohnungsunterneh
men verschaffe staatliche Subventionierung 
einen klaren Vorteil gegenüber privaten 
Vermietern. 

Flaggschiffe und Rostkähne 

„Es gibt keine einheitliche Definition, was So
zialer Wohnungsbau ist, obwohl sich doch 
in allen Mitgliedsstaaten mehr oder weniger 
Elemente davon finden“, sagt Michaela 
Kauer. Als Leiterin des Verbindungsbüros 
der Stadt Wien zur EU verfolgt sie die Ent
wicklung der europäischen Wohnlandschaft 
seit vielen Jahren. Und die ist alles andere 
als homogen. „Nehmen Sie beispielsweise 
Wien“, so Michaela Kauer. „Das ist ein 
Flaggschiff des kommunalen Wohnungs
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baus. “Schon vor über 90 Jahren nahm 
es Fahrt auf: In der Ersten Republik, dem 
„Roten Wien“, beschlossen die regierenden 
Sozialdemokraten, neue große Wohnanla
gen für Arbeiter zu bauen. Es entstanden die 
ersten 65 000 Gemeindewohnungen, die 
die Stadt nach einem Punktesystem vergab. 
Das bevorzugte erst einmal einkommens
schwache Familien. Heute gibt es circa 
220 000 solcher Gemeindewohnungen in 
Wien, hinzu kommen etwa noch einmal so 
viele Wohnungen gemeinnütziger Träger. 
Insgesamt leben 60 Prozent der Wiener in 
diesen beiden geförderten Wohnformen. Die 
NettoMietpreise in den Gemeindewohnun
gen betragen 2,97 Euro pro Quadratmeter 
im Bestand. Neu vermietet wird für 5,39 
Euro. „... egal, wo Sie wohnen – ob nun 
weiter draußen oder in der Innenstadt“, so 
Michaela Kauer. 

Wenn Sybille Münch, Politikwissenschaftlerin 
an der TU in Darmstadt, an Ungarn denkt, 
fällt ihr in Sachen Wohnen eher kein Flagg
schiff, sondern ein rostiger Kahn ein. Vor 
ihrem inneren Auge taucht da ein gewaltiger 
Plattenbau inmitten einer Großsiedlung 
auf - die Umgebung vernachlässigt, die 
Fassade sanierungsbedürftig, Treppen und 
Dach in verheerendem Zustand. Aber die 
Fenster! Nicht nur die Rahmen sind sauber 
und ordentlich, ringsherum ist auch die 
Außenwand gestrichen - mit unterschied
lichen Farben und immer in dem Radius, 
den ein ausgestreckter Arm mit dem Pinsel 
erreichen kann. 

„Nach dem Untergang des Kommunismus 
gab es in vielen osteuropäischen Staaten 
Mieterprivatisierungen“, erklärt Münch. 
Wohnungen wurden zu günstigen Preisen 
an die Mieter verkauft, teilweise fast 
verschenkt. Das hatte vor allem symbo
lischen Wert. Man wollte den Übergang 
in die Marktwirtschaft rasch und deutlich 
vollziehen und die Botschaft vermitteln: Wir 
geben Euch hier ein Stück Sicherheit mit 
auf den Weg in ein neues wirtschaftliches 
System. Das alte galt als ineffizient. Welt
bank und nicht zuletzt auch die EU hatten 
auf eine Stärkung des Wohneigentums 

gedrängt. Und ganz nebenbei konnten die 
Staaten sich ihrer maroden Bausubstanz auf 
elegante Art entledigen. Um die Bestände 
heute zu sanieren oder auch nur die 
nötigsten Reparaturen auszuführen, gibt es 
in aller Regel weder Strukturen – wie etwa 
eine Eigentümergemeinschaft – noch das 
notwendige Geld bei den neuen Besitzern. 
„Für viele sind sogar die Energierechnungen 
zu hoch“, so die Darmstädter Politikwissen
schaftlerin. Poor Ownership (arme Eigentü
merschaft) bezeichnet dieses Phänomen: 
Ein hoher Anteil an Wohneigentum in einem 
Land muss eben nicht Reichtum bedeuten, 
sondern kann durchaus mit prekären 
Lebensverhältnissen einhergehen. 

Gleichwohl steht Immobilienbesitz eu
ropaweit hoch im Kurs: Gut 70 Prozent 
der Bevölkerung in den Mitgliedsstaaten, 
so verzeichnet das Statistische Amt der 
Europäischen Union („Eurostat“) für 2010, 
lebt in selbstgenutztem Wohneigentum, nur 
knapp 18 Prozent wohnen in zu Marktprei
sen angemieteten Wohnungen und kaum 
12 Prozent zahlen ermäßigte Mieten oder 
wohnen ganz unentgeltlich. 

Erstaunlich, zumindest auf den ersten Blick: 
Es sind gerade die reicheren Länder in 
Europa, die über ein großes Segment an 
Mietwohnungen verfügen, allen voran die 
Schweiz und Deutschland. Hier leben nach 

© Wien3420 / Schedl 

Eurostat 55,6 Prozent beziehungsweise 
53,2 Prozent aller Bewohner zur Miete. Im 
armen Rumänien sind es nicht einmal drei 
Prozent. Wie es um den Mietwohnungs
markt in Griechenland bestellt ist, verrät 
nicht nur der Umstand, dass das EULand 
keinerlei organisierte Mietervertretung im 
IUT hat. Wenn in Griechenland jemand sein 
Haus verliert, etwa weil er keine Arbeit mehr 
hat und die Hypothek nicht mehr bedienen 
kann, dann rücken meist andere Familienan
gehörige oder Freunde zusammen. 

Die Schatten der Privatisierung 
werden länger 

Was sich in dem Krisenstaat gerade vom 
Problem für Einzelne zur Katastrophe für 
Viele auswächst, hat Spanien längst im 
Würgegriff: Eine gigantische Welle von 
Zwangsräumungen ist über das Land 
hinweggerollt. 500 000 Wohnungen 
mussten in den zurückliegenden fünf Jahren 
an die Banken zurückgegeben werden, 
weiß Barbara Steenbergen von der IUT zu 
berichten. Dies verschärft die Überbelegung 
von Wohnraum, die in Spanien wie im 
gesamten südeuropäischen Raum ohnehin 
schon groß ist, noch deutlich. 

Spitzenwerte in puncto Überbelegung 
weisen aber die auch sonst nicht gerade 



 

 

 

 

 
  

 
 

 
 
 

  
  

 

 

 

 
 

privilegierten neuen 
EUMitglieder auf: Allen 
voran Lettland, gefolgt 
von Rumänien, Polen, 
Bulgarien, Ungarn und 
Litauen. Am anden 
Ende der Skala, dort, 
wo es sich wesentlich 
geräumiger und großzü
giger lebt, rangieren die 
Niederlande. 

„Es regt sich Widerstand, 
gerade bei den sozialen 
Bewegungen“, urteilt der 
Berliner Sozialwissen
schaftler Andrej Holm. 
Beispielsweise in Eng
land, wo in den letzten 
drei Jahrzehnten immer 

mehr der kleinen vermieteten Reihenhäuser, 
„Council Houses“ genannt, an solventere 
Bewohner verkauft worden sind. Die 
Regierung unter der früheren konservativen 
Regierungschefin Margaret Thatcher hatte 
diese Entwicklung seinerzeit angestoßen 
und mit dem Argument befördert, dass 
Privatbesitzer verantwortungsbewusster 
seien und sich mehr kümmern würden: 
um die Pflege ihrer Häuschen, um bessere 
Nachbarschaft, das Image der Quartiere. 
Schmuckstücke sollten die grauen Siedlun
gen werden – eingetreten ist das Gegenteil. 
Der Verkauf einzelner Immobilien entwertete 
den verbleibenden Bestand an kommunalen 
Mietwohnungen und häusern enorm. Holm: 
„Privatisiert werden konnten natürlich nur die 
besten Bestände, geblieben sind Schrottim
mobilien und Straßenzüge, in denen jetzt nur 
noch die Ärmsten der Armen wohnen.“ Und 
da zieht jetzt niemand mehr hin. 

Aufruhr gab und gibt es auch in Frankreich, 
wo schon die Wohnadresse über die 
Zukunft eines jungen Menschen entscheiden 
kann. Wer etwa eine Straße in den Banlieu
es, den heruntergekommenen Sozialsied
lungen in den Vororten der großen Städte 
in den Bewerbungsbögen angibt, muss 
damit rechnen, weniger Chancen auf dem 
Ausbildungs und Arbeitsmarkt zu haben. 

Proteste allerorten haben nun Bewegung 
in die Politik gebracht. In Spanien gibt es 
Überlegungen, zwangsgeräumte Immobilien 
in Mietwohnungen umzuwidmen und sie 
zu erschwinglichen Preisen an den Markt 
zu bringen. Auch ein Umdenken bei den 
Banken ist mittlerweile zu beobachten, 
weil diese inzwischen auf einer zu großen 
Zahl zwangsgeräumter und unverkäuflicher 
Immobilien sitzen. Auch in Irland (circa 75 
Prozent Wohneigentum) hat die prekäre La
ge neue Ideen produziert: „Mortgage to rent 
scheme“ - „von der Hypothek zur Miete“ ist 
eine staatliche Initiative, um jenen zu helfen, 
die ihre Baukreditlasten nicht mehr tragen 
können und vor dem Rauswurf stehen. 

„In Deutschland scheint man sich der 
Gefahr, die mit einem Trend zu immer mehr 
Wohneigentum verbunden ist, bisher kaum 
bewusst zu sein“, gibt Andrej Holm zu 
bedenken. Er hat den Berliner Wohnungs
markt seit dem Fall der Mauer beobachtet 
und analysiert. Der Verkauf von Wohnungen 
in der Innenstadt hat den Markt enorm 
verändert. „Seit 2011 gibt es im Prenzlauer 
Berg mehr Eigentums als Mietwohnungen“, 
so Holm. „Das ist der Punkt, wo sich die 
Mieterstadt Berlin aufzulösen beginnt – und 
mit ihr die soziale Mischung der Bevölke
rung.“ Die Folge: Segregation. 

Für eine Großstadt kann es fatale Folgen 
haben, wenn Gering und schließlich auch 
Durchschnittsverdiener mehr und mehr nach 
draußen gedrängt werden. Sybille Münch 
hat im Rahmen einer Analyse des Frankfurter 
Wohnungsmarktgeschehens festgestellt: 
„Städtische Dienstleister wie zum Beispiel 
Kinder und Alteneinrichtungen haben in der 
Main Metropole immer größere Probleme, 
Personal zu finden.“ Der Arbeitsweg ist 
vielen außerhalb Wohnenden einfach zu weit. 

Diese bittere Erkenntnis hat London schon 
lange gemacht. Weil bei Weitem nicht 
mehr nur die City, sondern weite Teile der 
MegaStadt selbst für mittlere und sogar gute 
Einkommensschichten unbezahlbar gewor
den sind, sind diese abgewandert. Und statt 
nun stundenlange Fahrtwege zur Arbeit in 

„Sozialer Mietwohnungsbau 
nur für die Ärmsten – das 
schafft Segregation. Eine gute 
Durchmischung der Quartiere 
in unseren Städten lässt sich so 
nicht erreichen.“ 

Barbara Steenbergen 
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Kauf zu nehmen, sucht man außerhalb nach 
einem neuen Job. Der Stadt gehen dadurch 
die sogenannten Keyworker verloren - jene 
Menschen, die mit ihrer Arbeit London am 
Laufen halten: Sanitär und Reinigungskräfte, 
Polizisten, Verkäuferinnen, Kindergärtnerin
nen, Busfahrer und Hausmeister. Barbara 
Steenbergen: „In London ist man jetzt dabei, 
über das Thema Stadtumbau nachzuden
ken“ - und die Strukturhilfefonds abzurufen, 
die die EU dafür anbietet. 

„Auch wenn die EU keinen direkten Einfluss 
auf die Wohnungspolitik ihrer Mitglieder 
nehmen darf, gibt es doch Gesetze und Ent
scheidungen, die den Immobilienmarkt und 
damit sowohl Mieter als auch Eigentümer 
nicht unberührt lassen“, erklärt Özgür Öner 
vom Bundesverband deutscher Wohnungs 
und Immobilienunternehmen (GdW). Da 
wären Energie und Umweltpolitik, Vorschrif
ten über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
und auch Brüsseler Finanzbeschlüsse. 

„Es gibt in der EU viele Möglichkeiten, 
Entwicklungen von Stadtstrukturen zu 
beeinflussen.“ Der Leiter des Brüsseler 
Büros des GdW spricht über die mit 
Milliarden Euro gefüllten Fördertöpfe, die 
bereitstehen und von jedem Land abgerufen 
wer den können – der Europäische Fonds 
für regionale Entwicklung (EFRE) etwa oder 
der Europäische Sozialfonds (ESF). Das 
große Ziel heißt „Kohäsionspolitik“ – ein 
Begriff, der bereits Mitte der 1980er Jahre 
in Brüssel geprägt wurde und ein wichtiges 
Element europäischen Agierens benennt: 
Kohäsionspolitik soll zum Zusammenhalt in 
der Gemeinschaft führen, indem zwischen 
reicheren und ärmeren Regionen umverteilt 
und Folgen ungleicher wirtschaftlicher 
Entwicklung in der EU verringert bezie
hungsweise ausgeglichen werden. 

Die Wohnungsfrage wird dabei auch in der 
EU immer größere Bedeutung gewinnen. 
Und das nicht nur um des sozialen Friedens 
Willen. Denn wo ein Zugang zu erschwing
lichen Mietwohnungen fehlt, schadet dies 
der Wirtschaft. Die verlangt Mobilität am 
Arbeitsmarkt. 

Barbara Steenbergen: „Erschwingliche 
Mietwohnungen für alle Gruppen der 
Bevölkerung ist die Voraussetzung von 
Mobilität und damit Wachstum.“ Am Beispiel 
Italiens zeigt sich, was es bedeutet, wenn 
ein ganzes Land hauptsächlich auf eine 
Wertvorstellung setzt, nämlich auf die vom 
Wohneigentum. Nicht in den eigenen vier 
Wänden zu wohnen gelte als gesellschaftli
ches Manko, so die IUTVertreterin. Vor allem 
für junge Leute wird das zur Falle. 

Italien ist das Land der „Nesthocker“: 
Rund 70 Prozent aller unverheirateten 
Männer über 30 wohnen hier noch bei ihren 
Eltern. Und es ist ein Land mit einer Jugend
arbeitslosigkeit von über 40 Prozent. „Die 
würden ja ausziehen, woanders nach einer 
Arbeit suchen und sich dort eine Wohnung 
mieten“, so Barbara Steenbergen, „aber die 
finden einfach nichts, weil es erschwingliche 
Mietwohnungen kaum gibt.“ Sie müssen 
also außer Landes, etwa nach Österreich 
oder Deutschland, um dort, wo sie Arbeit 
finden, auch wohnen zu können. 

Wien hat sich längst auf Zuwanderer einge
stellt – und bereitet sich vor. Mit dem neuen 
Stadtteil Aspern soll ein Quartier entstehen, 
das von vornherein viel Mischung zulässt: 
„Für junge Leute werden in den Wohn
häusern sogenannte SmartWohnungen 
geplant“, berichtet Michaela Kauer. Klein, 
ohne überflüssigen Luxus wie etwa einen an
geschlossenen Parkplatz oder eine Einbau
küche, sind sie preiswert und ideal für eine 
erste eigene Wohnung. Auch dass Aspern 
zentrumsfern auf einem ehemaligen Flugfeld 
errichtet wird, ist kein Problem. Michaela 
Kauer: „Das erste, was Wien für das neue 
Quartier gebaut hat, ist eine superschnelle 
UBahnverbindung.“ Mit der ist man in einer 
Viertelstunde am Stephansdom. 

Er wolle sich wirklich nicht als „EU-Feind“ 
verstanden wissen, hatte der Wiener 
Bürgermeister Michael Häupl im November 
letzten Jahres immer wieder betont. Aber 
den „Anschlag auf den Sozialen Wohnungs
bau“ aus Brüssel, den konnte seine Stadt 
nicht einfach so hinnehmen. 

Die Städte pochen 
auf Eigenständigkeit 

Wien legt großen Wert auf Selbstbestim
mung. Und nachdem die Europäische Kom
mission nicht nur in den niederländischen 
Sozialen Wohnungsbau eingegriffen hatte, 
sondern auch ein Urteil gegen Schweden 
auf dem Tisch liegt und eine Klage gegen 
Frankreich wegen Wettbewerbsverzerrung 
derzeit verhandelt wird, haben Häupl und 
sein Wohnbaustadtrat  Michael Ludwig eine 
Resolution aufgesetzt, die das österreichi
sche und vor allem das traditionelle Wiener 
System des Sozialen Wohnungsbaus  
verteidigt. 

Und sie haben es nicht im nationalen 
Rahmen belassen, sondern bei ihren 
Amtskollegen angeklopft. 30 europäische 
Stadtoberhäupter haben seitdem ihre Unter
schrift unter das Dokument gesetzt – Berlins 
Regierender Bürgermeister Klaus Wowereit 
ist einer von ihnen. Sie pochen darauf: 
Wohnungspolitik sei Sache der Länder. 

Sollte sozialer und damit geförderter Woh
nungsbau per Dekret aus Brüssel künftig nur 
noch einer definierten kleinen Gruppe von 
besonders sozial Benachteiligten und Ein
kommensschwachen vorbehalten bleiben, 
wäre das ein ungeheuerlicher Eingriff in die 
Mietwohnungsmärkte, so Barbara Steenber
gen. Sowohl für die IUTVertreterin wie für die 
Wienerin Michaela Kauer und den Vertreter 
der Immobilienbranche Özgür Öner ist solch 
eine Verletzung des Subsidiaritätsprinzips 
nicht hinnehmbar. Sozialer Wohnungsbau, 
gerade mit seinen nationalen Ausprägungen, 
sei eine wesentliche Voraussetzung für 
die Herausforderungen, vor denen die 
europäischen Städte in den kommenden 
Jahren stehen werden: Wachstum durch 
immer mehr Zuwanderung, demografischer 
Wandel und mit ihm die Versorgung jüngerer 
und älterer Menschen mit adäquatem 
Wohnraum. 
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Autorin: 

MMag.a Barbara Hauenschild 
Mag.a Susanne Halmer, BA 

Österreichische Gesellschaft für 
Politikberatung und Politikentwicklung 

In „Argumentarium gegen die 
Liberalisierung des Wassersektors“ 

MA 27 – Europäische Angelegenheiten,  
2014 

Der Wassersektor nimmt innerhalb der Daseinsvorsorge eine Sonderstellung 
ein. Als nicht substituierbare Ressource und lebensnotwendiges Gut hat die 
Versorgung mit Wasser einen besonders hohen Stellenwert. Dadurch ist die 
Wasserversorgung bis dato von einer breiten Liberalisierungs- und Privatisie
rungswelle verschont geblieben, auch wenn es immer wieder Versuche gab, 
den Wassermarkt stärker für private Investoren zu öffnen. 

Die EU-Kommission postulierte bereits 
Mitte der 1990er Jahre die Liberalisierung 
des Wassersektors als Ziel. Seither wurde 
über verschiedene Wege versucht, diesem 
Ziel einen Schritt näher zu kommen. 
Zuletzt brachte die EU-Kommission einen 
Vorschlag für eine Konzessionsrichtlinie ein, 
die auch die Wasserversorgung betraf. Der 
Wassersektor wurde aufgrund massiver 
Proteste von Bürgerinnen und Bürgern zwar 
vorerst ausgenommen, die Übergangsfrist 
läuft jedoch 2020 aus. Danach könnte auch 
dieser Bereich wieder in den Fokus von 
Liberalisierungsbestrebungen rücken. 

Neben den anhaltenden Liberalisierungsten
denzen gibt es aber auch einen gegenteili
gen Trend. Seit einigen Jahren häufen sich 
Fälle, in denen Städte und Kommunen in 
ganz Europa die Wasserversorgung wieder 
selbst übernehmen. Sie rekommunalisieren - 
und das durchaus mit Erfolg! 

Rekommunalisierung –
 
Kommunen übernehmen
 

Mit dem etwas sperrigen Begriff der 
Rekommunalisierung bezeichnet man all 
jene Vorhaben, die die Rückübertragung 
von privatisierten Aufgaben in die öffentliche 
Hand zum Ziel haben. Rekommunalisie
rungstendenzen lassen sich nicht nur bei 
der Wasserversorgung nachweisen, sondern 
haben mittlerweile nahezu alle Bereiche der 
Daseinsvorsorge – von der Energieversor
gung über die Abfallsammlung bis hin zum 
Öffentlichen Personennahverkehr – erfasst. 
Waren es zunächst nur einzelne Beispiele, 
lässt sich mittlerweile ein Umdenken in 
weiten Teilen Europas erkennen. 

Ausgangslage 

Die Wasserversorgung ist ebenso wie die 
anden Bereiche der Daseinsvorsorge stark 
von nationalen Traditionen geprägt. In den 
meisten europäischen Ländern hat bis 
jetzt der Eigencharakter der Ressource zu 
einer Konzentration der Wasserver- und 
Abwasserentsorgung in der Hand der 
Kommunen geführt. Während in Österreich 
private Akteure bei der Wasserversorgung 
kaum eine Rolle spielen, sind sie in anden 
europäischen Ländern, wie etwa Großbri
tannien oder Frankreich, starke Mitbewerber. 
Hier hat die private Wasserversorgung eine 
lange Tradition. Nicht zufällig stammen zwei 
der größten privaten Wasserversorgungsun
ternehmen, Veolia und Suez, aus Frankreich. 

Gerade im Vorreiterland der privaten 
Wasserversorgung, Frankreich, haben in 
den letzten Jahren viele Kommunen den 
eingeschlagenen Kurs korrigiert. Dies hat 
zusehends auch Kommunen in anden 
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Ländern Europas zum Umdenken bewegt 
und Rekommunalisierungen vorangetrieben. 

Enttäuschende Privatisierungen 

Die Gründe für Kommunen, eine Dienstleis
tung wieder in Eigenregie durchzuführen, 
sind vielfältig. Einerseits wurden die Schwä
chen der Privaten in den letzten Jahrzehnten 
allzu deutlich, andererseits sind die Vorteile 
einer öffentlichen Leistungserbringung ins 
Bewusstsein der Öffentlichkeit gerückt. 

Enorme Preissteigerungen 

Die Befürworter der Marktöffnung haben 
bessere Qualität zu geringeren Preisen 
versprochen. Ein Mythos, der längst entlarvt 
ist. Zahlreiche Studien1) belegen mittlerweile, 
dass öffentlich erbrachte Leistungen in 
der Wasserver- und Abwasserentsorgung 
nicht teurer sind als private, und das bei 
weitaus besserer Qualität. Privatisierungen 
führen hingegen in den meisten Fällen 
zu Preiserhöhungen, wie einige Beispiele 
veranschaulichen sollen: In den 15 Jahren 
der privaten Erbringung ist der Wasserpreis 
in Budapest um das Doppelte gestiegen, in 
Potsdam und Bordeaux hat er sich in Folge 
der Privatisierung innerhalb von nur drei 
Jahren um 30 Prozent erhöht und in London 
führten die hohen Wasserpreise gar dazu, 
dass einkommensschwachen Bevölke
rungsgruppen, die ihre Rechnung nicht 
bezahlen konnten, der Wasseranschluss 
gesperrt wurde. 

Die Preissteigerungen sind vor allem darauf 
zurückzuführen, dass Wasser ein „natürli
ches Monopol“ ist. Es kann nur schwer über 
längere Strecken transportiert werden und 
die Konsumentinnen und Konsumenten 

1) Quelle ist der Bundesverband der Energie- und Was
serwirtschaft, der 2010 einen Vergleich Europäischer 
Wasser- und Abwasserpreise erstellt hat. Zu finden 
hier: https://www.bdew.de/internet.nsf/id/DE_VEWA-
Studie_Kurzfassung_Vergleich_Europaeischer_Wasser-_ 
und_Abwasserpreise/$file/_12_seiter_vewa_studie_bdew_ 
DEUTSCH_V1.pdf 

© kaboompics.com 

können nicht zwischen verschiedenen 
Anbietern wählen. 

“Many public services are natural mono
polies […] and private production in these 
cases is unlikely to yield cost savings.”2) 

Vormals öffentliche Monopole werden bei 
einer Privatisierung durch private Monopole 
ersetzt. Dies verhindert Wettbewerb und 
führt durch die Gewinnorientierung privater 
Akteure häufig zu exorbitanten Preissteige
rungen. 

Bei der Preispolitik zeigt sich außerdem 
der grundsätzliche Unterschied zwischen 
kommunalen und privaten Anbietern. Die 
Gemeinwohlorientierung der Kommunen, 
sprich die Sicherstellung einer leistbaren Ver
sorgung der Bevölkerung unter Einhaltung 
von Qualität-, Sozial- und Umweltstandards, 
sorgt für eine stabile Preisentwicklung. 

Privatisierungen 
als Finanzierungsmodell 

Ein weiteres Motiv für Privatisierungen und 
Konzessionsvergaben sind oft finanzielle 
Überlegungen. Die Einnahmen durch 
Privatisierungen sollen den Kommunen 
häufig dazu dienen, vorhandene Budget
defizite kurzfristig auszugleichen. In der 
Realität haben diese einmaligen Einnahmen 

2) Bel, Fageda, Warner, 2008 

Die öffentliche Wasserver- und 
Abwasserentsorgung, Abfall 
und öffentlicher Nahverkehr 
sowie soziale Dienstleistungen 
sind wichtige Elemente der 
Daseinsvorsorge, Städte 
und ihre Unternehmen sind 
Garanten für das Funktionieren 
dieser – für die Lebensqualität 
der BürgerInnen essentiellen 
– Leistungen, oft kurz zusam
mengefasst als Daseinsvorsor
ge. In Zeiten von Finanz- und 
Wirtschaftskrisen wird immer 
wieder der Ruf nach Liberali
sierung und Privatisierung der 
Daseinsvorsorgeleistungen 
laut. Die MA 27 – Europäische 
Angelegenheiten hat 2014 die 
Erstellung eines „Argumen
tariums gegen die Liberali
sierung des Wassersektors“ 
koordiniert, das nicht nur als 
Argumentationshilfe im Zuge 
von Verhandlungen zu aktuel
len Handelsabkommen dienen 
soll, sondern auch einen guten 
Überblick über die aktuellen 
Entwicklungen im Wasserver
sorgungssektor in europäische 
Städten bietet. 

www.wien.gv.at/wirtschaft/eu-strategie/ 
publikationen.html#leitfaden 



  

 

  

   

   

  

 

   

  

    

 

 

  6)  vgl. http://www.globalwaterintel.com/archive/12/6/  
general/bordeaux-vote-re-municipalisation.html 

  7)  “The simplistic idea that the private sector is naturally 
 better equipped to manage urban water systems was 
 proven wrong in Paris, where a private duopoly by 
powerful companies was operating at the expense of the 
residents of the city.“; Vgl. Pigeon et al. (2012) 

die Haushalssituation der Kommunen 
zwar kurzfristig entlastet, jedoch nur 
unter Verzicht auf dauerhafte Einnahmen. 
Langzeitstudien3) belegen mittlerweile, dass 
Privatisierungen nur kurzfristig Budgetlöcher 
stopfen, langfristig aber ein Verlustgeschäft 
für die Kommunen sind. Dazu trägt auch 
bei, dass für die Kommunen oft zusätzliche 
Kosten anfallen, da sie in der politischen 
Verantwortung bleiben, selbst wenn sie die 
Leistung nicht mehr selbst erbringen. So 
erzeugen Regulierungsbehörden, wie sie 
etwa in England zur Kontrolle der Wasser
preise installiert wurden, einen zusätzlichen 
administrativen und finanziellen Aufwand. 

Darüber hinaus sind die Kaufsumme bzw. 
das Eintrittsgeld, das bei einer Konzessions
nahme von den Privaten an die Kommune 
bezahlt wurden, nichts anderes als ein 
Kredit, der im Endeffekt von den Kundinnen 
und Kunden über den Wasserpreis 
zurückbezahlt wird. Viele Erhöhungen der 
Wasserpreise nach Privatisierungen sind 
unter anderem dadurch erklärbar. Diese 
auch in Frankreich übliche Vorgehensweise 
führte etwa in Toulouse zu einem Skandal, 
als der private Versorger Veolia dies im Zuge 
eines Audits Anfang der 2000er Jahre auch 
offiziell bestätigte. 

Sinkende Qualität durch fehlende 
Investitionen 

Die Befürworter von Privatisierungen 
versprachen neben sinkenden Preisen 
vielfach auch Qualitätssteigerungen. Die 
diesbezüglichen Erwartungen wurden 
jedoch nicht erfüllt. „Selbst bei als Modell
projekten geplanten Privatisierungen sind 
die Ergebnisse hinsichtlich Produktivität und 
Qualität alles andere als überzeugend.“4) 

Eine Vergleichsstudie hat ergeben, dass 
in Ländern mit hohem Anteil privater 
Versorger die Verluste des Trinkwassers 
um ein Vielfaches höher sind. So gingen 

3)  Siehe bspw. AK, 2013: Was kosten Privatisierungen? 

4) Schneider, 2013: 151. 

in den öffentlichen Trinkwassernetzen, wie 
etwa jenem der Niederlande 7 Prozent, in 
Deutschland 6,5 Prozent und in Österreich 
nur 11 Prozent des Wassers verloren. 
In den privatwirtschaftlich dominierten 
Netzen Englands und Frankreichs lagen die 
Leitungsverluste mit 15,5 Prozent bzw. 20,9 
Prozent weitaus höher.5) 

In einzelnen Kommunen sind die Verluste 
noch höher. So gehen in London täglich 3,3 
Mrd. Liter Wasser verloren. Das entspricht 
etwa dem täglichen Wasserverbrauch der 
Bewohnerinnen und Bewohner Londons 
und Umgebung. 

Die Qualitätseinbußen sind eine unmittelbare 
Folge von fehlenden Investitionen privater 
Unternehmen in die Erhaltung und den 
Ausbau der Infrastruktur. Viele Privatisierun
gen erfolgten mit der Absicht, notwendige 
Infrastrukturinvestitionen auf Private abzu
wälzen. Diese zeigten sich dabei aber allzu 
oft äußerst zurückhaltend. Im Wassersektor 
rentieren sich Investitionen frühestens nach 
dreißig Jahren, die Konzessionen laufen 
aber über einen Zeitraum von maximal 
dreißig Jahren. Für private Unternehmen, 
die in erster Linie an kurzfristigen Gewinnen 
orientiert sind, lohnen sich die Investitions
kosten daher nicht. Öffentliche Träger sind 
hingegen daran interessiert, den Erhalt der 
Netzinfrastruktur langfristig zu gewährleisten. 
Viele Beispiele von Wasserprivatisierungen 
zeigen, dass der Plan der Kommunen, Infra
strukturinvestitionen an private Unternehmen 
weiterzugeben, in den meisten Fällen nicht 
funktioniert hat. 

Rekommunalisierung 
in der Praxis 

Drei ausgewählte Fallbeispiele sollen 
unterschiedliche Wege zu einer Rückkehr 
zur öffentlichen Leistungserbringung 
zeigen. Auch wenn jedes davon für sich 
steht, lassen sich doch Gemeinsamkeiten 

5) vgl. BDEW, 2010: 10 

festmachen, die schließlich zur Rekommu
nalisierung geführt haben. 

Paris 
1984 wurde die Pariser Wasserversorgung 
per Konzession für einen Zeitraum von 25 
Jahren an die beiden privaten Wasserriesen 
Veolia und Suez, vergeben. Eines der Motive 
für die Privatisierung war, dass unbedingt 
notwendige Investitionen in das Versor
gungsnetz anstanden, die das kommunale 
Haushaltsbudget massiv belastet hätten. 
Die beiden Privaten investierten jedoch in 
den ersten Jahren kaum. Erst auf Druck der 
Stadt wurde saniert, im Gegenzug wurden 
die Wasserpreise allerdings enorm erhöht. 
Von 1985 bis 2009 stieg der Preis pro 
Kubikmeter Wasser um 265 Prozent. Die 
Inflation betrug im selben Zeitraum nur 70,5 
Prozent. 6) 

In Paris wurde deutlich, was sich auch in 
anden Städten gezeigt hat: Die Behauptung, 
dass der private Sektor besser ausgerüstet 
sei, hat sich als falsch erwiesen. Dann die 
private Leistungserbringung ging auf Kosten 
der Konsumentinnen und Konsumenten.7) 

Der im Jahr 2001 neu gewählte Bürger
meister Bertrand Delanoe brachte mit 
dem politischen Umschwung auch die 
Neuorganisation der Wasserversorgung. 
Das Bekenntnis der Stadt zur vollständigen 
Verantwortung für die Wasserversorgung 
führte 2007 zur Gründung einer kommu
nalen Betreibergesellschaft, die nach dem 
Auslaufen der Konzessionsverträge 2010 
die Wasserversorgung übernahm. Diese 
Rekommunalisierung brachte eine Reihe an 
positiven Effekten für die Stadt (finanzielle 
Einsparungen, langfristige Planung er
möglicht höhere Qualität der Wasserver
sorgung) und die Bürgerinnen und Bürger 
(Senkung des Wasserpreises, Sozialtarif) 
mit sich. 
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Abbildung: Entwicklung der Wasserpreise in Paris im Vergleich zur Inflation 

Berlin 
Nach der Wiedervereinigung Deutschlands 
stand die Stadt Berlin vor großen finanziellen 
Herausforderungen und musste gleichzeitig 
die Wasserversorgung weiter ausbauen. In 
dieser Situation wurden 1999 die Berliner 
Wasserbetriebe teilprivatisiert und 49,9 Pro
zent der Anteile an ein Konsortium aus RWE 
und Veolia verkauft. Bald wurde Kritik laut, 
dass große Teile der Verträge geheim waren 
und der Öffentlichkeit Informationen vorent
halten wurden. Darunter fiel die sogenannte 
„Gewinnklausel“, die den Privaten den 
Ausgleich eines etwaigen Gewinnverlusts 
durch die Stadt zusicherte. Nachdem ab 
2004 die Wasserpreise jedes Jahr gestiegen 
waren, forderte schließlich 2006 die neue 
Koalition zwischen SPD und Linken die 
Offenlegung der Verträge sowie letztlich 
eine Rekommunalisierung der Berliner 
Wasserversorgung. Unterstützt wurde 
dies durch die Bürgerinitiative „Berliner 
Wassertisch“. Der massive Druck bewegte 
auch die privaten Unternehmen, die ihre 
Anteile nicht wieder verkaufen wollten, 
zum Einlenken. Die Stadtregierung konnte 

sich nach längeren Verhandlungen im Juli 
2012 mit RWE und im September 2013 mit 
Veolia einigen. Die Berliner Wasserbetriebe 
befinden sich seit 2013 wieder vollständig 
im öffentlichen Eigentum. Die Privatisierung 
der Berliner Wasserbetriebe „zeigt beispiel
haft, wie Kommunen unter dem Druck der 
Finanznot fatale Privatisierungsentschei
dungen treffen, sich durch einen verengten 
Blick auf kurzfristig erzielbare hohe Priva
tisierungserlöse nachhaltiger und größerer 
Finanzierungsmöglichkeiten begeben und 
wie Public-Private-Partnership-Modelle die 
Kommune des Einflusses und der Gestal
tungsmöglichkeiten auf Unternehmen der 
Daseinsvorsorge berauben.“ 8) 

Grenoble 
1989 vergab die Stadtregierung Grenobles 
unter dem Einfluss von Bürgermeister Alain 
Carignon die Wasserver- und Abwasserent
sorgung an eine Tochterfirma von Suez für 
eine Laufzeit von 25 Jahren. Dies geschah 

8)	 Wolf, 2013: Zähes Ringen um den Rückkauf der Berliner 
Wasserbetriebe, 95f. 

gegen den Widerstand von Zivilgesellschaft, 
politischer Opposition und Gewerkschaften. 
Der Deal war für Suez äußerst rentabel, 
denn der Konzessionsvertrag enthielt für sie 
vorteilhafte Bedingungen und es wurden 
Aufträge an andere Teile des Suez-Konzerns 
vergeben. Der Schaden aus diesen 
Geschäftspraktiken wurde im Nachhinein 
mit ca. 150 Mio. Euro beziffert. Mitte der 
1990er Jahre stellte sich außerdem heraus, 
dass Alain Carignon von Suez-Managern 
eine Reihe von „Geschenken“ erhalten hatte. 
Darunter finanzielle Wahlkampfunterstützung 
ebenso wie Freiflüge oder eine Wohnung. 
Die Akteure wurden wegen Korruption 
und Bestechung zu Haft- und Geldstrafen 
verurteilt. An den Verträgen änderte das 
jedoch nichts, sie blieben bestehen.  
2000 kam die Kehrtwende: Der massive 
Druck der Bürgerinitiative „Eau secours“ 
und eine Reihe von Gerichtsurteilen führten 
schließlich zur Rekommunalisierung der 
Wasserversorgung. 
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Das URBACT-Programm ist 
Bestandteil der Europäischen 
Kohäsionspolitik und soll den 
Austausch und Wissenstransfer 
zu nachhaltiger Stadtent
wicklung unterstützen. In 
unterschiedlichen Kooperati
onsprojekten mit Pilotstädten 
werden Lösungsansätze zu 
urbanen Herausforderungen 
entwickelt und zur Adaptie
rung und weiteren Umsetzung 
der Städtegemeinschaft zur 
Verfügung gestellt. 

„Wien ist nur dann smart,  
wenn Innovationen und 
Fortschritt eine soziale Kompo
nente haben: Smart City heißt 
schließlich, dem Neuen zum 
Durchbruch zu verhelfen. Dabei 
geht es oft um technische Neue
rungen, zunehmend aber treten 
soziale Innovationen in den 
Vordergrund. Diese sind im Ge
gensatz zu rein technolog ischen 
Entwick-lungen stärker von 
den Bedürfnissen der Bürge
rinnen und Bürger inspiriert,  
breiter getragen und nehmen 
auf das Zu-sammenwirken 
verschiedener Individuen und 
Organisationen besonders stark 
Rücksicht.” 

Smart City Wien Rahmenstrategie,  
2014 

Cities increasingly face multiple and wicked issues and have fewer resources 
to tackle them. The traditional governance model struggles to address these 
issues and its limits reveal the need for a new governance culture. This article 
comes from the URBACT workstream “Social innovation in cities” and inves
tigates the way social innovation has been catalysed in some cities together 
with a governance structural change, based on integrated, participatory and 
co-production approaches. 

A challenging context 

Cities face more and more complex and 
deep-rooted social, economic and envi
ronmental issues. Demographic decline, 
threats to economic development and 
competitiveness, growing social polarisation, 
climate change and the depletion of natural 
resources are amongst the most striking. 
At the same time, their finances have also 
been affected by the crisis, often cited 
as a “perfect storm” of rising needs and 
declining resources. 

Some cities have found that, more and 
more, they cannot address these issues 
by doing what they have done in the past 
through traditional models of governance. 
The focus around single organisational or 
agency remits, relying on the deployment of 
resources over which leaders and managers 
have direct authority, and the rigidity of this 
top-down governance models have had 
their limits exposed. Consequently, there is 
a growing acknowledgment in many cities 
that new governance models are required. 

As such, social innovation, intended here as 
new value creation models mainly based on 
human talents and resources is a means to 
problem-solving and solutions identification, 
aligned to the implementation of new gover
nance processes in cities. Its characteristics 
are collaboration and empowerment of 
all involved stakeholders, and the use of 
new tools such as IT and online resources. 
The previous URBACT workstream on social 
innovation and youth identified that cities 
need to evolve new services alongside their 
citizens by becoming catalysts and inno
vation brokers. That workstream underlined 
the need for new leadership models and the 

implementation of appropriate ecosystems 
supporting social innovation. 

Social innovation has indeed been used in 
some cities worldwide, and includes cases 
which are now internationally recognised as 
being effective in trying out new approaches 
to solving problems. The city of Medellin 
in Colombia is one of these examples: 
long known for high inequalities and crime 
rates, the city became an award-winner 
for its innovation and urban design. It has 
transformed its urban and social landscape, 
the first step of which was the construc
tion of a Metrocable integrating isolated 
neighbourhoods into the remainder of the 
city. It has also regenerated some urban 
areas, recovered public spaces and built 
cultural and education infrastructures: these 
are believed to be key to the city’s transfor
mation and the enabler of citizens’ increased 
participation in urban life. As a result, the city 
has become safer, less polluted, with less 
traffic, and greater social inclusion.1) 

Seoul, in South Korea, is another example. 
Since his election in 2011 (and 2014 re- 
election), Seoul’s mayor Won Soon Park 
has encouraged citizen participation and an 
atmosphere of open dialogue: for his initial 
election campaign he used social media to 
communicate and listen to the needs of the 
citizens. As a mayor he developed a mul
tichannel platform to communicate openly 
about policy-making processes, enabling 
citizens to provide feedback on a real-time 
basis. This involved institutions created for 
the social activities of the city directly under 

1)	 For more information, see URBACT blog on Medellin: 
www.blog.urbact.eu/2014/04/ making-sense-of-medellin/ 
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his office (the Social Innovation Bureau and 
the Public Communication Bureau). He has 
also encouraged social enterprises that 
use innovative methods to tackle social 
problems, and has expanded collaboration 
between government, the private sector and 
civil society. 

Through cross-sector innovation, Seoul 
is involving all stakeholders, for example 
through: 

–	 The Simincheong, located in Seoul City 
Hall: a “speaker’s corner” for anyone who 
wants to send a video message to the city 
administration. 

–	 The Hope Institute’s civil creative pro
grams: where citizens’ ideas are turned 
into policies. 

–	 The Seoul Innovation Planning Division: to 
showcase initiatives of social innovation in 
cities around the world and research how 
to apply them in the local context. 

This approach has enabled the city to create 
large social achievements in a relatively short 
time in a large and complex city, while also 
maximising the city’s resources and budget. 

What these two examples show is that 
social innovation can be used to effectively 
address urban issues, with little economic 
resources and enhanced democratic 
participation. 

However, these examples should not hide 
the fact that many city authorities are still 

“feeling their way” and trying to adapt 
their approach to problem solving. Not all 
cities are confident and comfortable about 
a governance change and the URBACT 
program is playing a key role in relation to 
this: it fosters exchange of practices for 
improved sustainable management of cities 
and provides the baseline for collabora
tion and the sharing of fresh thinking on 
common problems. At a time when there 
are increasing EU resources to support 
social innovation activity, URBACT’s role is 
particularly valuable. This workstream is part 
of this approach. 

What lies behind the practices of cities 
using social innovation? What does that 
imply in terms of local governance? How 
do municipal governments adjust their 
functioning, organisation and culture?What 
new roles should municipalities assume and 
which spaces should they create? These are 
some of the questions we seek to address 
in this article. 

Engaging administration staff 
and stakeholders 

One way of using social innovation in city 
governance has been in increasing “parti
cipation”. Participation in city governance, 
indeed, has been promoted for many years 
to different extents: through consultations or 
the development of ad hoc activities where 
administration staff, citizens or stakeholders 
could feel that they were not only informed 
but also heard. Some cities have innovated 
in going beyond simple participatory proces
ses towards more elaborated approaches to 
engage stakeholders. 

This should first start with the city adminis
tration itself. Moving away from a hierarchi
cal decision-making and problem-solving 
system, some municipalities have opened 
up the policy process to their staff, outside 
the strictly political level. They have deve
loped holistic approaches and metho
dology in order to ensure that for a given 
problem, staff can learn from experiences of 

other sectors, enhance their knowledge, and 
move from problems to solutions. 

This has been the experience of Malmö, 
in Sweden, in the healthcare and elderly 
care sectors. Discussions and exchanges 
brought together civil servants and politici
ans: the variety of perspectives coming from 
the different fields of work of participants 
enriched the dialogue, design and imple
mentation of local policies for elderly. As 
a result, the working approach has been 
adopted by other levels of government 
and the administration of Malmo South is 
currently running more innovative projects 
for elderly compared to other city areas. 

Integrated and systemic approaches 
have also led to learning across sectors. 
The municipality of Gdansk, in Poland, has 
been successful in creating a working group 
defining the agenda for education. When 
dealing with education and social issues, 
the municipality acknowledged the need 
for transversal policy-making: “deprived 
areas, preparation of pupils and students for 
adulthood and the job market, the adaptati
on of schools not only to the highly changing 
needs of the school- children, but to the 
whole local community, where inhabitants 
can find their place and become more acti
ve”, as mentioned by Piotr Kowalczuk from 
the city of Gdansk. As such, an informal 
think-tank was created five years ago: 15 
civil servants worked over two years on the 
definition of common values, on converting 
the social aid into a social development 
policy and working on a cultural change 
process to integrate citizens and stakehol
ders’ perspectives into governance. 

This process led to a shift in the integration 
of citizens in problem solving. Also, in policy 
terms, education became a top priority for 
the city from 2012 onwards and some of the 
members of the think-tank were integrated 
into the city administration staff. 

There are many cities like Gdansk that have 
involved citizens and stakeholders in the 
design and implementation of new services. 



 

 

 

 
  

 
 

 
 

 
  

 

 
 

Amersfoort’s broker role – partner 
in the URBACT Sustainable Food in 
Urban Communities network 

The administration of the City of 
Amersfoort (The Netherlands) has 
adopted a new governance approach 
„letting go“ more often and favouring 
the collaboration with citizens and 
stakeholders over the traditional top
down command and control method. 
The administration has also given 
groups of citizens the responsibility 
to find and implement solutions for 
some key societal issues such as 
health care. 

One of the goals of the administra
tion is to support city initiatives to 
get started or scaled up. This is only 
possible through a systematic match
making process between stakeholders 
and a strong networking activity: 
through meetings, attendance at 
public events and presence within the 
community such as during local food 
markets. As such, the administration 
focuses heavily on connecting initia
tives with the government of the city 
and communicating on the projects. 

The city has launched this work on 
specific topics, such as food, health 
care and welfare or city maintenance 
, as well as working transversally on 
general city governance issues. In the 
food sector, it has for example a large 
experience of working on the accessi
bility of food in the city, community 
gardens, natural playing fields and 
educational gardens, especially 
enhanced by the Local Support Group 
on sustainable food. 

Through networking and matchma
king, the city ensures that projects 
arising for the created connections 
can be implemented in a fully 
independent way. This results in a 
better knowledge and integration of 
all parties in city governance which 
is also made possible thanks to the 
reactivity of the municipality when 
support is needed. 

www.sustainable-everyday-project.net/urbact
sustainable-food/category/amersfoort/ 

This requires creating new synergies 
between administration and stakeholders, 
sharing and benefiting from each others’ 
experiences, as well as cooperating on 
concrete projects, sharing tasks and 
responsibilities. 

Through cooperation and co-creation 
and up to co-responsibility, a whole 
new system has come to life in some 
cities, making a “micro-society” in itself, 
a working and more sustainable system 

within the wider society. Furthermore, 
beyond connecting stakeholders from 
different and separate arenas, some 
public authorities have tried to settle 
relationships between them, at the same 
time embedding social and environmental 
values. This has been the aim of the 
URBACT TOGETHER network which 
has addressed cities’ challenges from 
the identification of needs from citizens 
themselves at the same time empowering 
them in the implementation of solutions. 
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Brokering between 
stakeholders in the city 

In order to ensure an efficient and working 
integration of all relevant stakeholders in city 
governance, some cities had to adapt their 
role, and sometimes extend their competen
cies. In particular, it has been proven crucial 
not only to bring stakeholders together but 
also to stimulate relationships and initiate new 
partnerships. As such, some civil servants 
have played an active role as “brokers”. As 
stated in the “How can cities support young 
people through social innovation?” (URBACT 
Tribune 2012), the function of the “trusted 
broker” is pivotal in establishing relationships 
based on trust, between all stakeholders. 

A broker, ensures the function of mediator 
between two parties. In a city, it requires 
organising a complex set of activities, which 
go beyond the usual practices of the admi
nistration. One key feature is match-making 
between stakeholders: civil servants need 
to identify stakeholders, connect them and 
ensure that a form of cooperation can arise. 

Other features are the need to animate and 
use specific tools, which requires a proactive 
role in the field with stakeholders. Ensuring 
that the brokering role is efficient in turn 
demands developing specific soft and hard 

François Jegou 
Marcelline Bonneau 

skills (i.e. from empathy to forms of public 
entrepreneurship), as well as adapting to a 
new working method (i.e. fostering partner
ships without breaking into the expected 
neutrality of the public sector). Our research 
indicates that dedicated training in these new 
competences is crucial. 

One of the platforms enabling this brokerage 
function has been the Local Support Groups 
set up within the URBACT program, where 
partner cities commit themselves to listening 
to and liaising with stakeholders, and 
co-produce solutions towards the generation 
of more efficient and strategic Local Action 
Plans (LAP)2). As part of the URBACT Susta
inable Food in Urban Communities network, 
the City of Amersfoort went beyond the 
group’s stakeholders to expand with regular 
and frequent interactions with citizens and 
stakeholders, integrating them more actively 
in city governance and ensuring matchmaking 
for the development of projects. 

Creating shared spaces 
and ways to engage and innovate 

In adapting their role to new urban realities, 
some cities have gone beyond the usual 
structures for problem-solving, such as 
meetings, to provide a space for experimen
tation with innovative solutions. In these cities 
the administration is not solely responsible for 
identifying and implementing solutions. While 
retaining this final responsibility it has created 
space for other actors to bring new ideas and 
facilitate their implementation. 

One example has been the use of procure
ments such as competitions, calls and others 
to orient and stimulate innovation. Not only 
does this create new opportunities, but it also 
widens the administration’s service providers. 
In light of this, some cities have experimented 
with complementary forms of participative 

2) A specific edition of the URBACT Tribune in August 2011 
made an overview and analysis of LSGs and the integrated 
and co-production journeys,highlighting the benefits for city 
governance and policy making:  urbact.eu/fileadmin/gene
ral_library/ URBACT_16_08_11_pre_BAT-3.pdf 

BCN Open challenge 
(Barcelona) 

A survey amongst 54 global 
cities show that less than 10% 
of cities accept unsolicited 
proposals for new solutions 
coming from small enterprises. 
BCN Open challenge attempts 
to invert this trend and to 
guarantee space for small 
companies to innovate in the 
city. As an international call, 
it seeks to procure innovative 
and sustainable solutions to 
transform both public services 
and places in Barcelona. It is 
organized by the Barcelona 
city council and a supporting 
company, Citymart. 

Six social issues should 
be tackled in the proposed 
solutions: reducing bicycle 
thefts in the city, empowering 
support systems to reduce 
social isolation, monitoring 
pedestrian flows in the city, 
tools for digitisation of mu
seum and archive collections, 
automatic detection and alerts 
of damaged road surfaces, and 
empowering local retail trough 
technology. 

The prize of the BNC Open 
Challenge is a direct com
mitment to contract the six 
winning solutions. 

Through this competition, the 
city of Barcelona seeks to make 
the process of procurement 
decisions more cost-efficient, 
transparent, and allowing 
small entrepreneurs to be 
part of this process and to 
implement their innovative 
solutions. It seeks to allow 
small entrepreneurs to be part 
of this process and implement 
their innovative solutions. 

The winners have been an
nounced by the end of 2014. 

www.bcnopenchallenge.org 



 
 

 
 

 

Public labs 

The labs seek to create an 
alternative environment in 
order to boost the reflection 
outside of usual boundaries in: 
setting up an atmosphere of 
trust and true cooperation, re
interrogating and investigating 
the classical way of addressing 
societal challenges, working 
directly in immersion with 
users, simulating, testing on 
the ground and creating proto
types of new solutions, through 
a trial and error process. 

These are far enough from 
the market and from public 
institutions to become an 
“experimentation-based 
forward-looking zone” and a 
“do-tank” for traditional public 
and private institutions. These 
labs can be focusing on a me
thod or a technology (interdis
ciplinary teams; design-driven 
approach, action-research, 
etc.), on a specific topic (e.g. 
education, health, youths), in 
or outside the system, working 
directly or indirectly, together 
or in opposition with public 
authorities, they can be very 
small or very large (small cell 
to some dozens of people). 

In those labs, civil servants, 
supported by interdisciplinary 
and creative teams, review and 
test policies, on the basis of 
bottom-up, usage-based and 
community centered approa
ches, with a particular focus on 
design approaches. 

blog.la27eregion.fr/ Labs-for-System
Change-des-labos 

contributions such as competitions. In the 
case of the city of Barcelona, in Spain, the 
BCN Open Challenge has sought to improve 
the efficiency of procurement decisions, 
and to allow small entrepreneurs to be 
part of this process and to implement their 
innovative solutions to various urban issues. 

Another approach has been to step away 
from traditional governance building on 
expertise, planning and forecasting and to 
seek new and innovative, “out of the box” 
solutions with the help of user-driven or 
community-driven innovation specialists 
such as designers, supporting civil servants 
directly involved in the process. In this 
regard, some cities have set up Public 
Innovation Labs or Public Innovation Places 
which serve as action-research oriented 
and experimentation-based areas for the 
exploration of problems and the identifica
tion of solutions. 

Some cities have also set up online collabo
rative platforms linking residents, companies 
and academics for exchanging ideas. These 
can also be a space for developing syste
matic solutions for solving city challenges. 
The city of York, in the UK, for example, 
has animated an open innovation platform 
to generate ideas and solutions in network 
on social problems of the city. It is currently 
piloting the transfer of this approach to other 
cities of the URBACT Genius Open network, 
Tallinn (Estonia), Siracusa (Italy) and San 
Sebastian (Spain). 

The space for experimentation also includes 
those usually dedicated to economic 
innovation such as incubators: outside 
the administration and with limited interfe
rence with the way they usually function, 
resources, skills and expertise are brought 

together to identify solutions to societal 
needs. 

Finally, experimentation can also take place 
in public spaces and open air where a ma
ximum number of citizens can be attained: 
these can be outside the usual boundaries 
of organized public or virtual spaces, for 
example at street markets, during public 
events or through project visits. In a complex 
realm of actions, URBACT networks such 
as “Placemaking” are also designing what 
they call a “living lab’ where end-users can 
cocreate any public place, and partners 
intend to be flagships of developing urban 
renewal projects with efficient participatory 
techniques. 

Conclusion: Towards a new 
governance culture 

Through a few examples we can see that 
the integration of social innovation implies 
a shift from command and control to 
brokering and engagement between all 
players, stimulating social initiatives and 
creativity within the public sector. In the 
cases observed here, city governance has 
become less directive and more participative 
and co-produces with stakeholders and 
communities. 

This clearly means that some cities’ gover
nance model has been disrupted. Where 
does this disruption come from? It seems 
that in some cases, the drivers for these 
changes come from the top: an explicit 
leadership shift seems to be crucial to 
ignite the process and drive culture change. 
In other cities the drive is more bottom 
up, from civil servants themselves or civil 
society. In any case, this culture change has 
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been enabled with the upcoming of a new 
city ecosystem, creating the space for and 
re-envisaging the relationships between all 
actors. 

For sure, addressing existing city challenges 
with the use of social innovation requires a 
culture change: this includes building the 
capacity of all involved actors, including the 
development of adequate skills, attitudes 
and mentality. 

Leaders need to adjust their strategies, 
adopt new positions and act as a “chef 
d’orchestre”: listening to stakeholders, 
animating the local governing system, 
playing the role of interpreters between 

local players, translating between different 
players and cultural languages, raising 
mutual interests and synergies, and building 
a culture of trust. 

Leaders should also be ready to go beyond 
their comfort zones, take risks, experiment 
and be prepared to learn from (unavoidable) 
mistakes. 

This URBACT workstream will investigate 
further those questions through case 
studies, chat sessions, meetings and a final 
report to be published early 2015. 

Although it is crucial for each municipality 
to generate ideas, it is also key to create 

synergies and mutualise on existing ones. 
As such, we are keen on sharing with and 
drawing from experiences from all relevant 
actors: city administrators, urban planners 
as well as experts. Our website presents the 
information the workstream has gathered 
so far and is (aligned with the principles of 
social innovation outlined here) a plattform 
open to your contributions.  3) 

  3)	  www.sustainable-everyday-project.net/urbact-socialinno
vationincities/ 



 

 
 

 
 

 
 

 
 

Urban Europe – warum Europa Städte braucht.
 
An urban agenda for economic growth. 

Autoren: 

Dipl.-Vw. Klemens Himpele 
Mag. Gerrit Thell 
MA 23 – Wirtschaft, Arbeit und Statistik 

www.wien.gv.at/kontakte/ma23 

Welche Herausforderungen, Erwartungshaltungen und Rahmenbedingungen 
bestehen für Städte in einem Europa 2020, das auf intelligentes, nachhaltiges 
und integratives Wachstum setzt, aber nicht aus der Krise herauskommt? 
Nur durch ein Abgehen von der europäischen Austeritätspolitik wird sich die 
Innovationskraft der urbanen Regionen wieder frei entfalten können. In Zeiten 
rasanter zukunftsweisender Entwicklungen in der Wirtschaft (Industrie 4.0, 
Online-Plattformen) sind innovative Lösungsansätze der Städte gefragt. 

Ausgangslage 

Die wirtschaftliche Entwicklung in Europa 
ist noch immer von den Auswirkungen 
der Finanzkrise geprägt: Schwaches 
Wirtschaftswachstum geht einher mit 
einer hohen Arbeitslosigkeit vor allem im 
Süden des Kontinents, eine ganze Gene
ration junger GriechInnen, PortugiesInnen, 
SpanierInnen und ItalienerInnen wird um ihre 
Entwicklungschancen beraubt. Gleichzeitig 
fehlt den Staaten das Geld, das sie dringend 
benötigen würden, um über Investitionen 
die Infrastruktur zu modernisieren und damit 
die wirtschaftliche Entwicklung zu stärken. 
Einer von Zukunftsoptimismus geprägten 
aktiven Wirtschaftspolitik der 1970er Jahre 
ist auf europäischer Ebene eine dogmati
sche Austeritätspolitik gefolgt, die Europa 
nachhaltigen Schaden zugefügt hat. Auch 
private Unternehmungen verschulden sich 
nicht mehr, um das aufgenommene Kapital 
in Anlagen zu investieren. Alle wollen sparen 
– die Privathaushalte (was normal ist), aber 
auch die Unternehmen und der Staat – und 

würgen damit eine positive konjunkturelle 
Entwicklung ab. Europa droht deshalb, 
seine ökonomische Führungsposition 
einzubüßen, da in den USA und in Asien 
deutlich offensiver mit den Problemen der 
Finanzkrise umgegangen wird. 

Die neuen Produktionsformen und Tech
nologien sowie die globale Arbeitsteilung 
stellen „Hochlohnregionen“ in Europa und 
global vor große Herausforderungen. Es gilt, 
Strategien zu finden, um die Beschäftigung 
dennoch auf hohem Niveau zu halten und 
speziell in jenen Regionen ausreichend 
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen, in 
denen die Bevölkerung wächst. Gerade 
urbanen Regionen kommt hier eine zentrale 
Bedeutung zu: Hier finden Innovationen 
statt, die Dichte des urbanen Umfelds 
ermöglicht die volle Wirksamkeit bestimmter 
Technologien, hochqualifizierte Arbeitskräfte 
und Forschungseinrichtungen finden sich in 
den Ballungszentren, und die Diversität der 
Bevölkerung ermöglicht das Entstehen von 

Bruttoinlandsprodukt, 2010 = 100 
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Urban Europe – warum Europa Städte braucht.
An urban agenda for economic growth.
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Neuem. Städte sind eine enorme zivilisato
rische Leistung und bieten den Menschen 
höchste Lebensqualität in Form eines 
breiten kulturellen und infrastrukturellen 
Angebots. Die Lösungen auf die derzeitigen 
Brüche können daher nur aus den Städten 
kommen. 

Städte als Impulsgeber 

Fast drei Viertel aller Menschen in Europa le
ben in urbanen Regionen, ein Wert, der laut 
den Vereinten Nationen (UN – World Urba
nization Prospects) bis 2050 auf über 80% 
ansteigen wird. Städte bieten den Menschen 
eine hohe Lebensqualität mit einem vielfälti
gen sozialen Leistungsangebot, aber auch 
Arbeitsplätze und Zukunftschancen. Sie 
sind nicht nur demografische „Hotspots“, 
sondern auch Zentren des Wissens, der 
Innovation, der Kultur und der Wirtschaft. 
Neben Faktoren wie der internationalen 
Erreichbarkeit und der Sichtbarkeit sind 
besonders das Angebot an qualifizierten 
Arbeitskräften sowie das Vorhandensein von 
Unternehmen entscheidend, die ergänzende 
Dienstleistungen (unternehmensbezogene 
Dienstleistungen) anbieten. 

Jahrzehnte nach der Internetentwicklung 
beginnen sich die ökonomischen Produkti
onsweisen dramatisch zu ändern. Einerseits 
werden über Plattformen Dienstleistungen 
zugekauft, welche von Menschen angebo
ten werden, die gleichzeitig ProduzentInnen 
und KonsumentInnen sein können. Die 
bekanntesten dieser Plattformen sind 
AirBNB im Bereich der Zimmervermietung 
und UBER als Taxiunternehmen, es gibt 
jedoch auch in anden Bereichen derartige 
Plattformen (haushaltsnahe Dienstleistun
gen, Restaurantleistungen, Kleiderverleih 
usw.). Diese neuen Plattformen drohen 
die sozialen Standards der europäischen 
Ausprägung des Wohlfahrtsstaates zu 
unterlaufen. Es ist derzeit unklar, wie 
soziale Sicherungssysteme, gewerbe- und 
versicherungsrechtliche Fragen, Fragen der 
fairen Arbeit, Lohndumpingprobleme usw. 
dahingehend reguliert werden können, dass 

Anteil der städtischen Bevölkerung in der Europäischen Union, 1960 bis 2013 
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einerseits das Nutzen von Innovationen 
möglich bleibt, aber gleichzeitig die sozialen 
Standards für alle weiterhin erhalten bleiben. 
Andererseits ist der Internethandel nicht 
mehr wegzudenken und sämtliche Daten 
weisen auf enorme Wachstumsraten hin, die 
mit der jüngeren, internetaffinen Generation 
weiter steigen dürften und den städtischen 
Handelsinfrastrukturen massiv zusetzen. 

Die technologische Entwicklung benötigt 
ein breites Spektrum an Qualifikationen und 
komplementären Angeboten, um im Wettbe
werb der Standorte bestehen zu können. 
Nur in Städten findet sich ein ausreichend 
breites Angebot an Waren und Dienstleis
tungen, um die neuen Technologien auch 
lokal zu nutzen. Und: In Städten müssen 
die großen Herausforderungen der Zukunft 
– insbesondere die Fragen der natürlichen 
Ressourcen – beantwortet werden. Die 
Dichte der Städte, die kurzen Wege, der 
hohe Anteil an öffentlichen Nahverkehrsein
richtungen – alles sind Faktoren zur Lösung 
der großen ökologischen Herausforderun
gen. Für die Zukunft ganz wesentlich wird 
daher die Fähigkeit der Städte sein, nicht 
nur auf lokale und globale Herausforde
rungen zu reagieren sondern selbst neue 
Entwicklungen in Gang zu setzen, wie es 
Wien mit seiner Smart City Rahmenstrategie 
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getan hat. Dies wird für die Lebensqualität 
und das Zusammenleben von Menschen 
weit über die Stadtgrenzen hinaus heute 
und in der Zukunft des 21. Jahrhunderts 
entscheidend sein. 

Städtische Wissenszentren 

Wien hat sich eines geographischen Stand
ortvorteils bedienen können, und ist Sitz von 
zahlreichen Headquarters, die Steuerungs
funktionen nach Ost- und Südosteuropa 
ausüben. Eines muss aber klar sein: Das 
Gesamtpaket ist entscheidend, ein Defizit 
in einzelnen Bereichen (Umweltbelastung, 
Kriminalität etc.) kann schnell dazu führen, 
dass die Lebensqualität als beeinträchtigt 
empfunden wird.  

Die ökonomische Entwicklung und die 
Brüche in den alten Produktionsstrukturen 
machen innovative Betriebe zu einem immer 
wichtigeren Bestandteil der Wertschöp
fungsprozesse. Um die großen Herausfor
derungen zu lösen, bedarf es hervorragend 
ausgebildeter UnternehmerInnen und 
MitarbeiterInnen, innovativer Lösungsan
sätze und des Willens, die Netzwerkeffekte 
der Großstadt zu nutzen. Mit dem Bevöl
kerungswachstum der Stadt Wien war eine 
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rasante Entwicklung der regionalen Wirt-
schaft in Richtung Dienstleistungsmetropole 
und Wissensstadt verbunden. So hat sich 
die Zahl der forschenden Betriebe in den 
vergangenen 15 Jahren verdreifacht und 
mittlerweile sind im Bereich Forschung und 
Entwicklung mehr als 40.000 Beschäftigte 
tätig. 

Mit rund 190.000 Studierenden ist Wien 
zudem die größte Universitätsstadt im 
deutschen Sprachraum. Als Indikator für die 
Wissensorientierung der Stadt können auch 
die Forschungs- und Entwicklungsausgaben 
in Prozent des Bruttoregionalprodukts 
herangezogen werden: Hier liegt Wien mit 
über 3,4 Prozent  unter den Top-Regionen 
Europas. Diese hohe Wissensorientierung 
resultiert auch in einer überdurchschnittli-
chen Produktivität (gemessen in Bruttore-
gionalprodukt pro EinwohnerIn): Bereits im 
Jahr 2000 war sie die höchste in Österreich 
und dies gilt auch für die aktuell verfügbaren 
Zahlen von 2013, und das trotz eines 
beträchtlichen Bevölkerungswachstums von 
mehr als 200.000 EinwohnerInnen! 

Insbesondere beim Thema „Wissens-
spillovers“ – also dem Wissenstransfer 
von Unternehmen bzw. Universitäten 
untereinander – haben Städte einen 
natürlichen Agglomerationsvorteil. Die 
neueste Forschung geht davon aus, dass 

dieser Wissenstransfer nicht nur innerhalb 
einer Branche stattfindet und Wachstum 
fördert, sondern vor allem auch branchen-
übergreifend zu positiven Effekten führt. 
Gerade in diesem Wissensaustausch von 
Unternehmen, die aus ganz unterschiedli-
chen Bereichen kommen, liegt ein enormes 
Innovationspotenzial.  Diesen Standortvorteil 
gilt es aktiv zu nutzen, da vernetztes Wissen  

in der heutigen globalisierten Wirtschaft der 
entscheidende Wettbewerbsfaktor ist. Denn 
eines  ist klar: Regionen mit einem hohen 
Lohnniveau werden nur mit innovativen 
und qualitativ hochwertigen Produkten und 
Dienstleistungen am Weltmarkt erfolgreich 
sein.  

Notwendige Investitionen

Die steigende „Verstädterung“ weltweit zeigt 
auch, dass die Lebensqualität der Städte 
zunehmend als attraktiv wahrgenommen 
wird. In Ballungsräumen finden Menschen 
neben unterschiedlicher Bildungs- und 
kulturellen Einrichtungen auch eine gute 
Infrastruktur, und – ganz wesentlich – ein 
diversifiziertes Arbeitsplatzangebot vor. 
Städte verstehen sich auch als soziale 
Dienstleisterinnen und entwickeln eigene 
soziale Angebote entsprechend den Bedürf-
nissen der BewohnerInnen weiter, z.B. ein 
flächendeckendes Netz an Kindergärten und 

Horten oder Betreuungseinrichtungen für 
Pflege (im Alter), von denen alle Familienmit-
glieder für eine individuelle Lebensgestaltung 
profitieren können. 

Wachsende Städte benötigen aber auch 
eine entsprechende Infrastruktur – seien 
es Bildungseinrichtungen, Wohnungen 
oder der öffentliche Nahverkehr – und dies 
bedeutet Investitionen und damit finanzielle 
Aufwendungen. In Zeiten von geringem 
Wirtschaftswachstum und erheblichem 
Sparzwang scheint das eine schier unlös-
bare Aufgabe zu sein. Aufgrund der engen 
rechtlichen Budgetvorgaben steigt deshalb 
der Druck, verstärkt auf öffentliche-private 
Partnerschaften (PPP) zurückzugreifen. 
Diese sind jedoch nicht unumstritten. Neben 
demokratischer  Bedenken (die Verträge 
sind zumeist nicht öffentlich zugänglich, 
Zielkonflikt Gemeinwohl und Gewinnma-
ximierung) haben Erfahrungen gezeigt, 
dass PPP-Modelle der öffentlichen Hand 
längerfristig keine Kostenvorteile bringen, 
sondern im Gegenteil Mehrkosten verursa-
chen (siehe Beispiele in Deutschland), da die 
Privaten ja schon kurzfristig einen Gewinn 
erwirtschaften müssen, und diesen dann 
die öffentliche Hand aufbringen muss. Bei 
Ländern wie Österreich oder Deutschland, 
die sich derzeit am Kapitalmarkt zu deutlich 
günstigeren Zinsen als Private finanzieren 
können, kommt zusätzlich noch diese 
Zinsdifferenz hinzu. PPP-Modelle sind somit 
ein Instrument zur Finanzierung von Inves-
titionen, ohne den Staatshaushalt direkt 
zu belasten (Maastricht), verursachen aber 
nach aktuellem Wissensstand längerfristig 
höhere Kosten für die SteuerzahlerInnen. Die 
Sinnhaftigkeit dieser Finanzierungsform von 
Investitionen darf folglich ernsthaft bezweifelt 
werden.  

Industrie 4.0 
als Chance für Metropolen

Die Wirtschaftskrise hat auch die Bedeutung 
der Industrie für die Volkswirtschaft wieder 
hervorgehoben. Zweifellos hat dieser Sektor 
mit hohen Ausgaben für Forschung und 

Anzahl der Beschäftigten (Köpfe) in Wien in F&E um 60 Prozent gestiegen
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Entwicklung sowie einer starken Nachfrage 
an qualifizierten Dienstleistungen eine 
enorme Bedeutung für eine Stadtwirtschaft. 
Die EU-Strategie, den Industrieanteil bis 
zum Jahr 2020 auf 20 Prozent zu steigern 
(Anteil an der Wertschöpfung), zielt in diese 
Richtung. 

Nachdem es in den letzten Jahrzehnten 
zu einer zunehmenden Tertiärisierung der 
Städte kam – teilweise stieg der Anteil des 
Dienstleistungssektors an Wertschöpfung 
und Gesamtbeschäftigung über die 80 
Prozentmarke – wurde zunächst eher davon 
ausgegangen, dass sich Stadtwirtschaften 
mit industrieller Produktion räumlich nur 
schwierig vereinbaren lassen (Umwelt
verschmutzung, Lärmbelästigung etc.). 
Modernste Produktionstechniken können 
die Umweltbelastungen mittlerweile jedoch 
auf ein Minimum reduzieren. Unumstritten 
ist zudem der wichtige Beitrag der Industrie 
für das regionale Wirtschaftsgefüge, durch 
hochwertige Arbeits- und Ausbildungsplät
ze, eine hohe Neigung zu Forschungs- und 
Entwicklungstätigkeiten oder die Nachfrage 
nach qualifizierten Dienstleistungen. 

Eine ganz wesentliche Chance für die 
Stadtwirtschaft stellt das Thema Industrie 
4.0 (auch „Smart Production“) dar. Diese 
derzeit stattfindende technologische Revo
lution der Industrie zu vollautomatisierten 
und vernetzten Produktionsstätten, die oft 
als vierte industrielle Revolution bezeichnet 
wird, könnte gerade für Stadtwirtschaften 
bedeutend sein. Dies deshalb, weil davon 
auszugehen ist, dass hochqualifiziertes 
Personal sowie insbesondere Dienste 
aus Branchen nachgefragt werden, die in 

Stadtwirtschaften gut vertreten sind, wie 
beispielsweise die IKT-Branche, aber auch 
die Kreativwirtschaft (wenn der Trend weg 
von der Massenproduktion zur individuellen 
Fertigung eintreten sollte). Es sind hier also 
natürliche Standortvorteile für Ballungsräu
me zu finden, die zu einer Renaissance der 
Industrie in Städten führen könnten.   

Nachfrage nach Hochqualifizierten 
– besondere städtische Heraus
forderung

Sowohl für wirtschaftliche Stabilität als auch 
für die Lebensqualität von Menschen spielt 
die Innovationsfähigkeit von Städten eine 
entscheidende Rolle. Große technologische 
oder soziale Innovationen konnten und kön
nen sich ohne den Staat nicht entwickeln, 
sie gehen meist sogar vom Staat aus. Das 
gilt für die Alphabetisierung der Menschen 
oder die Entwicklung der Wasserversorgung 
gleichermaßen wie für die Verbreitung von 
Waschmaschinen, Autos, Internet oder 
von Mobilfunkgeräten. Städte stellen als 
Nährboden von Innovationen hochentwi
ckelte physische, institutionelle und soziale 
Infrastrukturen zur Verfügung und sind als 
Nachfragerinnen von innovativen Gütern 
und Dienstleistungen selbst ebenfalls ein 
bedeutsamer Treiber von Innovationen im 
Unternehmenssektor. 

Mit dem Wettbewerb um die besten Innova
tionen einher geht eine erhöhte Nachfrage 
nach hochqualifizierten Fachkräften. Es 
ist die lokal konzentrierte intellektuelle und 
unternehmerische Vielfalt, die Städten ihre 
hohe Produktivität verleiht. Das Angebot an 

Hochqualifizierten kann dazu wohl teilweise 
durch lokale Bildungssysteme gewährleistet 
werden, es wird jedoch zusätzlich durch ein 
erneuertes Verständnis von Zuwanderung 
zu decken sein. Städte wie Wien werden 
sich deshalb künftig noch mehr als bisher 
weltoffen präsentieren müssen um eine 
qualitative Anziehungskraft ausstrahlen zu 
können. Eingewanderten Menschen ist mit 
einer Willkommenskultur zu begegnen, die 
es ermöglicht, das so entstehende Innovati
onspotenzial zur Gänze zu erkennen und zu 
nutzen. 

Auf die Zukunft vorbereitet 

Städte stehen somit unzweifelhaft vor 
großen Herausforderungen, bringen aber 
alle Möglichkeiten mit, diese gut zu bewäl
tigen. Ein großes ökonomisches Potenzial, 
kulturelle Vielfalt und Kreativität sowie 
soziale Dynamik sind reichlich vorhanden. 
In Kombination mit einer öffentlichen Hand, 
die sich ihrer Rolle als wichtige Innovati
onstreiberin und Dienstleisterin bewusst 
ist, ist Wachstum, das sich auch auf dem 
Arbeitsmarkt widerspiegeln muss, möglich. 
Denn gerade in Agglomerationsräumen 
wie Städten besteht, bei zunehmender 
Ungleichheit, die Gefahr der Herausbildung 
von sozialen Brennpunkten. Die Erhöhung 
der Wettbewerbsfähigkeit sollte daher durch 
die Nutzung bestehender Standortvorteile 
und nicht durch niedrige Lohnkosten, 
Umwelt- oder Sozialstandards erreicht 
werden. Allgemein gilt, dass Städte sich 
gegenseitig inspirieren können, aber jede 
urbane Region ist einzigartig und muss ihren 
eigenen Zukunftsweg einschlagen. 
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Übersicht über jene Akten, 
die dem Gemeinderatsausschuss für europäische und internationale 
Angelegenheiten im Jahr 2014 vorgelegt wurden. 

Ausschuss 
vom Thema 

Antrag auf 
Abstimmungs 

ergebnisUnvereinbarkeit 
(Subsidiaritätsrüge) Kenntnisnahme 

6.11.2014 

Status der Umsetzung der Datenschutz-Grundverordnung ✕ Einstimmig 

Argumentarium gegen die Wasserliberalisierung; 
Aktualisierung 2014 ✕ Einstimmig 

9.10.2014 

Subsidiarität und nationale Parlamente 2013 ✕ Einstimmig 

Ausschuss der Regionen ✕ Einstimmig 

20 Jahre Büro Brüssel der Wirtschaftsagentur Wien ✕ Einstimmig 

18.9.2014 

Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Änderung der Richtlinien 2008/98/EG 
über Abfälle, 94/62/EG über Verpackungen und Verpa
ckungsabfälle, 1999/31/EG über Abfalldeponien, 2000/53/ 
EG über Altfahrzeuge, 2006/66/EG über Batterien und 
Akkumulatoren sowie Altbatterien und Altakkumulatoren 
sowie 2012/19/EU über Elektro- und Elektronik-Altgeräte 

✕ Einstimmig 

Aktivitäten des prioritären Handlungsfelds 10 (PA10) der 
EU-Strategie für den Donauraum (EUSDR) ✕ Einstimmig 

6.5.2014 

Vorschlag für eine Verordnung (des Europäischen Parlaments 
und des Rates) über die ökologische/biologische Produk
tion und die Kennzeichnung von ökologischen/biologischen 
Erzeugnissen 

✕ Einstimmig 

EU-Förderungen für Wien; Europäische Territoriale 
Zusammenarbeit (ETZ) ✕ Einstimmig 

EU-Förderungen für Wien; Stärkung der regionalen 
Wettbewerbsfähigkeit und integrative Stadtentwicklung ✕ Einstimmig 

1.4.2014 
Europabericht der Stadt Wien 2013 ✕ Einstimmig 

Wiener Dialogforum ✕ Einstimmig 

4.3.2014 

EU-Projekte der Wirtschaftsagentur Wien Gruppe ✕ Einstimmig 

Mitteilung der EK „Gemeinsam für eine wettbewerbsfähige 
und ressourceneffiziente Mobilität in der Stadt“, 
COM(2013) 913 

✕ Mehrheitlich 

13.2.2014 

Wiener Resolution für den sozialen Wohnbau in Europa ✕ Einstimmig 

Umsetzung der EU-Richtlinie INSPIRE ✕ Mehrheitlich 

Mitteilung der EK „Saubere Luft“; Richtlinienvorschlag: 
Begrenzung der Emissionen in der Luft ✕ Einstimmig 
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Bratislava
 

Staat: Slowakei 

Koordinaten: 48° 9' N, 17° 9' O 

Fläche: 368 km² 

Stadtteile 5 okresy 

Einwohner: 417.389 (2013) 

Bevölkerungsdichte: 1.135 Einw./km² 

Postleitzahl: 800 00–899 00 

Bratislava ist eine der jüngsten Hauptstädte 

in Europa, erst seit 1. Jänner 1993 hat sie 

diese Stellung inne. Nur 56 Kilometer trennen 

die beiden am engsten beieinander liegenden 

Hauptstädte Europas Wien und Bratislava. 

Seit zehn Jahren verbindet der Twin City Liner 

die beiden Städte, bis zu fünf Mal täglich 

pendeln zwei Schiffe im Linienbetrieb auf der 

Donau. Seit dem Start im Jahr 2006 waren 

fast 1,2 Millionen Passagiere mit den Schiffen 

unterwegs. Der Twin City Liner ist jedoch nicht 

nur Publikumsmagnet, sondern auch Muster

beispiel dafür, dass die beiden Städte Wien 

und Bratislava immer stärker zu einer Region 

zusammenwachsen. 



 

Stadtrechnungshof Wien
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